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Krapf Stefan, Bgm. Mag.phil

Schlair Wolfgang, Vzbgm. Dipl.-Ing. (FH)
Hopoltseder Thomas Michael, StR.

Apfler Martin, StR. Mag.

Schonleitner Irene, StR.in

Frostel, MSc. Michael, StR.

Schneditz-Bolfras Michael Savo Oskar, GR Dr.iur.
Andelner Manfred, GR

John Siegfried, GR

Thallinger Auguste, GR.in

. Reingruber Manfred, GR

Bergthaler Karl, GR Mag. Dr.iur
Peganz Elke Maria, Dir.in GR.in
Weichselbaumer Michael, GR
Attwenger Maximilian, GR
Bauer Christian Friedrich, GR Ing. BSc., MA  Vertretung fur Herrn GR
MBA Franz Rudolf Moser

Vesely Recte Riha Bettina Sibylle, GR.in  Vertretung fir Frau

GR.in Theresa-Caroline Friedrichsberg

Kosma Hans-Peter, GR Vertretung fur Herrn GR Johannes Bamminger
Reiter Ulrike Eva, GR.in Vertretung fur Herrn GR Mag. Maximilian Loberbauer
Lang Rainer Eduard, GR Vertretung fur Frau GR.in Jane Beryl Simmer, MBA

Enzmann Beate, Vzbgm.

Colli Gunther, GR KR

Trieb Peter Josef, GR

Fritz Dina, GR.in Mag.iur

Fritz Rudiger, GR Dipl.-Ing. Vertretung fur Herrn GR Georg Helmut Pollak

Sageder Wolfgang, StR.

Auer Elisabeth, GR.in

Hochegger Helmut, GR

Auer Erich, GR

Henter Christian, GR Vertretung fur Herrn GR Markus Medl|

KalRmannhuber Reinhold, StR. Dipl.-Ing.

Hausherr Rosina, GR.in

Pucher Franz, GR Mag. Vertretung fur Frau GR.in Margit Drack

Hitzenberger Elisabeth Friederike, GR.in Dr.in  Vertretung fur Herrn GR
Dr.med.vet Andreas Georg Rudolf Hecht

Bors Johanna, GR.in Mag.a

Kienesberger Otto, GR Dipl.-Ing.

Harringer Ulrike, GR.in Vertretung fur Herrn GR Dipl.-Ing. Josef Sperrer
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38. Buchegger Peter, MBA Finanzabteilung (bis einschl. TO-Pkt. 39)
39. Pseiner Heimo, Dr. Stadtamtsdirektor
40. Schogl Monika als Schriftfiihrerin

Entschuldigt abwesend sind:
41. Friedrichsberg Theresa-Caroline, GR.in
42. Bamminger Johannes, GR
43. Moser Franz Rudolf, GR MBA
44, Loberbauer Maximilian, GR Mag.
45. Simmer, MBA Jane Beryl, GR.in
46. Pollak Georg Helmut, GR
47. Medl Markus, GR
48. Drack Margit, GR.in
49. Hecht Andreas Georg Rudolf, GR Dr.med.vet
50. Sperrer Josef, GR Dipl.-Ing.

Bgm. Mag. Krapf:

Ich eroffne die 13. ordentliche 6ffentliche Sitzung des Gemeinderates der Stadtgemeinde Gmun-
den und begriiRe Sie sehr herzlich. Weiters begrif3e ich die Vertreter der Presse und die Zuhdrerin-
nen und Zuhorer.

Das Stattfinden dieser Sitzung wurde in der Presse und an der Amtstafel ortsiiblich bekanntgemacht.
Sie selbst haben eine schriftliche Einladung erhalten.

Ich stelle fest, dass der Gemeinderat beschlussféahig ist.

Die Verhandlungsschrift Gber die 12. Sitzung des Gemeinderates lag zur Einsicht auf und blieb ohne
Beanstandung. Die rechtmaRige Genehmigung gemaR den Bestimmungen der O8. Gemeindeord-
nung 1990 i.d.g.F. (8 54 Abs. 3-6) erfolgt am Schluss der Sitzung durch Beurkundung durch den Buir-
germeister und je einem Mitglied der im Gemeinderat vertretenen Fraktionen. Die genehmigte Ver-
handlungsschrift wird auf der Homepage der Stadtgemeinde Gmunden verdffentlicht.

Bgm. Mag. Krapf erklart, dass

TO-Pkt. 58 ,Beratung und Beschlussfassung tber den eingebrachten Antrag der BIG-Gemeinderats-
fraktion (StR. DI KaBmannhuber): Der Gemeinderat mdge beschlieRen fir den Stadtrat fir Bauange-
legenheiten, der von der BIG-Fraktion gestellt wird, die Aufwandsentschadigung It. GemO § 34 Abs. 3
in Zusammenhang mit der Funktion des Fraktionsobmannes neu festzulegen.”

abgesetzt wird.

Wird zur Kenntnis genommen.

Bgm. Mag. Krapf bringt den von StR. Mag. Apfler eingebrachten Dringlichkeitsantrag zur Verlesung,
und ersucht um Abstimmung, ob dieser Tagesordnungspunkt auf die heutige Gemeinderatssitzung
aufgenommen wird.

DRINGLICHKEITSANTRAG
bezlglich der Aufnahme eines Tagesordnungspunktes in der Tagesordnung der 13. Sitzung des Ge-
meinderates der Stadtgemeinde Gmunden am 14.12.2017.
GemaR § 46 Absatz 3 der O6. Gemeindeordnung 1990 i.d.g.F. wird um Aufnahme folgenden Tages-
ordnungspunktes ersucht:
»Beratung und Beschlussfassung uber die Resolution an die Bundesregierung anlasslich der
Abschaffung des Pflegeregresses”
Begrindung:
Der Osterreichische Gemeindebund und der Osterreichische Stadtebund haben den Entwurf einer
Resolution verfasst, mit welcher der Bund aufgefordert wird, den vollstdndigen Kostenersatz fur die
durch die Abschaffung des Pflegeregresses den Osterreichischen Gemeinden entstehenden Mehr-
ausgaben zu leisten. Dieser Entwurf ist heute eingegangen.

StR. Mag. Apfler berichtet tber die Vollversammlung des Sozialhilfeverbandes, bei der auch das
Thema Abschaffung des Pflegeregresses durch den Bund und die daraus resultierenden Mehrkosten
behandelt wurden. Er stellt klar, dass die Resolution nicht parteipolitisch motiviert ist, es eine Resolu-
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tion des Gemeindebundes ist und es in Summe um betrachtliche Mehrkosten in H6he von mehreren
hundert Millionen Euro jahrlich fur die Gemeinden geht. Es wird daher vom Bund der vollstdndige Kos-
tenersatz fur die durch die Abschaffung des Pflegeregresses den Osterreichischen Gemeinden entste-
henden Mehrausgaben auf Basis einer vollstandigen Erhebung der tatsachlichen und zu erwartenden
Mehrkosten gefordert.

Es wird ersucht, dem Dringlichkeitsantrag stattzugeben.

Beschluss: einstimmig genehmigt (TO-Pkt. 63)

GR Hochegger stellt zu TO-Pkt. 26 ,Beratung und Beschlussfassung Uber die Festsetzung der
Grundsteuerhebesatze und der Hundeabgabe fir das Haushaltsjahr 2018 den Antrag, Uber diesen
getrennt nach a) Grundsteuerhebesatze und b) Hundeabgabe abzustimmen.

Beschluss: einstimmig genehmigt —

Teilung des TO-Pkt. 26 in 26.1. Grundsteuerhebesétze und 26.2. Hundeabgabe.

Bgm. Mag. Krapf geht in der Folge zur Tagesordnung tber.
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Tagesordnung:

1
2
3.
4

10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

22.

23.

Nachwahl in Ausschiisse durch die SPO-Gemeinderatsfraktion;
Beratung und Beschlussfassung tber den Voranschlag 2018;
Beratung und Beschlussfassung tber den mittelfristigen Finanz- und Investitionsplan 2018-2022;

Kenntnisnahme des Berichtes des Obmann-Stellvertreters des Prifungsausschusses der Stadtge-
meinde Gmunden betreffend der am 6. November 2017 und am 28. November 2017 abgehaltenen
13. und 14. Sitzung;

Kenntnisnahme des Prifberichtes der 13. und 14. Sitzung des Prifungsausschusses;

Kenntnisnahme des Prifberichtes der Bezirkshauptmannschaft Gmunden tiber den Rechnungsab-
schluss 2016;

Kenntnisnahme des Prifberichtes der Bezirkshauptmannschaft Gmunden Gber den Nachtragsvor-
anschlag 2017;

Beratung und Beschlussfassung tUber den Antrag auf Forderung im Rahmen des Kommunalen
Investitionsprogrammes;

Beratung und Beschlussfassung tber den Finanzierungsplan gemaf § 86 der O6. Gemeindeord-
nung 1990 i.d.g.F. fur das Projekt "Nikolaus-Lenau-Sonderschule (1. Etappe)";

Beratung und Beschlussfassung tUber den Finanzierungsplan gemaf § 86 der O6. Gemeindeord-
nung 1990 i.d.g.F. fur das Projekt "Generalsanierung Tennishalle";

Beratung und Beschlussfassung tber den Finanzierungsplan gemaf § 86 der O6. Gemeindeord-
nung 1990 i.d.g.F. fur das Projekt "Parkplatz Sportzentrum"”;

Beratung und Beschlussfassung tber die Aufnahme eines Darlehens in der Héhe von
€ 1.000.000,00 zur Finanzierung von Wasser- und Kanalbauten;

Beratung und Beschlussfassung tber die Aufnahme eines Darlehens in der H6he von € 880.000,00
fur die Sanierung der Tennishalle;

Beratung und Beschlussfassung tber die Aufnahme eines Kassenkredites in der Héhe von
€ 8.500.000,00 bei der Allgemeinen Sparkasse OO., Geschaftsstelle Gmunden, fir die Stadt.
Hauptkasse Gmunden fiir das Finanzjahr 2018;

Beratung und Beschlussfassung tber die Aufnahme eines Kassenkredites in der Héhe von
€ 2.335.000,00 bei der Raiffeisenbank Salzkammergut, 4810 Gmunden, fur die Stadt. Hauptkasse
Gmunden fur das Finanzjahr 2018;

Beratung und Beschlussfassung tber die Aufnahme eines Kassenkredites in der Héhe von
€ 350.000,00 bei der Oberbank AG, 4810 Gmunden, fir die Stadt. Hauptkasse Gmunden fir das
Finanzjahr 2018;

Beratung und Beschlussfassung einer Subvention fur die Salzkammergut Festwochen;

Beratung und Beschlussfassung einer Subvention fir die Gmundner Wasserrettung zum Ankauf
eines neuen Einsatzbootes;

Beratung und Beschlussfassung einer Subvention fir die Firma Profs Consulting GmbH fur die
Durchfiihrung der Traunsee Segelwoche 2018;

Beratung und Beschlussfassung tber die Erlassung einer neuen Kanalgebuhrenordnung ab 01.
Janner 2018;

Beratung und Beschlussfassung tber die Erlassung einer neuen Wassergebihrenordnung ab 01.
Janner 2018;

Beratung und Beschlussfassung tber die Schaffung einer neuen Marktgebuhrenordnung ab 01.
Janner 2018;

Beratung und Beschlussfassung tber die Erlassung einer neuen Friedhofgebiihrenordnung fir den
kommunalen Friedhof der Stadtgemeinde Gmunden ab 01. Janner 2018;
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24 .

25.

26.

26.1.

26.2.

27 .

28.

29.

30.

31.

32.

33.

34.

35.

36.

37.

38.

39.

40 .
41 .

42 .

43 .

Beratung und Beschlussfassung tber die Schaffung einer neuen Tarifordnung fir den evangeli-
schen Friedhof Gmunden ab 01. Janner 2018;

Beratung und Beschlussfassung tber die Erlassung bzw. Abanderung von Elternbeitrdgeordnun-
gen fir die stadt. Kindergarten, stadt. Krabbelstuben und den Kindergarten Pensionat mit Wirksam-
keit 01. Februar 2018;

Beratung und Beschlussfassung Uber die Festsetzung der Grundsteuerhebeséatze und der Hunde-
abgabe fur das Haushaltsjahr 2018;

Beratung und Beschlussfassung Uber die Festsetzung der Grundsteuerhebesatze fur das Haus-
haltsjahr 2018;

Beratung und Beschlussfassung tber die Festsetzung der Hundeabgabe fir das Haushaltsjahr
2018;

Beratung und Beschlussfassung tber die Festsetzung der Tarife der "Hofergarage" ab 01. Janner
2018;

Beratung und Beschlussfassung tber die Festsetzung der Tarife der Traunseegarage ab 01. Mai
2018;

Beratung und Beschlussfassung (iber die Festsetzung der Tarife des OO Verkehrsverbundes ab
01. Janner 2018;

Beratung und Beschlussfassung tber die Neufestsetzung der Tarife des Stadttheaters ab 01. Jan-
ner 2018;

Beratung und Beschlussfassung tber die Neufestsetzung der Tarife fir das Sommereis ab dem
Haushaltsjahr 2018;

Beratung und Beschlussfassung tber die Neufestsetzung der Tarife der Monatsparkkarten in
Traundorf ab dem Haushaltsjahr 2018;

Beratung und Beschlussfassung tber die Neufestsetzung des Schlosserhaltungsbeitrages fiir das
Seeschloss Ort ab der Saison 2019;

Beratung und Beschlussfassung tber die Neufestsetzung von Tarifen der Stadtbetriebe-Energie ab
01. Janner 2018;

Beratung und Beschlussfassung tber die Schaffung bzw. Neufestsetzung von Tarifen der Kulturab-
teilung ab 01. Janner 2018;

Beratung und Beschlussfassung tber die Schaffung von neuen Tarifen fir den Wirtschaftshof ab
01. Janner 2018;

Beratung und Beschlussfassung tiber die Schaffung von Tarifen fiir Dienstleistungen aus den Da-
ten des geografischen Informationssystems ab 01. Janner 2018;

Beratung und Beschlussfassung tber die Ergdnzung des neu geschaffenen Tarifsystems der
Grundbenitzungsentgelte ab 01. Janner 2018;

Beratung und Beschlussfassung tber die Anpassung der Stundensatze fir Gemeindebedienstete
ab 01. Janner 2018;

Beratung und Beschlussfassung tber eine E-Bike-Forderung fir Gmundner Gemeindeburger;

Beratung und Beschlussfassung (iber eine Anderung des Flachenwidmungsplanes bzw. Umwid-
mung des Grundstiickes, Teile der Parz. 207/1, KG. Traunstein u. 723/1, KG. Schlagen, von Griin-
land Land- und Forstwirtschaft in Grinflache mit besonderer Widmung-Baumwipfelpfad, am Grin-
berg - Einleitung des Verfahrens;

Beratung und Beschlussfassung tiber eine Anderung des Flachenwidmungsplanes bzw. Umwid-
mung der Liegenschaft (Teil) Dr. Thomas-Stral3e 11, von dzt. Bauland-Wohngebiet in Sondergebiet
des Baulandes-Tourismusgebiet - Einleitung des Verfahrens;

Nochmalige Beschlussfassung betreffend die Anderung des Flachenwidmungsplanes bzw. Um-
widmung der Grundstlicke 23, 33/2, 33/1, 34/3, .633, .634, .635, .498, .16, .2, 7/6, .12, 7/7, 712, Tell
711, Teil 7/5, .10, KG. Ort-Gmunden, von dzt. Sondergebiet des Baulandes Tourismusbetrieb bzw.
Forstliche Ausbildungsstatte in Sondergebiet Hotel- u. Kongrefl3zentrum auf der Toscana-Halbinsel
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44 .

45 .

46 .

47 .

48 .

49 .

50.

51.

52.

53.

54.

55.

56 .

57.

58.

59.

60 .
61.

iZm dem Schreiben des Amtes der OO. Landesregierung vom 20.10.2017;

Beratung und Beschlussfassung betreffend die Erstellung des Bebauungsplanes "Gartengasse" Nr.
G1-11, (Liegenschaft Kaindl) - Einleitung des Verfahrens;

Beratung und Beschlussfassung tber die Aufhebung des Gemeingebrauchs auf Teilen der 6ffentli-
chen Verkehrsflache "Bahnhofstrale" im Bereich des Gmundner Bahnhofs im Zusammenhang mit
der Schlussvermessung;

Beratung und Beschlussfassung tber die Berufung des Anrainers Georg Bammer, vertreten durch
RAe Dr. Andreas Haberl u. Dr. Gottfried Huber, gegen den Bescheid des Blrgermeisters als Bau-
behérde I. Instanz vom 03.10.2017, ZI. BauR1-153/9-46810-2017, womit Sebastian Ziegler, eine
baubehdordliche Bewilligung fur die Errichtung eines Wildgatters mit Unterstandsgebaude, auf Parz.
109/1, KG. Traunstein, erteilt, wurde;

Beratung und Beschlussfassung tber die Berufung der Saison Gastro GmbH., Anton-
BrucknerstralRe 3a, 4863 Seewalchen, gegen den Gebihrenbescheid des Birgermeisters vom
14.8.2017, womit Barauslagen in der Héhe von Euro 877,39 im Zusammenhang mit einer errichte-
ten Werbeanlage am Objekt BahnhofstraBe 29, vorgeschrieben wurden;

Beratung und Beschlussfassung tber die Einbringung einer Berufung gegen das Urteil des Be-
zirksgerichtes Gmunden vom 24.07.2017, 3 C 193/16t-44;

Beratung und Beschlussfassung hinsichtlich der Ubertragung des Beschlussrechtes an den Aus-
schuss fur Rechtsangelegenheiten zur Klagserhebung bei einem ordentlichen Gericht, ausgenom-
men von Mahnklagen, sowie zur Einbringung eines Rechtsmittels gegen Entscheidungen der or-
dentlichen Gerichte;

Beratung und Beschlussfassung tber den Abschluss eines Baurechtsvertrages zwischen der
Stadtgemeinde Gmunden und der Technologiezentrum Salzkammergut GmbH., Krottenseestralle
45, 4810 Gmunden, zur Errichtung eines weiteren Technologiezentrums;

Beratung und Beschlussfassung iiber den Abschluss eines Ubereinkommens zwischen der Stadt-
gemeinde Gmunden und der OBB-Infrastruktur Aktiengesellschaft, Praterstern 3, 1020 Wien, zur
Neuerrichtung der Verbindungsstrale Theresienthalstralie - Aubauerstralie;

Beratung und Beschlussfassung tber den Abschluss eines Dienstbarkeitsvertrages mit der NEU-
BAU Invest- und Management GmbH., 4810 Gmunden, Moosbergweg 55, zur EinrfAumung des
Rechtes des Gehens und Fahrens mit Fahrzeugen aller Art auf dem Grundstiick 162/11, KG 42116
Gmunden;

Beratung und Beschlussfassung tber die Ausweitung der Verordnung "Sektorales Bettelverbot"
vom 29.09.2016 auf den jahrlich stattfindenden Portiuncula-Markt und Topfermarkt;

Beratung und Beschlussfassung tber die Aufhebung der Verordnung des Gemeinderates vom
06.07.2017, mit welcher die Zustandigkeit zur Abwicklung des Bauvorhabens "Sanierung Tennis-
halle Gmunden" vom Gemeinderat auf den Stadtrat Gibertragen wurde;

Beratung und Beschlussfassung betreffend Kinderbetreuungseinrichtungsordnung;

Beratung und Beschlussfassung iiber die Anderungen der Allgemeinen Geschéaftsbedingungen der
Stadtgemeinde Gmunden;

Beratung und Beschlussfassung tber die Unterzeichnung der Resolution gegen den Ausbau von
Atomkraftwerken und gegen die Errichtung von grenznahen Atommiullendlagern in Tschechien;

Beratung und Beschlussfassung tiber den eingebrachten Antrag der BIG-Gemeinderatsfraktion
(StR. DI KaBmannhuber): Der Gemeinderat mége beschlieRen fiir den Stadtrat fir Bauangelegen-
heiten, der von der BIG-Fraktion gestellt wird, die Aufwandsentschadigung It. GemO § 34 Abs. 3 in
Zusammenhang mit der Funktion des Fraktionsobmannes neu festzulegen;

(Wurde vor Eingang in die Tagesordnung abgesetzt)

Anfrage von GR DI Josef Sperrer und GR.in Mag.a Johanna Bors (Die Griinen) tuber den Stand
hinsichtlich dem vorliegenden Projektkonzept fur einen jugend- und familientouristischen Leitbetrieb
in Gmunden;

Anfrage von GR DI Sperrer (Die Griinen) betreffend Baustellenverkehr Bauvorhaben "KéRImihle";

Verkehrsangelegenheiten:
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61.1.

61.2.

61.3.

61.4.

61.5.

61.6.

61.7 .

61.8.

62 .

62.1.

63 .

64 .
65 .

Beratung und Beschlussfassung tber eine Neuverordnung zur Errichtung einer Begegnungszone
von der Grabenkreuzung (Héhe Badgasse 2, Trafik) bis Kreuzung Klosterplatz (Hohe Klosterplatz
10) mit Einbeziehung der Schiffslande (Hohe Nr. 10);

Beratung und Beschlussfassung Uber eine Neuverordnung eines Halte- und Parkverbotes, ausge-
nommen Zustelldienste in der Ladebucht der Landesmusikschule, gegeniiber MihlwangstralRe Nr.
12;

Beratung und Beschlussfassung tber eine Neuverordnung eines Halte- und Parkverbotes, ausge-
nommen Zustelldienste auf einer Lange von 7 Meter, Hohe Rathausplatz Nr. 5;

Beratung und Beschlussfassung tber die Neuverordnung eines Halte- und Parkverbotes, ausge-
nommen stark gehbehinderte Personen fiir einen Behindertenparkplatz "Am Graben" H6he Nr. 2
(vor Burgerservicestelle);

Beratung und Beschlussfassung tber eine Neuverordnung eines Halte- und Parkverbotes, ausge-
nommen Zustelldienste auf einer Lange von 7 Meter, Héhe Rathausplatz Nr. 2;

Beratung und Beschlussfassung tber eine saisonale 30 km/h Geschwindigkeitsbeschrankung vom
01.05 bis 31.10 jeden Jahres auf der Traunsteinstra3e Str.km 0,6 minus 94 Meter (Steinmaurer) bis
Str.km 1,2 plus 60 Meter (Freisitz Roith);

Beratung und Beschlussfassung tber eine Neuverordnung Halten- und Parken verboten "Am Gra-
ben" Nr. 3 bis 21;

Beratung und Beschlussfassung tber die Reduktion der 8 Taxistellplatze am Rathausplatz auf 5
markierte Stellplatze, entlang der eh. Scharnsteinerstralle;

Personelles;
Anderung Dienstpostenplan;

Beratung und Beschlussfassung tber die Resolution an die Bundesregierung anlasslich der Ab-
schaffung des Pflegeregresses;

Berichte des Burgermeisters;

Allfalliges.
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Beratung:

1. Nachwahl in Ausschiisse durch die SPO-Gemeinderatsfraktion;

Bgm. Mag. Krapf:

Die SPO-Gemeinderatsfraktion hat einen schriftlichen Antrag gemaR § 33 der O6. Gemeindeordnung
1990 i.d.g.F. betreffend Anderungen in folgende Ausschiisse eingebracht:

Ausschuss f. 6rtl. Umweltfragen, Agrarwesen-, Abfallwirtschafts- u. Wasserangelegenheiten:
GR Dr. Franz Hufnagl anstelle von GR Anton Tschitscher als ordentliches Mitglied

Ausschuss fur Liegenschafts-, Wohnungs- u. Friedhofsangelegenheiten:

GR Dr. Franz Hufnagl anstelle von GR Anton Tschutscher als Ersatzmitglied

Gemal § 52 O6. Gemeindeordnung 1990 i.d.g.F. ist Uber jede Wahl des Gemeinderates geheim ab-
zustimmen, es sei denn, dass ein anderer Abstimmungsmodus einstimmig beschlossen wird.

Antrag:

Der Gemeinderat mdge beschlieRen, Gber den Tagesordnungspunkt 1) nicht geheim, sondern durch
Erheben der Hand abzustimmen.

Der gesamte Gemeinderat wird um ein Zeichen mit der Hand gebeten.

Beschluss: einstimmig genehmigt

Fur diese Nachwahlen sind nach den Bestimmungen der O6. Gemeindeordnung 1990 i.d.g.F. nur die
Mitglieder der SPO-Gemeinderatsfraktion stimmberechtigt.

Antrag:

Die Mitglieder der SPO-Gemeinderatsfraktion werden ersucht, ein Zeichen mit der Hand zu geben,
wenn sie damit einverstanden sind, dass GR Dr. Franz Hufnagl in oben angeflihrte Ausschiisse ge-
wahlt wird.

Beschluss: einstimmig genehmigt

2. Beratung und Beschlussfassung tiber den Voranschlag 2018;

StR. Hopoltseder fiihrt aus:

~Spare in der Zeit, dann hast du in der Not“, lautet ein altes Sprichwort und es passt eigentlich sehr
gut in unsere Zeit. Die Wirtschaft erholt sich Gott sei Dank, die Konjunktur springt an, wann, wenn
nicht jetzt missen wir schauen, auch die offentlichen Haushalte zukunftsfit zu machen. Als Stadt
Gmunden fahren wir seit Jahren einen konsequenten Konsolidierungskurs. Jetzt, nachdem auch das
Land einen konsequenten Sparkurs einschlagt und keine Neuverschuldung machen will, hat dies auch
direkte Auswirkungen auf die Gemeinden und Stadte. Dabei sind finanzstarke Kommunen wie Gmun-
den besonders betroffen. Ein Grund mehr fir uns, unsere Budgetpolitik zu scharfen. Wir wollen uns
einfach fit fur die Zukunft machen, weil wir gro3e Aufgaben zu bewaltigen haben. Die Zeit der Giel3-
kannen Forderungen und der Ausnahmen von den Ausnahmen ist daher vorbei.

Die Entscheidung des Landes OO, keine Neuverschuldung mehr einzugehen und die Gemeindefinan-
zierung neu aufzustellen, beeinflusst auch den Voranschlag fir 2018. Kiinftig werden Investitionen fur
finanzstarke Gemeinden wie Gmunden nur mehr mit 20 % gefordert, zudem miussen in jedem Finan-
zierungsplan bis zu 1/3 an Eigenmitteln nachgewiesen werden. Im néachsten Jahr sind wir wieder mit
Erhéhungen bei den Pflichtausgaben wie dem Krankenanstaltensprengelbeitrag und der Sozialhilfe-
verbandsumlage konfrontiert, die mit insgesamt € 8,1 Mio. bereits 17 % der ordentlichen Ausgaben
ausmachen. Voéllig im Unklaren sind wir noch bei den Auswirkungen des Verzichts auf den Pflegere-
gress, der aber zumindest teilweise die Gemeinden treffen wird. Zudem mussen wir auch die Ent-
scheidung des Landes, den 6ffentlichen Verkehr in unserer Stadt kiinftighin nur mehr mit 33 % anstel-
le von 49 % zu unterstiitzen, ebenfalls hinnehmen.

Die Ausgangslage war also nicht ganz einfach — nun zu den Details:

Einnahmen: Keine Zusatzbelastungen fir die Gmundnerinnen und Gmundner — lediglich Adap-
tierungen:

- Bei den Ertragsanteilen haben wir ein Plus von rd. 4,4 % angenommen, das bedeutet erwarte-

te Einnahmen von € 12,7 Mio. Die Zahl der Hauptwohnsitze ist von 2015 auf 2016 um 167

Einwohner, bzw. 1,27 % gestiegen, wodurch wir tiber dem OO-Schnitt liegen, der nur bei 1 %

lag. Aufgrund unserer guten Finanzkraft missen wir rd. 45 % der Einnahmen aus Grundsteu-
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er, Kommunalsteuer und Ertragsanteilen wieder als Umlagen (Landesumlage, SHV-Umlage u.
KA-Sprengelbeitrag) wegzahlen. Zusétzlich bekommt Gmunden weniger Strukturférderung
vom Land, namlich nur mehr € 206.000,00, das ist weniger als z.B. unsere Nachbargemein-
den Ohlsdorf oder Altmunster erhalten.

Bei der Kommunalsteuer dirfen wir von einer weiteren Steigerung im nachsten Jahr ausge-
hen und haben daher im Budgetansatz Einnahmen von rd. € 7 Mio. veranschlagt. Hier gilt un-
ser Dank der heimischen Wirtschaft, die uns mit ihrem Steueraufkommen noch vor Vock-
labruck und Bad Ischl liegen lasst.

Bei den drei Saulen der Gemeindeeinnahmen bleiben die Wasser- und Mullgebihren unver-
andert. Nur die Kanalgebiihr muss aufgrund einer Vorgabe des Landes OO um 7 Cent pro m3
geringfligig angepasst werden.

Bei den Tarifen der Gebuihren und Entgelte hat es Grof3teils nur Indexanpassungen gegeben.
Bei der Grundbeniitzung wurden die Vorgaben des Prifungsausschusses ernst genommen
und nach einem einstimmigen Beschluss des Dezembergemeinderates 2016 hat die Liegen-
schaftsabteilung bestehende Vertrage mit Tarifen oftmals noch aus den 70-er Jahren ange-
passt und auf einen aktuellen Stand gebracht. Es kann namlich nicht sein, dass die Stadtge-
meinde Grund und Boden — z.B. in Seendhe — um einen Bruchteil des Betrages den z.B. die
Bundesforste verlangen, verpachtet. Hier war dringender Handlungsbedarf gegeben.

Die Anpassung der Tarife in der Tiefgarage waren notwendig, weil die VKB Bank als Eigen-
timer die Pacht ebenso erhdht hat. Dennoch zahlt unsere Tiefgarage immer noch zu einer der
Gunstigsten im Land. Bei den Monatsparkkarten haben wir aktuell die Situation, dass wir mit €
15,00, € 18,00 und € 25,00 drei verschiedene Tarife haben. Hier kommt es zu einer Anpas-
sung des gunstigsten Tarifes von € 15,00 auf € 18,00 (inkl. Ust.), die Beschlussfassung erfolgt
heute noch in einem eigenen Tagesordnungspunkt. Ich denke, dass man es jemanden zumu-
ten kann, fur einen quasi reservierten Parkplatz im Stadtzentrum einen Tagestarif von 60 Cent
zu verlangen. Ich bin auch Uberzeugt, dass dieser glnstige Tarif jedem Vergleich mit anderen
Stadten standhalten kann. Bei den Elternbeitrdgen fiir die Nachmittagsbetreuung in Kindergéar-
ten und Krabbelstuben missen wir die Vergebiihrung ab 1. Februar 2018 im Auftrag des Lan-
des OO durchfithren. Die zu verrechnenden Tarife werden ebenfalls noch gesondert be-
schlossen.

Ausgaben: Klarer Sparkurs, aber wichtige Leistungen werden aufrechterhalten. Genaue Analy-
se der Ausgaben insbesondere der Abgange:

Die Personalkosten werden ca. € 10,42 Mio. betragen, das bedeutet eine Steigerung von
€ 325.000,00 oder 3,22 % gegeniiber 2017. Der Pensionsaufwand fiir die aktiven und pensio-
nierten Beamten verringert sich leicht. Leider miissen wir darauf gefasst sein, dass durch feh-
lende Pragmatisierungen der Zuschussbedarf fir den Pensionsfonds noch betréachtlich stei-
gen wird. Dabei missen wir fir das Ubernéchste Jahr eine Erhéhung des Dienstgeberbeitra-
ges von 25 % in Kauf nehmen, das wirde uns mit Mehrkosten von immerhin € 500.000,00
treffen.

Offentlicher Verkehr: Fur die Aufrechterhaltung des o6ffentlichen Verkehrs fiir Citybusse und
Stral3enbahn haben wir mit € 585.000,00 den gleichen Betrag wie 2017 ins Budget aufge-
nommen. In den letzten Wochen wurde eifrig an einem Konzept zur Aufrechterhaltung des Ci-
tybusnetzes ohne Qualitatsverlust gearbeitet. Durch die Einbeziehung der Uberregionalen
Buslinien in den Stadtverkehr wurde in den Berechnungen sogar noch ein Einsparungspoten-
tial erhoben. Die Zustimmung des Landes OO steht dazu allerdings noch aus.

Infrastruktur: Wir missen die hohen Abgange bei unserer Infrastruktur — insbesondere bei den
Kultur- und Sportstatten - in den Griff bekommen. Um den Abgang von tber € 1,6 Mio. suk-
zessive zu vermindern, sind diverse Optimierungen vorzunehmen. Das Ziel muss sein, den
Abgang innerhalb der nachsten 3 Jahre um zumindest ein Drittel zu reduzieren. Einsparungen
und Optimierungen betreffen aber nicht nur unsere Kultur- und Sportstétten. Es wurden bei al-
len Kostenstellen des Gemeindebudgets mit Ausnahme des Sozialbereiches Ausgabenkdir-
zungen vorgenommen - hier einige Beispiele:

Verfugungsmittel: Reduktion der Verfigungsmittel der Stadtrate um 20 % gegenliber 2017.
Wirtschaftsstelle: Hier freuen wir uns tber 2 GrofR3abnehmer unserer Gmunden Gutscheine im
Ausmalfd von insgesamt 33.000 Stuck. Die indirekte Wirtschaftsférderung betrifft die Rabattie-
rung fir GroRabnehmer, aber die hohe Anzahl an verkauften Gutscheinen sorgt fur zusétzli-
che Frequenz in der Stadt und sichert damit auch Arbeitsplatze. Dafir haben wir das allge-
meine Wirtschaftsbudget von bisher € 323.000,00 auf € 230.000,00, somit um 28 % gekurzt.
Dennoch kdnnen wir eine Weiterfihrung eines Grol3teils der Aktivitdten der Wirtschaftsstelle
ohne Qualitatsverlust sicherstellen.
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Dienstleistungen der Stadtgemeinde, insbesondere des Wirtschaftshofes werden kinftighin
ausnahmslos verrechnet. Dazu gibt es im Ubrigen einen einstimmigen Beschluss des Finanz-
ausschusses.

Keine Ermafigungen mehr bei kinftigen Saalmieten mit Ausnahme der Serviceclubs, die
einmal pro Jahr keine Miete zahlen und den Festwochen, die eine ErmaRigung von 30 % er-
halten, weil sie im Gegenzug fir eine hohe Auslastung des Stadttheaters sorgen. Generell gilt:
Gemeindeimmobilien kénnen fir Veranstaltungen nicht mehr unentgeltlich zur Verfigung ge-
stellt werden.

Kirzungen bei Férderungen und Subventionen — Derzeit stellt die Gemeinde ihre Infrastruktur
— insbesondere die Sportstatten — fast rund um die Uhr, 365 Tage im Jahr kostenglnstigst zur
Verfugung. Ich darf betonen, das soll auch in Zukunft so bleiben. Dennoch missen wir auch
bei den Forderungen und Subventionen Kirzungen vornehmen, auch wenn wir davon nicht
reich werden. Dies ist aber eine standige Vorgabe der Aufsichtsbehérde, die jedes Jahr aufs
Neue unsere zu hohen freiwilligen Leistungen kritisiert. Was die Sonderforderung der Basket-
Swans betrifft darf ich anmerken, dass die Grundférderung gekirzt wurde und der einmaligen
Sonderférderung Einnahmen aus einer Kommunalsteuernachzahlung gegeniberstehen. So-
mit ergibt sich hier eine Erhéhung der Subvention von effektiv € 1.000,00.
Subventionsansuchen wahrend des nachsten Jahres kénnen friihestens im Voranschlag fur
2019 bertcksichtigt werden. Wir bekennen uns aber zu nachhaltigen Veranstaltungen, die wir
auch im nachsten Jahr unterstitzen werden. Dazu gehoéren die Open-Air Konzerte im Juni
genauso wie die Helydays, die Segelwoche, die Premiere des Musicals ,Jane Eyre“, sowie die
Gmundner Festwochen, die auch bei der Positionierung unserer Stadt eine wesentliche Rolle
spielen werden.

Fir 2018 gilt - keine neuen Investitionen — Umsetzung nur all jener Vorhaben, fur die es be-
reits Gemeinderatsbeschlisse bzw. Férderzusagen des Landes gibt.

Investitionen: Gmunden bleibt Partner fur die Wirtschaft und Impulsgeber fur die Region:

Die Stadt Gmunden wird trotz der angefiihrten Neuausrichtung auch im néchsten Jahr ein verlassli-
cher Partner fur die heimische Wirtschaft sein und wiederum knapp € 5 Mio. in die Infrastruktur unse-
rer Stadt investieren. Die wichtigsten Vorhaben 2018 sind dabei:

Errichtung der Spange Pinsdorf,

Sanierung des Parkplatzes bei der Sporthalle,

Sanierung der Gemeindestrafl3en, Wasser und Kanalbau.
Fassadensanierungen beim Amtsgebaude, beim Rathaus und Stadttheater,
Neue Solaranlage fiir das Strandbad samt Schutzweg,

Attraktivierung der Freizeitanlagen am Seebahnhof und Lehenaufsatz.
Konzeption Uberdachung Seeschloss Orth,

Konzeption Parkdecks Seilergasse und Gaswerkareal,

Grundbereitstellung fir Zubau beim Technologiezentrum, dadurch Schaffung zuséatzlicher Ar-
beitsplatze.

Sanierung Miesweg.

Laufende Projekte:

Aufrechterhaltung des Citybusnetzes ohne Qualitatsverlust samt Umsetzung der Begeg-
nungszone.

Weiterfihrung und Begleitung des grofdten Infrastrukturprojektes der Gemeinde, dem Stadt-
Regio-Tram Projekt. Keine Mehrkosten zur vereinbarten Kostendeckelung von € 30 Mio., da-
von € 6 Mio. fur die Stadtgemeinde.

Verwertung des ehemaligen Parkhotelareals fir einen touristischen Leitbetrieb.

Weiterfihrung der Konzeption fir die Neugestaltung des Rathausplatzes und der Esplanade
(Burgerbeteiligungsprozess).

Verwertung Toscana Areals durch das Land OO.

Innenstadtgestaltung — Sauberkeit und Helligkeit steht im Vordergrund.

Laufende Kanal- Wasser- und StralRenbauprojekte zur Modernisierung unseres Leitungs- und
StralRennetzes samt Hochwasserschutz.

Belastungen: Keine Neuverschuldung im Jahr 2018

Im nachsten Jahr wird es zu keiner Neuverschuldung kommen, die derzeit geplanten Darlehensauf-
nahmen betragen insgesamt € 1.000.000,00 (€ 300.000,00 fir Parkplatz Sportplatz und € 700.000,00
fur Kanal). Somit stehen Darlehensaufnahmen fiir belastende Schulden fir die Stadtgemeinde und die
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KG in H6he von € 1.000.000,00, Tilgungen von rd. € 2 Mio. gegentiber und der Darlehensstand kann
um rd. € 1 Mio. reduziert werden. Aufgrund der Abschreibung der restlichen Landesdarlehen haben
wir keine ,nicht belastenden” Schulden mehr ausgewiesen.

Beim Zinsenaufwand rechnen wir bei den Euro-Krediten mit rund 0,1 % + Aufschlag und bei den
Fremdwahrungskrediten mit 0,0 % + Aufschlag p.a. Das ist in Zahlen ausgedriickt eine Steigerung von
€ 76.500,00 bei Kosten von rund € 264.000,00. Die Steigerung héangt hauptsachlich mit dem Grund-
ankauf Parkhotelareal zusammen. Zwar kdnnen wir derzeit noch einige Zeit mit diesen niedrigen Zin-
sen rechnen, jedoch miissen wir uns rechtzeitig auf steigende Zinsen vorbereiten.

Der Schuldenstand betragt somit am Jahresende 2018 rund € 30.128.000,00. Die KG weist Schulden
von € 4.057.000,00 auf, somit liegt der Gesamtschuldenstand bei rd. € 34 Mio., darin bertcksichtigt
sind die € 8 Mio. fur den Ankauf des Parkhotelareals.

Voranschlagsvolumen ordentlicher Haushalt: Einnahmen und Ausgaben von je

€ 44.740.000,00

Voranschlagsvolumen aul3erordentlicher Haushalt:

Einnahmen € 4.726.400,00, Ausgaben € 5.031.400,00, daher ein Fehlbetrag von € 305.000,00.

AO-Haushalt:
Der auRRerordentliche Haushalt enthalt 2018 Investitionen von € 3,356 Mio., dazu gehéren:

- Die Erweiterung der Musikschule ist grundsatzlich abgeschlossen und die Endabrechnung
wurde bereits dem Land OO ubermittelt. Der ausgewiesene Fehlbetrag sollte zur Ganze mit
Landesmitteln abgedeckt werden, da es bereits eine grundséatzliche Zustimmung zur Férde-
rung der Mehrkosten gibt.

- Die Errichtung der Einsatzzentrale unserer Bergrettung ist grundsatzlich fertig und die Endab-
rechnung sollte noch 2017 erfolgen. Aufgrund der zugesagten Landesmittel ist die Ausfinan-
zierung im Jahr 2018 geplant.

- Fur die Sanierung der Gemeindestral3en sind im AOHH insgesamt € 570.000,00 vorgesehen,
wobei davon € 280.000,00 fiur die Spange Pinsdorf vorgesehen sind und € 90.000,00 fur die
eventuelle Errichtung eines Parkplatzes im Bereich Franzl im Holz. Der Rest wird fir sonstige
Instandhaltungen und Sanierungen verwendet.

- Im ordentlichen Haushalt sind fur die weiteren Malinahmen des Projektes ,Neugestaltung der
Esplanade” € 20.000,00 vorgesehen, die bereits angespart wurden.

- Fir die Sanierung des Miesweges haben wir € 300.000,00 eingeplant, die zu 60 % aus Lea-
der-Mitteln geférdert werden sollen.

- Fir Projekte der Wildbachverbauung haben wir fir 2018 Investitionskosten von insgesamt
€ 120.000,00 veranschlagt, die wir durch einen Uberschuss aus 2017 finanzieren kénnen.
Auch in diesem Bereich sollten wir iber eine Kostenbeteiligung der Interessenten nachden-
ken, da durch diese Investitionen die Grundstiicke und Liegenschaften der Betroffenen oft-
mals im Wert steigen. (Von Hochwassergebiet in Bauland, Steinschlaggefahr gebannt — bes-
sere Nutzung mdglich, etc.).

- Die Verbauung des Auingerbachls ist Grof3teils abgeschlossen. Fir die Restarbeiten im obe-
ren Bereich haben wir noch € 200.000,00 vorgesehen.

- Aufgrund der hohen Nachfrage muss eine neue Urnenwand errichtet werden. Die Kosten be-
laufen sich auf € 65.000,00 und sollen durch eine Zufuihrung 2017 und 2018 ausfinanziert
werden.

- Fur die Projektentwicklung des angekauften Areals an der Schiffslande (Parkhotel) haben wir
€ 30.000,00 vorgesehen. Grundsatzlich sollen die Projektentwicklungskosten an einen spate-
ren Kaufer zur Génze weiterverrechnet werden.

- Fur die Erhaltung der Infrastruktur fir Wasser und Kanal sind heuer Investitionen im AOHH in
Hohe von insgesamt € 1.030.000,00 geplant. Fur Sanierungen der Trinkwasserversorgung
sind € 150.000,00 und fur Kanalbaumafinahmen € 880.000,00 vorgesehen.

- Fur die Projektentwicklung Schloss Ort haben wir € 50.000,00 angesetzt, die bereits ange-
spart werden konnten.

- Die Generalsanierung der Tennishalle ist grundsatzlich abgeschlossen und der erwartete
Fehlbetrag soll durch zugesagte Landeszuschiisse ausfinanziert werden.

- Beim Sportzentrum soll der Parkplatz neu gestaltet werden. Dafur sind Errichtungskosten in
Hohe von € 700.000,00 vorgesehen, die durch eine Férderung und eine Darlehensaufnahme
finanziert werden sollen.

Rucklagen: Wir sorgen jetzt fir die Zukunft vor, um kommenden Generationen Spielraume zu
eroffnen:

488



Als Finanzreferent war und ist es mir seit jeher ein Anliegen, Reserven fir unvorhersehbare Einflisse
zu schaffen. Wie bereits angefiihrt, missen bei kiinftigen Investitionen, die vom Land OO unterstiitzt
werden, Eigenmittel nachgewiesen werden. Nunmehr macht es sich bezahlt, dass die Stadtgemeinde
Gmunden derzeit Uber Ricklagen von € 660.000,00 verfiigt. Damit kann nicht nur ein Teil der geplan-
ten Investitionen im nachsten Jahr finanziert werden, sondern sind auch noch Eigenmittel fiir Unvor-
hergesehenes vorhanden. Daher stehe ich auch dazu, einen allfalligen Uberschuss aus dem Rech-
nungsabschluss 2017 zumindest teilweise wieder in Riicklagen anzulegen.

Zusammenfassung:

Die Erstellung des Voranschlages stellte eine grol3e Herausforderung fir alle Beteiligten dar. Dennoch
ist es uns gelungen, mit moderaten Anpassungen unser Ziel — einen ausgeglichenen Haushalt vorzu-
legen — zu erreichen. Mir ist bewusst, dass wir mit unseren MalRhahmen nicht Uberall Beifall ernten
werden, aber im Sinne einer nachhaltigen Budgetpolitik sind kleine Schritte notwendig. Wir kénnen
froh sein, dass wir noch keine tieferen Einschnitte vornehmen mussen.

Abschlieend mdchte ich mich bei den Mitarbeitern der Finanzabteilung — insbesondere bei Silvia
Truckendanner, Hubert Vogl und vor allem Peter Buchegger bedanken, der in den letzten Wochen mit
mahnenden Worten die Budgeterstellung maR3geblich beeinflusst hat. Durch die hochprofessionelle
Arbeit der gesamten Abteilung ist es uns gemeinsam gelungen, vertragliche MalRnahmen zur Budget-
konsolidierung auf den Weg zu bringen. Bedanken mochte ich mich aber auch bei den Mitgliedern des
Finanzausschusses fur das kollegiale Klima und das Bekenntnis zur Weiterentwicklung unserer Stadt.

Ich stelle nunmehr den Voranschlag 2018 zur Diskussion.

Bgm. Mag. Krapf bekréaftigt, dass schwierige Zeiten sind und erklart, dass die SparmaRnahmen auf

Landesebene sowie kiinftig auch auf Bundesebene Auswirkungen auf die Gemeinden haben werden.

Er halt fest, dass folgende Punkte fur die Zukunft wichtig sind, jedoch diese Punkte nur mit einem

massiven Sparkurs eingehalten werden kénnen:

e sinnvolle Investitionen im kommende Jahr in H6he von € 5 Mio.;

e Bildung von Riicklagen; mit akuten Vorfallen muss immer gerechnet werden - Verweis auf desola-
te Solaranlage Strandbad (€ 120.000,00);

e keine Neuverschuldung muss zentrales Thema der Finanzpolitik sein;

e angestrebte Darlehensverringerung um € 1 Mio.

Bgm. Mag. Krapf erklart, dass Einschnitte nicht populér sind und auf Gegenwind stof3en werden. Um

jedoch fur die Zukunft wettbewerbsfahig zu bleiben, besteht jetzt die absolute Notwendigkeit, den

Sparkurs fortzufihren bzw. noch zu verschéarfen — auch deswegen, weil Gmunden gegenwartig noch

in der Situation ist, wo Einschnitte zwar treffen, jedoch immer noch in einem moderaten Ausmal vor-

liegen.

Bgm. Mag. Krapf dankt dem Finanzreferenten aufrichtig fir die schwierige Erstellung dieses ausgegli-

chenen Budgets sowie der Finanzabteilung fur die konstruktive Arbeit und ersucht, dem Voranschlag

zuzustimmen.

GR KR Colli schlieR3t sich den Dankesworten an und greift vorweg, dass die FPO bereits zum 3. Mal —
seit StR. Hopoltseder das Finanzreferat Ubernommen hat — dem Budget mit kleinen Kritikpunkten die
Zustimmung erteilen wird. GR KR Colli erklart, dass die Grundprinzipien, die die FPO immer gefordert
haben, erflllt werden: Keine neuen Schulden, steigende und zumindest gleichbleibende Investitionsta-
tigkeiten und Schuldenverminderung.

Zum Budget 2018 halt er fest, dass der aufgrund des Grundsticksrickkaufs Seebahnhof erhdhte
Schuldenstand nur ein Zwischenstand sein sollte und durch eine Grundstiicksverwertung und Findung
eines neuen Investors so rasch wie moglich bereinigt werden muss. Ein zweiter wesentlicher Punkt ist
aber auch, dass durch die leidige ,Lacus-Felix-Geschichte der Ruf Gmundens als Investitionsstandort
ruiniert wurde und muss dieser wieder hergestellt werden. Er meint, dass den zukinftigen Investoren
klar gemacht werden muss, dass sich das geéandert hat und die Gemeinde alles daran setzt, dass dort
so rasch wie moglich ein neues Projekt errichtet wird. Hier ist rasch zu handeln, denn bereits beim
Grundstiicksriickkauf hatten Uberlegungen angestellt werden miissen, wie das Grundstiick in der
Zwischenzeit genutzt werden kann bzw. Einnahmen lukriert werden kénnen. Bis jetzt liegen noch kei-
ne Ideen und Entscheidungen vor.

GR KR Colli wundert sich, dass die ,nicht falligen Verwaltungsschulden® in Hohe von dzt. € 5,5 Mio.,
die Gmunden in jahrlichen Raten fir die stadt.regio.tram zahlt, im Budget nicht aufscheinen. Weiters
sind Entscheidungen in den Bereichen Museum und Sportstatten (Gesamtkonzepte) sowie Musical,
Festspiele in den nachsten Jahren zu treffen.
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GR KR Colli verweist in der Folge auf zwei heftige Kritikpunkte:

a) Spange Gmunden-Pinsdorf:

Dieses Projekt ist fir ihn deshalb ein Skandal, weil durch Jahre hindurch das Projekt in unzahligen
Sitzungen behandelt und dann das Lugenmarchen erzahlt wurde, dass dort kein PKW-Tunnel errichtet
werden kann. Er verweist auf die Unterlagen und Besprechungen im Jahr 2014 mit der OBB betref-
fend PKW-Tunnellésung (Kostenvoranschlag) und die dazugehérigen (Kauf)Vertrage. Er meint, dass
die Spange unweit von der Kreuzung B 145 errichtet wird und daher der Umweg minimal ist.

In der Folge erwaéhnt GR KR Colli die von ihm im Jahr 2014 aufgezeigte volkswirtschaftliche Rech-
nung, die Mehrkosten fur Autofahrer in Hohe von € 365.560,00/Jahr ergibt. Er halt daher die Spange
fur einen Unsinn.

b) Turnvereine:

GR KR Colli zeigt sich Uberrascht, dass den drei Turnvereinen die jahrliche Subvention von
€ 4.000,00 auf € 3.000,00 gekirzt wurde. Er erklart, dass diese drei Turnvereine eine erhebliche An-
zahl von Mitgliedern haben, weist auf den Gesundheitsfaktor hin und héalt fest, dass sich die Gemein-
de durch die Kirzung insgesamt lediglich € 3.000,00/Jahr erspart. Das sei fur ihn ein lacherlicher Be-
trag im Gegensatz zur Spange Gmunden-Pinsdorf, noch dazu, wo sich die Gemeinde Pinsdorf am
Projekt nicht beteiligt.

GR KR Colli erklart abschliel3end, dass das Budget in Ordnung ist und Gmunden auf einem guten
Weg ist, es aber von vonseiten des Landes und Bundes (Steuerreform) viele ,Unbekannte” gibt. Er
verweist auf den Pflegeregress und die Ausgaben im Sozialbereich sowie auf die steigenden Ausga-
ben beim Krankenanstaltenfond. Er meint, dass Gmunden alle Notwendigkeit zum Sparen hat, aber
zuversichtlich in die Zukunft geblickt werden soll.

GR Hochegger fihrt aus:

,Das Budget 2018 ist, wie wir bereits gehort haben, ausgeglichen und vorweg — die Sozialdemokrati-
sche Gemeinderatsfraktion wird diesem Voranschlag aus guten Griinden nicht zustimmen. Lassen sie
mich einige davon nennen. Wie sehr viele Gmundnerinnen und Gmundner aus eigener Erfahrung
wissen, gibt es bei uns seit einiger Zeit Geschwindigkeitsmessungen und das Uberwachungsnetz wird
immer dichter. Eines ist klar und das soll hier auch nicht diskutiert werden, Gesetze und Verordnun-
gen sind einzuhalten. Wer sich nicht daran halt muss mit empfindlichen Strafen rechnen. Wir Sozial-
demokraten haben aber immer wieder gefordert, dass diese Strafgelder zweckgebunden fir Ver-
kehrssicherheitsmaRnahmen bzw. fir die Sanierung der Stralen und Gehsteige eingesetzt werden.
Wie sehr viele Gemeindebiirger klagen, ist der Zustand mancher Strallen und Gehsteige extrem
schlecht. Lediglich ein gutes Drittel der veranschlagten Mittel aus Strafgeldern von € 900.000,00 wird
fir StraRensanierungen aufgewendet, der Rest verschwindet im allgemeinen Budget. Ahnliches pas-
siert mit den Einnahmen aus der Wasserversorgung und dem Kanal. Rund € 500.000,00 Uberschuss
Wasserversorgung und € 1,3 Mio. aus dem Kanal stehen Zuftihrungen fiir die Wasserversorgung von
€ 90.000,00 und € 130.000,00 fur den Kanal gegentiber. Der Rest geht ebenfalls ins Budget und
wenn grolRere Sanierungen anstehen nehmen wir einen Kredit auf. Bei vielen ,Prestigeprojekten” ge-
ben wir locker sehr viel Geld aus z. B. haben wir bereits im Jahr 2014 nur fir die Planung einer Uber-
dachung des Innenhofes vom Seeschloss Ort einen Betrag von € 15.000,00 budgetiert, jetzt geben wir
fir eine andere Planung der Uberdachung noch mehr Geld aus. Jedes Jahr werden aber ohne Not
diverse Gebuhren wie Wasser, Kanal bis hin zur Hundesteuer erhéht und damit die Bevdlkerung be-
lastet.

Aber es wird auch eingespart. Subventionen von Vereinen missen gekirzt werden. Es wurde mit dem
Rasenmaéher gekiirzt, alle Sport- und sonstigen Vereine mussten Kirzungen hinnehmen. Sogar jene
die ohnehin schon bisher mit einer sehr kleinen Unterstiitzung von € 200,00 auskommen mussten
wurden auf € 100,00 Euro gekirzt. Lediglich ,Sozialvereine® sind nicht betroffen wurde uns gesagt.
Stellt sich fur mich schon die Frage, ob nicht gerade auch die Sport- und sonstigen Vereine mit ihren
ehrenamtlich arbeitenden Funktiondren nicht auch eine wichtige soziale Arbeit fur die Allgemeinheit
leisten. Die zu erzielenden Einsparungen sind marginal. Z&hlt man alle Einsparungen bei Sport- und
sonstigen Vereinen zusammen kommt gerade einmal ein Betrag von etwas mehr als € 19.000,00 her-
aus. Zieht man davon wieder die € 15.500,00 Sonderforderung fiir einen Grol3verein, welcher drin-
genden Geldbedarf hat, ab, bleiben gerade einmal ca. € 4.000,00 Einsparungen in diesem Bereich.
Stellt man die beiden Betrdge, Gesamteinsparungen € 19.000,00 den Ausgaben fur die Sonderfdrde-
rung von € 15.500,00 gegentber, kdnnte auch durchaus der Eindruck entstehen, dass fast alle Verei-
ne die Sonderforderung fir einen Verein finanzieren mussen.

Es gabe noch viele weitere gute Grinde diesen Voranschlag abzulehnen (Spange Gmunden-
Pinsdorf), aber ich mdchte meine Redezeit nicht Uberstrapazieren.”
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StR. DI KaBmannhuber meint, dass fur dieses Budget vollig neue Bedingungen vorliegen und es unter
diesen Voraussetzungen ein perfektes Budget ist. Er spricht seinen Dank an StR. Hopoltseder sowie
Hr. Buchegger aus.

Er erklart, dass die BIG den grundsétzlichen Uberlegungen fiir dieses Budget uneingeschrankt zu-
stimmen kann, jedoch ein groBer Wehrmutstropfen die Spange Gmunden-Pinsdorf ist, hier ist namlich
.alte Schule® am Werk: Die Kosten werden unter der Gemeinde (€ 180.000,00), dem Land
(€ 100.000,00) und den OBB (€ 1 Mio.) aufgeteilt — es handelt sich daher um o6ffentliche Gelder. Diese
Spange ist seiner Meinung nach sinnlos und geht bei Nichterrichtung niemanden ab.

Das Budget sei fur ihn bei weitem auch kein Sparbudget, da Leistungen, fur die die Gemeinde nicht
zustandig ist, auch nicht gemacht werden, hier wird ,zurtickgeschraubt* und wird ein Budget mit € 45
Mio. verwaltet. Daher ist es ein solides Budget und ein Budget, welches unter den neuen Bedingun-
gen notwendig ist.

StR. DI KalBmannhuber verweist auf TO-Pkt. 3 (mittelfristiger Finanz- und Investitionsplan) und meint,
dass sich hier zeigen wird, wie sich die Zukunft der Stadt entwickelt.

GR DI Kienesberger fuhrt aus:

.Der Voranschlag ist ausgeglichen. Der mittelfristige Finanz- und Investitionsplan weist eine freie
Budgetspitze fir 2018 von 956.900 € aus. Das ist im Vergleich zum Gesamtrahmen nicht viel, aber
immerhin.

Wenn das Budget in Zahlen gegossene Politik ist, kann man aus dem Voranschlag die Ziele der Politik
ablesen. Da ist ein Ansatz dabei, der den Grinen sauer aufstof3t, was die Belebung der Innenstadt
betrifft, die nicht nur uns, sondern allen Fraktionen ein groRes Anliegen ist. Dieses Ziel findet sich im
Voranschlag kaum wieder.

Die Mehrheitsfraktion hat nach der Wahl eine professionell angelegte Offentlichkeitsbeteiligung
gestartet, die primar die Umgestaltung der Esplanade und des Rathausplatzes zum Thema hat. Dafur
wurde bereits viel Geld aufgewendet. Die Stadtgemeinde hat dafiir sogar eine hohe Auszeichnung
bekommen. Im Voranschlag sind dafur € 20.000,00 vorgesehen. Man hat also eine grof3angelegte
Aktion gestartet, sieht allerdings im Budget fir die Umsetzung praktisch nichts vor. Ich frage mich
daher: Wozu das Ganze?

Man kann jetzt dagegen halten, die Situation habe sich geandert, was nicht vorhersehbar war. Durch
den Kauf des Parkhotel-Areals um rund € 8 Mio. haben sich die Prioritdten verschoben, die Gemeinde
miisse woanders sparen. Das macht mir bei der Umgestaltung der Esplanade keine Sorgen, weil bei
der Esplanade kein stadtebaulicher Missstand vorliegt und die Esplanade gut angenommen wird. Man
kann alles noch besser machen. Aber einen unmittelbaren Handlungsbedarf sehe ich hier nicht.

Einen Handlungsbedarf sehe ich allerdings beim Rathausplatz. Der Rathausplatz ist dringend
sanierungsbeddrftig. Daflr ist im Voranschlag so gut wie nichts vorgesehen. Wenn die Stadt-Regio-
Tram in Betrieb geht, und der Rathausplatz einen verwahrlosten Eindruck erweckt, dann hebt das
nicht die Attraktivitdt von Gmunden.

Zudem pladieren wir fur die Einstellung des ,,Schwanenbussi-Magazins“. Das kostet der Gemeinde im
Jahr 60.000 € und hat unserer Ansicht nach in der Fulle der Werbung, die jeden Tag ins Haus flattert,
nur eine bescheidene Werbewirksamkeit. Im Vergleich dazu kostet der Mondscheinbummel
€ 25.000,00, der aber wirklich viele Menschen in die Stadt bringt. Im Gegensatz dazu halten wir eine
stilvolle Innenstadt, im konkreten Fall ein liebevoll gestalteter Rathausplatz fir die bessere
Imagewerbung. Ein sanierter Rathausplatz hat eine Dauerwirkung und ist nachhaltig.

Mein Blick auf den Voranschlag betrifft zwar nur einen kleinen Ausschnitt. Der Rathausplatz ist fir uns
das Herz der Stadt. Ein gesundes Herz ist flr uns ein so grof3es Anliegen, dass wir den Voranschlag
aus den angefiihrten Grinden ablehnen.

Dasselbe gilt sinngemal auch fur den mittelfristigen Finanz- und Investitionsplan.”

StR. Hopoltseder stellt in der Folge den Antrag,
der Gemeinderat mdge den Voranschlag fur das Finanzjahr 2018, der
im ordentlichen Haushalt

Einnahmen und Ausgaben von je € 44.740.000,00
und im auf3erordentlichen Haushalt

Einnahmen von € 4.726.400,00
und Ausgaben von € 5.031.400,00
und somit einen Abgang in der H6he von € 305.000,00

vorsieht, genehmigen.
Zugleich soll allen einzelnen Positionen und Anséatzen, die in diesem Voranschlag Aufnahme finden,
die Zustimmung erteilt werden.
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Gemal § 14 der O8. Gemeindehaushalts- Kassen- und Rechnungsordnung hat der Gemeinderat zu
entscheiden, ab welchem Ausmal} Abweichungen von den bisherigen Voranschlagsbetrédgen zu erlau-
tern sind, wobei wie im vergangenen Jahr vorgeschlagen wird, dies ab einer Grof3enordnung von
€ 7.000,00, zu praktizieren. GemaR § 74 Abs. 1 der O8. Gemeindeordnung 1990 i.d.g.F. in Verbin-
dung mit 8§ 2 a des Gemeindebedienstetengesetzes 2001 und § 7 des O6. Gemeinde-Dienstrechts-
und Gehaltsgesetzes 2002, ist zugleich mit dem Voranschlag der Dienstpostenplan, der einen Be-
standteil des Gemeindevoranschlages bhildet, zu beschlie3en, dem in der vorliegenden Fassung eben-
falls die Genehmigung erteilt werden soll.

Gemal § 74 Abs. 3 der O6. Gemeindeordnung 1990 i.d.g.F. sind zugleich mit dem Voranschlag die
Wirtschaftspléane der Stadtbetriebe-Energie und der Firma ,Verein zur Férderung der Infrastruktur der
Stadtgemeinde Gmunden & Co KG" zu beschlieRen. Diesem wesentlichen Bestandteil des Voran-
schlages soll ebenfalls die Zustimmung erteilt werden. Der Gesamtbetrag der Darlehen, der zur Fi-
nanzierung von Ausgaben des aul3erordentlichen Haushaltes 2018 bzw. Projekte der Verein zur For-
derung der Infrastruktur der Stadtgemeinde Gmunden & Co KG bestimmt ist, soll mit € 1.000.000,00
festgelegt werden.

Der Hochstbetrag der Kassenkredite, der im Finanzjahr 2018 zur Aufrechterhaltung der Zahlungsfa-
higkeit der Gemeindekasse in Anspruch genommen werden darf, ist nach § 83 der O6. Gemeindeord-
nung 1990 mit einem Viertel der Einnahmen des ordentlichen Gemeindevoranschlages limitiert und
betragt somit € 11.185.000,00.

Beschluss: mehrheitlich genehmigt
25 JA-Stimmen: OVP (20); FPO (5); A
8 Gegenstimmen: SPO (5): StR. Sageder, GR." Auer, GR Hochegger, GR Auer Erich, GR Henter;
GRUNE (3): GR." Mag.? Bors, GR. DI Kienesberger, GR." Harringer;
4 Stimmenthaltungen: BIG (4): StR. DI KaRmannhuber, GR." Hausherr, GR Mag. Pucher,
GR." Dr." Hitzenberger;

3. Beratung und Beschlussfassung tber den mittelfristigen Finanz- und Investitions-
plan 2018-2022;

StR. Hopoltseder:

Auf Grund des § 16 der O8. Gemeindehaushalts-, Kassen- und Rechnungsordnung, LGBI. Nr.
69/2002, sind die Gemeinden verpflichtet, mit dem Voranschlag einen mittelfristigen Finanzplan von
vier Haushaltsjahren zu erstellen und dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vorzulegen. GemanR
dem Osterr. Stabilitatspakt 2012 haben sich Bund, Lander und Gemeinden verpflichtet die mittelfristi-
ge Finanzplanung auf das Voranschlagsjahr plus 4 Folgejahre zu erstellen.

Der Finanzplan besteht aus der Darstellung der Budgetspitze, Zusammenfassung aller geplanter
Vorhaben zum mittelfristigen Investitionsplan, der Detaildarstellung der Kosten und Finanzierung je
Vorhaben (incl. Nachweis der Eigenmittelaufbringung) der Darstellung der erwarteten Entwicklung der
Maastrichtergebnisse fiir die Jahre 2018 bis 2022.

In den mittelfristigen Investitionsplan dirfen zahlenm&Rig nur jene Vorhaben aufgenommen werden,
bei denen die notwendige Eigenmittelaufbringung gesichert ist, wobei die Landesmittel entsprechend
der mitgeteilten Forderquote dargestellt werden dirfen. Jene Projekte, fir die eine Eigenmittelaufbrin-
gung im MFP-Zeitraum nicht méglich ist, sind nur mit einer Projektbeschreibung und einer entspre-
chenden Prioritatenreihung im MFP darzustellen.

Eine Antragstellung auf Landesmittel fir Vorhaben ohne entsprechende Prioritdtenreihung im MFP
wird kinftig nicht mehr moglich sein. Die Prioritdtenreihung von Vorhaben wéhrend des Finanzjahres
kann nur mittels Gemeinderatsbeschluss abgeandert werden. Die vom Gemeinderat beschlossene
Prioritatenreihung ist Basis fur die Mittelgewahrung innerhalb der Gemeindefinanzierung NEU.

Das Land Oberdsterreich stellt als Hilfestellung fir die Berechnung der kiinftigen Budgetspitzen Vor-
gaben fur die jahrliche Erhéhung der Ertragsanteile und Landesumlage zur Verfiigung, wobei zu beto-
nen ist, dass es sich um Prognosen handelt. So wurde mitgeteilt, dass fir die Jahre 2019 bis 2022
mit einer 3,5%igen Steigerungen der Ertragsanteile gerechnet werden darf.

Der Krankenanstaltenbeitrag wird in den Jahren 2019 — 2022 wieder betrachtlich steigen, und wir
mussten daher, aufgrund der Vorgaben des Landes, jahrliche Steigerungen von 3,6 % bis 4,5 % vor-
sehen. Die Entwicklung der SHV-Umlage ist auch sehr schwer einzuschatzen und hangt unmittelbar
mit unserer Finanzkraft zusammen. Die Auswirkungen hinsichtlich der Regressanspriiche kénnen aus
unserer Sicht noch nicht abgeschatzt werden. Fir den MFP haben wir eine jahrliche Steigerung von
rund 5 % angenommen, um auf der sicheren Seite zu sein.

Folgende Projekte haben wir fir 2018 und die weiteren Jahre bis 2022 in den mittelfristigen Investiti-
onsplan aufgenommen. Alle in der Folge angefiihrten Vorhaben waren bereits Gegenstand von Bera-
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tungen in den jeweiligen Ausschiissen, wurden bereits Finanzierungsplane beschlossen oder Antrage
auf Gewahrung einer Bedarfszuweisung gestellt.

FF-Gmunden, Ankauf eines Ristléschfahrzeuges RLF-A 2000, 2019
FF-Gmunden, Ankauf eines Kleinrustfahrzeuges-Logistik KRF-L, 2020 — 2021
Pflichtschulen-Sanierung und Erweiterung (Ausfinanzierung), 2018 - 2022
Erweiterung Musikschule (Ausfinanzierung), 2018 — 2019
BRD-Einsatzzentrale (Ausfinanzierung), 2018

Sanierung der Gemeindestrafl3en, 2018 — 2022

Neugestaltung Esplanade und Rathausplatz - Projektentwicklung, 2018 - 2019
Sanierung Miesweg, 2018 - 2019

Wildbachverbauung, Interessentenbeitrdge, 2018 — 2022

Verbauung Auingerbachl, 2018 - 2019

Friedhof, Urnenwand, 2018

Projektentwicklung Schiffslande (Parkhotelareal), 2018
Wasserversorgung, verschiedene Leitungen, 2018 - 2022
Abwasserbeseitigung, verschiedene Kanale, 2018 - 2022
Abwasserbeseitigung, Bauabschnitt XXIV, 2018

Abwasserbeseitigung, Bauabschnitt XXV, 2018 — 2019
Projektentwicklung Schloss Ort, 2018

Sportzentrum, Parkplatz und Zufahrt, 2018

Sanierung Tennishalle (Ausfinanzierung), 2018 - 2019

SEP-Arena, 2019 - 2020

Seilbahnparkplatz, 2018 - 2019

AuRerdem sollen Uber die Firma ,Verein zur Férderung der Infrastruktur der Stadtgemeinde Gmun-
den“ & Co KG" folgende Vorhaben abgewickelt werden:

Aufstockung und Sanierung Nikolaus-Lenau Schule, Restarbeiten Schulkiiche, 2018
Kleinbus fiir DLZ, 2018

Dienstfahrzeug fur DLZ, 2018

Kipper mit Kran fir DLZ, 2018

Wie eingangs bereits berichtet, miissen Projekte, fir die mittelfristig um Landesmittel angesucht wird,
mit einer Prioritatenreihung versehen werden. Folgende Reihung soll vorgenommen werden:

Beginn Zweck Gesamtkosten
1. 2019 FF Gmunden, RLF-A 2000 € 390.000,00
2. 2020 FF Gmunden, KRF-L € 140.000,00
3. 2020 SEP-Arena € 1.300.000,00
4. Sanierung und Gestaltung

Esplanade und Rathausplatz

5. Uberdachung Innenhof Schloss Ort
6. Sanierung Musikschule
Antrag:

Finanzreferent Hopoltseder stellt den Antrag, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mdge
den Mittelfristigen Finanzplan fur die Planungsperiode 2018 — 2022, beim Verein zur Férderung der
Infrastruktur der Stadtgemeinde Gmunden & Co KG firr die Planungsperiode 2018 — 2020, die einen
Bestandteil des Voranschlages 2018 bilden, beschlie3en.

StR. DI KaBmannhuber sieht den mittelfristigen Finanz- und Investitionsplan zweigeteilt, da in diesem
viele Wiinsche enthalten sind, wie die Uberdachung Seeschloss Ort, Sanierung Esplanade, SEP-
Arena und wird daher entscheidend sein, in welchem Gremium die Prioritat beschlossen wird, denn
vieles wird nicht machbar sein. Er ist aber Gberzeugt, dass jene Projekte umgesetzt werden, die fur
die Stadt das Beste sind. StR. DI KaBmannhuber dankt LH Stelzer fur die Reduzierung der Férderung,
da jetzt nur Projekte umgesetzt werden, die Sinn machen und zukunftstréchtig sind.

StR. Sageder halt fest, dass in diesem mittelfristigen Finanz- und Investitionsplan relativ viele gute
Projekte enthalten sind und wird daher die SPO-Fraktion die Zustimmung erteilen.
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Er meint, dass derzeit das Land OO dabei ist — auf welcher Plangrundlage auch immer — von Dingen
abzuweichen, die seit 25 bis 30 Jahre akkordiert waren und mit denen gerechnet werden konnte. Das
Land lebt von den Steuereinnahmen der Gemeinden und wenn auf Basis der Férderungskirzungen
das Landesbudget saniert werden muss, dann kommt letztendlich heraus, dass immer und Uberall die
Gemeinden zahlen - und Gmunden aufgrund seiner Finanzkraft im Speziellen. Er findet es dreist, For-
derungen zu kirzen, jedoch vorzuschreiben, wie hoch z.B. die Kanal- und Wassergebiihren zu sein
haben und weist darauf hin, dass im Gegensatz dazu die Landesumlage nicht reduziert wurde, son-
dern von € 1,3 Mio. auf € 1,4 Mio. gestiegen ist. Er meint, dass die Gemeinden jetzt ungerecht behan-
delt werden und auf deren Riicken das Landesbudget saniert wird.

GR KR Colli weist aufgrund der Wortmeldung von StR. Sageder auf die Probleme der Ifd. Fortschrei-
bung stadt.regio.tram im mittelfristigen Finanzplan hin. Er vertritt die Ansicht, dass Sparen von allen
verlangt werden kann und hat dafur Verstandnis. Weiters findet er eine gewisse Reduzierung der For-
derung, damit die Verantwortung in der Gemeinde steigt, legitim und hétte seiner Ansicht nach die
Gemeinde mit ein bisschen Nachdenken bei der Spange Gmunden-Pinsdorf sparen kénnen.

StR. Sageder erklart, dass nicht einfach etwas ,weitergeschrieben” wird, verweist auf Vereinbarungen
und halt fest, dass nun zur Kenntnis genommen werden muss, dass Vereinbarungen nicht mehr hal-
ten. Er stellt klar, dass es sich nicht um ,lockere* Geldeinnahmen sondern sehr wohl um akkordierte
Finanzierungen handelt, die plétzlich nicht mehr gelten.

GR John meint, dass aufgrund der Kiirzungen des Landes gejammert werden kann, es jedoch besser
ware, Uberlegungen anzustellen, um es besser zu machen. Er erklart, dass versucht wurde, manche
Dinge neu zu denken — das geht nicht von heute auf morgen — und, dass das neue Denken in Zukunft
nicht aufhéren wird, sondern nach dieser Beschlussfassung sofort tUber das nachste Budget nachge-
dacht werden kann. Er weist darauf hin, dass viele Bereiche durchleuchtet werden missen, es so wie
in den letzten Jahren nicht weitergehen kann und die Gemeinde ihren Beitrag leisten muss. Grund-
séatzlich soll darin die Chance gesehen werden, was in Zukunft verbessert werden kann.

Bgm. Mag. Krapf lasst Uber den Antrag abstimmen.
Beschluss: mehrheitlich genehmigt
34 JA-Stimmen: OVP (20); FPO (5); SPO (5); BIG (4); A
3 Gegenstimmen: GRUNE (3): GR." Mag.® Bors, GR DI Kienesberger, GR." Harringer

4. Kenntnisnahme des Berichtes des Obmann-Stellvertreters des Priufungsausschus-
ses der Stadtgemeinde Gmunden betreffend der am 6. November 2017 und am 28. No-
vember 2017 abgehaltenen 13. und 14. Sitzung;

GR KR Colli berichtet in Vertretung von GR DI Sperrer tber folgende Punkte, welche in der 13. und
14. Prifungsausschusssitzung behandelt wurden:

13. Priufungsausschuss, 06.11.2017:

Prifbericht BH Gmunden — Nachtragsvoranschlag 2017
Hier liegt offensichtlich im Prifbericht der BH Gmunden beim angefiihrten Prozentschliissel Investiti-
ons- bzw. Instandhaltungsmafnahmen ein Kommafehler vor.

Nebenkassen — Abrechnungsmodalitdten und Kontrolle
Der Prufungsausschuss hat sich ber die Modalitaten informiert. Er stellt fest, dass die Prifungen
gewissenhaft und im offensichtlich ausreichenden Umfang gemacht werden.

Salzkammergut Festwochen
Im Zusammenhang mit der Problematik mit den Salzkammergut Festwochen wird aus gegebenem
Anlass seitens des Prifungsausschusses festgehalten:
e 2014 wurden den Festwochen EUR 37.500,00 Férderung und sonstige kleinere Unterstitzun-
gen zugestanden.
e 2015 wurde zur Bereinigung der Forderlinie ein Fixbetrag in der Hohe von
EUR 50.000,00 vereinbart, wobei ausdricklich festgehalten wurde, dass keine zusétzlichen
Unterstltzungen erfolgen wirden und dieser Betrag auch die nachsten Jahre fortgeschrieben
wird.
¢ Dieselbe Vorgangsweise wurde 2016 gemacht.
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e 2017 wurde zusatzlich zu den vereinbarten EUR 50.000,00 weitere EUR 5.000,00 zuerkannt
und dartiber hinaus die Kosten fir einen Ferialpraktikanten im Gegenwert von EUR 2.000,00
Ubernommen.

Nunmehr liegt ein dringendes Ansuchen um Mieterlass fir das Jahr 2017 vor. Der Wert dieser Mieten
ist mit EUR 15.000,00 bis EUR 19.000,00 zu beziffern. Zuséatzlich sollen weitere EUR 5.000,00 als
Sonderunterstiitzung flieRen.

Der Prifungsausschuss hélt ausdriicklich fest:

Es liegen klare Vereinbarungen hinsichtlich der Subvention durch die Stadtgemeinde Gmunden vor.
Die finanzielle Gebarung der Salzkammergut Festwochen, die konkrete finanzielle Budgetsituation
und vor allem die Finanzplanung fir das anstehende Jahr 2018 seitens der Salzkammergut Festwo-
chen sind der Gemeinde in keiner Weise bekannt. Es erscheint jedenfalls gerechtfertigt und dringend
erforderlich, dass hinkunftig vor eventueller Beschlussfassung zur Auszahlung von Sondermitteln die
tatsachliche Finanzsituation durchaus im vertraulichen Rahmen, aber klar und nachvollziehbar den
Gemeindeorganen vorgelegt werden muss. Der Prufungsausschuss regt daher an, eine derartige
Offenlegung umgehend einzufordern. Generell wird unabhangig vom gegebenen Fall eine derartige
Aufbereitung der Finanzgebarung als Entscheidungsgrundlage fiir alle gleichgelagerten Falle gefor-
dert.

GR KR Colli bringt zu diesem Punkt die Ergdnzung, welche in der 14. Prifungsausschusssitzung ge-
macht wurde, vor:

.Erganzend zur Stellungnahme Problematik Festwoche weist der Prifungsausschuss darauf hin, dass
die Stadtgemeinde 2017 fir die Veranstaltungsreihe ,Musical“ € 40.000,00 an Barsubvention gewahr-
te und zuséatzlich eine Abo-Veranstaltung im Wert von € 15.000,00 kaufte. Weiters wird darauf hinge-
wiesen, dass das Theaterabo bei 135 Abonnenten einen jahrlichen Abgang von etwa € 30.000,00
aufweist.”

GR KR Colli verweist auf den heutigen TO-Pkt. 17 (Subvention Salzkammergut Festwochen) und

erklart, dass Herr Andef3ner in den Vorstand entsendet wird, um dort - von Gemeindeseite aus - eine
Kontrolle auszutiben.

14. Prifungsausschuss, 28.11.2017:

Prifbericht BH Gmunden — Rechnungsabschluss 2016
Gmunden wird als finanzstarke Gemeinde beurteilt

Imagekampagne Schwanenbussimagazin

Der Prifungsausschuss ersucht hier um nahere Informationen und Unterlagen und erfolgt daher eine
weitere Behandlung in der nachsten Sitzung. GR KR Colli berichtet, dass eine Zeitungsausgabe zwi-
schen € 23.000,00 und € 27.000,00 kostet und nach Abzug der Inserate, Kosten in der Hohe von €
45.000,00 jahrlich Uberbleiben, die zur Diskussion stehen.

Veranstaltungen der Stadtgemeinde

Der Prifungsausschuss hat sich unter anderem mit Einnahmen und Ausgaben diverser Veranstaltun-
gen befasst. Zum Lichterfest wird festgehalten, dass die externen Ausgaben 2015 € 178.000,00, 2016
€ 215.000,00 und 2017 € 137.000,00 waren. Zusatzlich zu diesen externen Ausgaben sind die Leis-
tungen des Wirtschaftshofes zu berticksichtigen. Diese betrugen zum Beispiel im Jahr 2017 rund €
18.000,00. Die Verwaltungskostentangente (AndefRner Manfred, etc.) ist nicht gesondert erfasst und
kann daher nicht bewertet werden. Da davon auszugehen ist, dass der interne Arbeitsaufwand zur
Vorbereitung und Abwicklung einer derartigen Veranstaltung erheblich ist, wird angeregt, zu prifen,
ob nicht auch eine Erfassung der internen Stunden im Sinne einer Kostenwahrheit sinnvoll erscheint.
Diese Empfehlung ist keinesfalls als Kritik an den mit der Umsetzung des Lichterfestes betrauten Per-
sonen oder am Lichterfest generell zu verstehen.

Bericht wird zur Kenntnis genommen.
5. Kennthisnahme des Prifberichtes der 13. und 14. Sitzung des Priufungsausschus-
ses;

GR KR Colli bringt den Prifbericht der 13. Sitzung des Prifungsausschusses vom 06.11.2017 sowie
den Prufbericht der 14. Sitzung des Prufungsausschusses vom 28.11.2017 zur Verlesung:
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Prifbericht der 13. Sitzung:

1. Prufbericht BH Gmunden — Nachtragsvoranschlag 2017

Der Prifbericht wurde von den Mitgliedern besprochen und es wurden keine erwahnenswerten Details
erkannt. Hinsichtlich der Investitionen bzw. InstandhaltungsmaRnahmen stellt der Prifungsausschuss
fest, dass der angefiihrte Prozentschlissel (Investitionen 20,1 % bzw. Instandhaltungsmaf3nahmen
30,1 % der ordentlichen Gesamteinnahmen) nicht stimmen kann. Offensichtlich liegt ein Kommafehler
vor.

2. Nebenkassen — Abrechnungsmodalitaten und Kontrolle
Der Prufungsausschuss hat sich ber die Modalitaten informiert. Er stellt fest, dass die Prifungen
gewissenhaft und im offensichtlich ausreichenden Umfang gemacht werden.

3. Imagekampagne - Kostenentwicklung
Der Prifungsausschuss stellt keinen Antrag an den Gemeinderat zu diesem Tagesordnungspunkt.

4. Salzkammergut Festwochen
Im Zusammenhang mit der Problematik mit den Salzkammergut Festwochen wird aus gegebenem
Anlass seitens des Prifungsausschusses festgehalten:

e 2014 wurden den Festwochen EUR 37.500,00 Foérderung und sonstige kleinere Unterstitzun-
gen zugestanden.

e 2015 wurde zur Bereinigung der Forderlinie ein Fixbetrag in der Héhe von EUR 50.000,00
vereinbart, wobei ausdricklich festgehalten wurde, dass keine zusatzlichen Unterstitzungen
erfolgen wirden und dieser Betrag auch die nachsten Jahre fortgeschrieben wird.

e Dieselbe Vorgangsweise wurde 2016 gemacht.

e 2017 wurde zusétzlich zu den vereinbarten EUR 50.000,00 weitere EUR 5.000,00 zuerkannt
und dartiber hinaus die Kosten fir einen Ferialpraktikanten im Gegenwert von EUR 2.000,00
Ubernommen.

Nunmehr liegt ein dringendes Ansuchen um Mieterlass fur das Jahr 2017 vor. Der Wert dieser Mieten
ist mit EUR 15.000,00 bis EUR 19.000,00 zu beziffern. Zusétzlich sollen weitere EUR 5.000,00 als
Sonderunterstitzung flieRen.

Der Prufungsausschuss halt ausdriicklich fest:

Es liegen klare Vereinbarungen hinsichtlich der Subvention durch die Stadtgemeinde Gmunden vor.
Die finanzielle Gebarung der Salzkammergut Festwochen, die konkrete finanzielle Budgetsituation
und vor allem die Finanzplanung fir das anstehende Jahr 2018 seitens der Salzkammergut Festwo-
chen sind der Gemeinde in keiner Weise bekannt. Es erscheint jedenfalls gerechtfertigt und dringend
erforderlich, dass hinklnftig vor eventueller Beschlussfassung zur Auszahlung von Sondermitteln die
tatsdchliche Finanzsituation durchaus im vertraulichen Rahmen, aber klar und nachvollziehbar den
Gemeindeorganen vorgelegt werden muss. Der Priifungsausschuss regt daher an, eine derartige
Offenlegung umgehend einzufordern. Generell wird unabhéngig vom gegebenen Fall eine derartige
Aufbereitung der Finanzgebahrung als Entscheidungsgrundlage fur alle gleichgelagerten Félle gefor-
dert.

Prifbericht der 14. Sitzung:

1. Prifbericht BH Gmunden — Rechnungsabschluss 2016

Der Prufungsausschuss nimmt den Prifbericht zum Rechnungsabschluss 2016 zur Kenntnis und freut
sich Uber die darin enthaltene Feststellung, dass der Ordentliche Haushalt der Stadtgemeinde Gmun-
den nach wie vor als sehr leistungsstark beurteilt wird.

2. Imagekampagne - Schwanenbussimagazin

Der Prufungsausschuss ersucht um nahere Informationen zur Imagekampagne bzw. zum Schwanen-
bussimagazin.

Insbesondere scheinen folgende Fragestellungen von Interesse:

e Vergabegrundlagen (Angebote, Entscheidungsgrundlagen etc. fir die zustandigen Gremien)

e Auftragsvergabe

e Abrechnung

¢ Inwiefern sind Folgeauftrage als Gesamtpaket zu betrachten — oder handelt es sich um ein-
zelne Auftrage?
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e Relevant erscheinen vor allem grof3ere Einzelposten oder auch die Summe der einzelnen
Posten an konkrete Auftragnehmer

Der Ausschuss ersucht um Vorbereitung der diesbeziiglichen Grundlagen. Er ersucht aber den Vorbe-
reitungsaufwand gering zu halten. Wenn eine weiterfilhrende Sitzung als erforderlich erscheint, wird
dies entschieden.

3. Veranstaltungen der Stadtgemeinde

Der Prifungsausschuss hat sich unter anderem mit Einnahmen und Ausgaben diverser Veranstaltun-
gen befasst. Zum Lichterfest wird festgehalten, dass die externen Ausgaben 2015 € 178.000,00, 2016
€ 215.000,00 und 2017 € 137.000,00 waren. Zuséatzlich zu diesen externen Ausgaben sind die Leis-
tungen des Wirtschaftshofes zu berticksichtigen. Diese betrugen zum Beispiel im Jahr 2017 rund €
18.000,00. Die Verwaltungskostentangente (Andel3ner Manfred, etc.) ist nicht gesondert erfasst und
kann daher nicht bewertet werden. Da davon auszugehen ist, dass der interne Arbeitsaufwand zur
Vorbereitung und Abwicklung einer derartigen Veranstaltung erheblich ist, wird angeregt, zu prifen,
ob nicht auch eine Erfassung der internen Stunden im Sinne einer Kostenwahrheit sinnvoll erscheint.
Diese Empfehlung ist keinesfalls als Kritik an den mit der Umsetzung des Lichterfestes betrauten Per-
sonen oder am Lichterfest generell zu verstehen.

4. Allfalliges — Erganzung zu Salzkammergut Festwochen (PA13 — TOP5)

Erganzend zur Stellungnahme Problematik Festwoche weist der Prifungsausschuss darauf hin, dass
die Stadtgemeinde 2017 fur die Veranstaltungsreihe ,Musical“ € 40.000,00 an Barsubvention gewahr-
te und zuséatzlich eine Abo-Veranstaltung im Wert von € 15.000,00 kaufte. Weiters wird darauf hinge-
wiesen, dass das Theaterabo bei 135 Abonnenten einen jahrlichen Abgang von etwa € 30.000,00
aufweist.

Bericht wird zur Kenntnis genommen.
(13. und 14. Prifbericht)

6. Kenntnisnahme des Prifberichtes der Bezirkshauptmannschaft Gmunden Uber den
Rechnungsabschluss 2016;

GR. KR Caolli:

Die Bezirkshauptmannschaft Gmunden hat gemaR § 99 Abs. 2 O8. Gemeindeordnung 1990 den
Rechnungsabschluss 2016 uberprift und einen Bericht iiber das Uberpriifungsergebnis tibermittelt.
Das Ergebnis der Uberpriifung ist dem Gemeinderat zur Kenntnis zu bringen.

GR KR Colli bringt den Prufbericht der Bezirkshauptmannschaft Gmunden zur Kenntnis.

Bericht wird zur Kenntnis genommen.

7. Kenntnisnahme des Prifberichtes der Bezirkshauptmannschaft Gmunden tber den
Nachtragsvoranschlag 2017,

GR KR Colli:

Die Bezirkshauptmannschaft Gmunden hat geméaR § 99 Abs. 2 O6. Gemeindeordnung 1990 den
Nachtragsvoranschlag 2017 berpriift und einen Bericht tiber das Uberprifungsergebnis tibermittelt.
Das Ergebnis der Uberpriifung ist dem Gemeinderat zur Kenntnis zu bringen.

GR KR Colli bringt den Prifbericht der Bezirkshauptmannschaft Gmunden zur Kenntnis.

Bericht wird zur Kenntnis genommen.

8. Beratung und Beschlussfassung tiber den Antrag auf Férderung im Rahmen des
Kommunalen Investitionsprogrammes;

StR. Hopoltseder:

Der Finanzreferent berichtet, dass bei den Finanzausgleichsverhandlungen ein Kommunales Investiti-
onspaket mit Zweckzuschiissen von insgesamt € 175 Mio. beschlossen wurde. Die Hdhe der Zweck-
zuschisse betragt maximal 25 % der Gesamtkosten und es kénnen bis 30. Juni 2018 Antrage gestellt
werden. Die Gesamtférderung fir Gmunden betragt insgesamt € 247.046,00. Somit missen wir For-
derantrage mit Investitionskosten von mindestens € 988.184,00 stellen, um den gesamten Zweckzu-
schuss ausnutzen zu kénnen. Um ein Ansuchen stellen zu kénnen, muss ein Gemeinderatsbeschluss
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zur Durchfiihrung der Investitionsprojekte vorgelegt werden. Da die geplanten Projekte zwar im VA
2018 enthalten sind und naturlich auch umgesetzt werden sollen, aber nicht jede MafRhahme extra
ausgewiesen ist, muss ein Beschluss des Gemeinderates diesen Nachweis erbringen.

Entsprechend einer einstimmigen Empfehlung des Finanzausschusses sollen fur folgende, im VA
2018 enthaltene, Projekte Férderansuchen gestellt werden:

Sportzentrum — Parkplatzsanierung € 700.000,00
Strandbad — Solaranlage fur Beckenheizung € 100.000,00
Fassadensanierungen
Rathaus € 65.000,00
Amtsgebaude Traunbriicke € 90.000,00
Stadttheater € 20.000,00
Spielplatz Schérihub € 35.000,00
Gesamtinvestitionsvolumen € 1.010.000,00

Antrag:

Der Finanzreferent stellt den Antrag, die angefiihrten Projekte entsprechend der im VA 2018 budge-
tierten Mittel umzusetzen und ein Foérderansuchen im Rahmen des Kommunalen Investitionspro-
grammes zu stellen.

Beschluss: einstimmig genehmigt

9. Beratung und Beschlussfassung tUber den Finanzierungsplan geméan § 86 der O0.
Gemeindeordnung 1990 i.d.g.F. fur das Projekt "Nikolaus-Lenau-Sonderschule (1.
Etappe)";

StR. Hopoltseder:

Wahrend der Umsetzung der 1. Etappe der Aufstockung und der Sanierung der Nikolaus-Lenau Schu-
le hat sich ergeben, dass verschiedene MaRhahmen, die erst im 2. Bauabschnitt vorgesehen gewe-
sen waren, vorgezogen werden mussten. Nach Riicksprache mit dem Land OO und dem Nachweis
der Notwendigkeit dieser MalRnahmen hat uns das Amt der O8. Landesregierung, Direktion Inneres
und Kommunales mit Schreiben vom 23. August 2017 einen angepassten Finanzierungsvorschlag
Ubermittelt, der vom Gemeinderat beschlossen werden muss.

Ausgaben € 3.157.000,00

Einnahmen:
Anteilsbetrag OHH 2016 - 2022 € 614.000,00
Darlehensaufnahme € 900.000,00
BZ-Mittel 2016 - 2022 € 821.200,00
LZ Pflichtschulbau 2016 - 2022 € 821.200,00
Gesamteinnahmen € 3.157.000,00

Der Finanzreferent halt fest, dass durch den Verkauf des Grundstiicks Braugiitl auf die vorgeschlage-
ne Darlehensaufnahme verzichtet werden kann.

Antrag:

Der Finanzreferent stellt den Antrag, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mdge dem vor-
liegenden Finanzierungsplan des Landes Oberdsterreich, Direktion Inneres und Kommunales, die
Zustimmung erteilen.

GR Andel3ner freut sich als zustandiger Referent, dass in den letzten zwei Jahren € 8 Mio. in die Bil-
dungsstéatten investiert wurden. Er berichtet, dass die Nikolaus-Lenau-Schule mittlerweile top saniert,
jedoch die dringende Sanierung der Schulkiiche noch aussténdig ist und diese Sanierung in den
Sommerferien erfolgt.

Bgm. Mag. Krapf lasst tiber den Antrag abstimmen.
Beschluss: einstimmig genehmigt
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10. Beratung und Beschlussfassung Uber den Finanzierungsplan gemaR § 86 der OG4.
Gemeindeordnung 1990 i.d.g.F. fur das Projekt "Generalsanierung Tennishalle";

StR. Hopoltseder:

Das Amt der O0. Landesregierung, Direktion Inneres und Kommunales teilt mit Schreiben vom 7. No-
vember 2017 mit, dass fur die Realisierung des Projektes ,Generalsanierung Tennishalle* folgende
Finanzierung vorgeschlagen wird, die vom Gemeinderat beschlossen werden muss.

Ausgaben € 1.363.600,00
Einnahmen:
Bankdarlehen 2017 € 883.600,00
LZ Sport 2018 - 2019 € 240.000,00
BZ-Mittel 2017 € 240.000,00
Gesamteinnahmen € 1.363.600,00

Antrag:

Der Finanzreferent stellt den Antrag, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mdge dem vor-
liegenden Finanzierungsplan des Landes Oberdsterreich, Direktion Inneres und Kommunales, die
Zustimmung erteilen.

Bgm. Mag. Krapf bedankt sich auch im Namen der tennisbegeisterten Spieler/innen bei der Stadt
Gmunden und beim Land OO fur die Bereitstellung der Finanzmittel. Er erklart, dass eine Investition in
eine Sportstatte immer eine gute Investition fir alle Generationen ist. Bgm. Mag. Krapf berichtet tber
die tolle Auslastung der Tennishalle und dankt dem Bauamt, DI (FH) Putz, fur die gut gelungene Sa-
nierung.

Vzbgm." Enzmann weist wieder einmal auf das fehlende Sportstatten-Gesamtkonzept hin, darin sollte
jede Investition beinhaltet sein und folglich auch in diesem Sinne durchgefihrt werden.

Bgm. Mag. Krapf lasst iber den Antrag abstimmen.
Beschluss: einstimmig genehmigt

11. Beratung und Beschlussfassung Uber den Finanzierungsplan gemaf § 86 der OG0.
Gemeindeordnung 1990 i.d.g.F. fur das Projekt "Parkplatz Sportzentrum”;

StR. Hopoltseder:

Das Amt der O06. Landesregierung, Direktion Inneres und Kommunales teilt mit Schreiben vom 16.
November 2017 mit, dass fur die Realisierung des Projektes ,Parkplatz Sportzentrum*“ folgende Fi-
nanzierung vorgeschlagen wird, die vom Gemeinderat beschlossen werden muss.

Ausgaben € 700.000,00
Einnahmen:
Anteilsbetrag OHH 2017 - 2018 € 100.000,00
Darlehensaufnahme 2018 € 300.000,00
BZ-Mittel 2017 € 300.000,00
Gesamteinnahmen € 700.000,00
Antrag:

Der Finanzreferent stellt den Antrag, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mdge dem vor-
liegenden Finanzierungsplan des Landes Oberdsterreich, Direktion Inneres und Kommunales, die
Zustimmung erteilen.

Auf Anfrage von GR Henter in Bezug auf TOP 8 (Férderung im Rahmen des kommunalen Investiti-
onsprogrammes) erklart StR. Hopoltseder, dass dadurch die Forderung des Landes nicht reduziert
wird, jedoch die Anerkennung durch den Bund noch offen ist.

GR." Mag.® Bors regt an, bei der Planung eine eventuell spatere Vergebiihrung anzudenken (z.B.
Vorrichtung fir Schrankenanlage).
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GR Auer Erich schlagt zur Erhéhung der Sicherheit (B 145) vor, im Zuge der Parkplatzgestaltung z.B.
einen Kreisverkehr bei der Bundesstrale miteinzuplanen. Bgm. Mag. Krapf verweist auf die Zustan-
digkeit des Landes und auf die bereits erfolgte Uberpriifung.

Bgm. Mag. Krapf zeigt die Dringlichkeit dieser Sanierung auf und informiert dariiber, dass auf diesem
Parkplatz Busparkplatze und Ladestationen fiir E-Autos errichtet werden. Er spricht sich jedoch gegen
eine Vergebuhrung auf diesem Parkplatz aus.

Bgm. Mag. Krapf lasst Gber den Antrag abstimmen.
Beschluss: einstimmig genehmigt

12. Beratung und Beschlussfassung Uber die Aufnahme eines Darlehens in der Hohe
von € 1.000.000,00 zur Finanzierung von Wasser- und Kanalbauten;

Bgm. Mag. Krapf:

Die Raiba Salzkammergut ist auf Grund einer Darlehensausschreibung der Finanzabteilung fir die
Finanzierung von Wasser- und Kanalbauten als Bestbieter hervorgegangen. Das Kreditinstitut hat ein
Darlehen in der Héhe von € 1.000.000,00 mit einer Laufzeit von 30 Jahren in Aussicht gestellt und halt
sich grundsétzlich an das Angebot bis 14. Dezember 2017 gebunden.

Die Verzinsung betragt 0,55 % uber dem vor dem jeweiligen Félligkeitstermin geltenden 6-Monats-
EURIBOR, bzw. mindestens 0,55 %, halbjahrliche Anpassung. Die Zinsen betragen derzeit 0,55 %
p.a. Die Zinsverrechnung erfolgt dekursiv, kim/360.

Das Darlehen kann zu den jeweiligen Zinsfalligkeitsterminen ganz oder in Teilbetragen zurtickgezahlt
werden.

Antrag:

Der Burgermeister verliest vollinhaltlich den Darlehensvertrag und stellt den Antrag, im Sinne eines
mehrstimmig gefassten Finanzausschussbeschlusses vom 30. November 2017 und der vollinhaltlich
zur Kenntnis genommenen Anbote, die Aufnahme eines Darlehens in der Héhe von € 1.000.000,00
bei der Raiba Salzkammergut, zu den bereits genannten Bedingungen.

GR." Harringer verweist auf die Diskussionen im Finanzausschuss und hinterfragt, warum nicht das
Fixzinsangebot auf zehn Jahre genommen wird, da die Zinsen — wie auch in der Budgetrede ange-
deutet — wahrscheinlich in nachster Zeit wieder steigen werden.

StR. Hopoltseder glaubt, dass es sinnvoll ist, sich nicht nur auf Fixzinskredite zu spezialisieren, da
diese — sollten die Zinsen nicht steigen — Nachteile fir die Stadt bringen. Er erklart, dass zwar Indika-
toren flr eine Zinssteigerung vorliegen, jedoch nicht in die Zukunft geblickt werden kann. Er ziehe
daher ein Splitting in Fixzinsen (Hinweis auf Top 13, Laufzeit nur 15 Jahre) und variable Zinsen vor,
auch im Hinblick darauf, dass dieses Darlehen eine Laufzeit von 30 Jahren hat und bei einem Fixzins-
kredit die Restschuld nach zehn Jahren noch sehr grof3 wére.

Auf die Argumentation von GR." Harringer, dass dzt. nur von einer Differenz von + 0,5 % gesprochen
wird, erértert StR. Hopoltseder, dass bei gleichbleibenden Zinsen die Gemeinde mit einem Fixzinskre-
dit in den néchsten drei bis finf Jahren fast das Doppelte zahlen wirde. Er spricht sich daher fir eine
Aufteilung - ein gewisses Risikosplitting — aus. Er héalt nochmals fest, dass keiner in die Zukunft bli-
cken kann, jedoch aus seiner Sicht ,der Mix"“ das Richtige ist, dazu steht er.

GR Henter verweist auf die lange Diskussion im Finanzausschuss. Er wird dagegen stimmen, nicht
weil er die Finanzierung ablehnt, sondern weil er sich fur Fixzinsen ausspricht.

Auf die Frage von GR KR Colli, warum hier ein Darlehen aufgenommen wird, da doch Uberschiisse in
Hohe von € 1,5 Mio. vorliegen, erklart StR. Hopoltseder, dass hier eine Bereinigung in den néchsten
Jahren erfolgen soll.

Bgm. Mag. Krapf lasst Uber den Antrag abstimmen.

Beschluss: mehrheitlich genehmigt

34 JA-Stimmen: OVP (19); FPO (5): SPO (4); BIG (4); GRUNE (2);
1 Gegenstimme: SPO (1): GR Henter
1 Stimmenthaltung: GRUNE (1): GR." Harringer
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StR. Hopoltseder nahm wg. Befangenheit an der Abstimmung nicht teil.

13. Beratung und Beschlussfassung Uber die Aufnahme eines Darlehens in der Hohe
von € 880.000,00 fur die Sanierung der Tennishalle;

Bgm. Mag. Krapf:

Die Finanzabteilung hat fur die Finanzierung der Sanierung der Tennishalle eine Darlehensausschrei-
bung vorgenommen. Aufgrund der eingelangten Angebote empfiehlt der Finanzausschuss einstimmig
die Aufnahme des Darlehens in der H6he von € 880.000,00 bei der Volksbank Oberdsterreich. Die
Verzinsung betragt fir die ersten 10 Jahre 0,98 % fix und andert sich im Anschluss auf eine variable
Verzinsung mit einem Aufschlag von 0,62 % auf den 6-Monats-EURIBOR, halbjahrlichen Anpassung.
Die Laufzeit des Darlehens betragt 15 Jahre. Die Bank halt sich grundsatzlich bis 15.1.2018 an das
Angebot gebunden. Die Zinsverrechnung erfolgt dekursiv, kim/360.

Das Darlehen kann zu den jeweiligen Zinsfalligkeitsterminen ganz oder in Teilbetragen zuriickgezahlt
werden.

Antrag:

Der Birgermeister verliest vollinhaltlich den Darlehensvertrag und stellt den Antrag, im Sinne eines
einstimmig gefassten Finanzausschussbeschlusses vom 30. November 2017 und der vollinhaltlich zur
Kenntnis genommenen Anbote, die Aufnahme eines Darlehens in der Hohe von € 880.000,00 bei der
Volksbank Oberdsterreich, zu den bereits genannten Bedingungen.

Beschluss: einstimmig genehmigt

StR. Hopoltseder nahm wg. Befangenheit an der Beratung und Abstimmung nicht teil.

GR Hochegger stellt den Antrag Uber folgende Tagesordnungspunkte gesammelt abzustimmen:
14 bis 16, 22 bis 24, 27 bis 31 und 33 bis 37
Beschluss: einstimmig genehmigt

14. Beratung und Beschlussfassung tber die Aufnahme eines Kassenkredites in der
Ho6he von € 8.500.000,00 bei der Allgemeinen Sparkasse 00., Geschéaftsstelle Gmun-
den, fur die Stadt. Hauptkasse Gmunden fur das Finanzjahr 2018;

StR. Hopoltseder:

Die Stadt. Hauptkasse Gmunden bendtigt zur Aufrechterhaltung der Zahlungsfahigkeit fallweise Kas-
senkredite. Der Finanzausschuss empfiehlt dem Gemeinderat daher, einen Kassenkredit in der H6he
von € 8.500.00,00 mit einer Bindung an den 12-Monats-EURIBOR mit einem Aufschlag von 0,54 %,
ohne weitere Spesen, mit einer Laufzeit, die nach § 83 der OO. Gemeindeordnung 1990 i.d.g.F. mit
einem Jahr beschrankt ist, namlich vom 1.1. — 31.12.2018, bei der Allgemeinen Sparkasse 00., Ge-
schéaftsstelle Gmunden, aufzunehmen.

Antrag:

Der Finanzreferent verliest vollinhaltlich den Kreditvertrag und stellt den Antrag, der Gemeinderat der
Stadtgemeinde Gmunden mdge im Sinne eines einstimmig gefassten Finanzausschussbeschlusses
vom 30. November 2017, die Aufnahme eines Kassenkredites in der Héhe von € 8.500.000,00 bei der
Allgemeinen Sparkasse OO., Geschéftsstelle Gmunden, zu den bereits genannten Bedingungen,
beschliel3en.

Beschluss: einstimmig genehmigt

Nicht anwesend: GR John (OVP)

15. Beratung und Beschlussfassung tber die Aufnahme eines Kassenkredites in der
Hohe von € 2.335.000,00 bei der Raiffeisenbank Salzkammergut, 4810 Gmunden, fir
die Stadt. Hauptkasse Gmunden fur das Finanzjahr 2018;

StR. Hopoltseder:

Die Stadt. Hauptkasse Gmunden bendtigt zur Aufrechterhaltung der Zahlungsfahigkeit fallweise Kas-
senkredite. Der Finanzausschuss empfiehlt dem Gemeinderat daher, einen Kassenkredit in der H6he
von € 2.335.000,00 mit einer Bindung an den 12-Monats-EURIBOR mit einem Aufschlag von 0,55 %,
ohne weitere Spesen, mit einer Laufzeit, die nach § 83 der OO. Gemeindeordnung 1990 i.d.g.F. mit
einem Jahr beschrankt ist, ndmlich vom 1.1. — 31.12.2018, bei der Raiffeisenbank Salzkammergut,
4810 Gmunden, aufzunehmen.
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Antrag:

Der Finanzreferent verliest vollinhaltlich den Kreditvertrag und stellt den Antrag, der Gemeinderat der
Stadtgemeinde Gmunden mége im Sinne eines einstimmig gefassten Finanzausschussheschlusses
vom 30. November 2017, die Aufnahme eines Kassenkredites in der Hohe von € 2.335.000,00 bei der
Raiffeisenbank Salzkammergut, 4810 Gmunden, zu den bereits genannten Bedingungen, beschlie-
Ben.

Beschluss: einstimmig genehmigt

Nicht anwesend: GR John (OVP)

16. Beratung und Beschlussfassung Uber die Aufnahme eines Kassenkredites in der
Ho6he von € 350.000,00 bei der Oberbank AG, 4810 Gmunden, fir die Stadt. Hauptkas-
se Gmunden fur das Finanzjahr 2018;

StR. Hopoltseder:

Die Stadt. Hauptkasse Gmunden bendtigt zur Aufrechterhaltung der Zahlungsféhigkeit fallweise Kas-
senkredite. Der Finanzausschuss empfiehlt dem Gemeinderat daher, einen Kassenkredit in der H6he
von € 350.000,00 mit einer Bindung an den 3-Monats-EURIBOR mit einem Aufschlag von 0,95 %,
ohne weitere Spesen, mit einer Laufzeit, die nach § 83 der OO. Gemeindeordnung 1990 i.d.g.F. mit
einem Jahr beschrankt ist, namlich vom 1.1. — 31.12.2018, bei der Oberbank AG, 4810 Gmunden,
aufzunehmen,.

Antrag:

Der Finanzreferent verliest vollinhaltlich den Kreditvertrag und stellt den Antrag, der Gemeinderat der
Stadtgemeinde Gmunden mége im Sinne eines einstimmig gefassten Finanzausschussbeschlusses
vom 30. November 2017, die Aufnahme eines Kassenkredites in der Hohe von € 350.000,00 bei der
Oberbank AG, 4810 Gmunden, zu den bereits genannten Bedingungen, beschliel3en.

Beschluss: einstimmig genehmigt

Nicht anwesend: GR John (OVP)

17. Beratung und Beschlussfassung einer Subvention fur die Salzkammergut Festwo-
chen;

StR. Hopoltseder:

Die Salzkammergut Festwochen, Intendantin Jutta Skokan, berichtet mit Schreiben vom 9. Oktober
2017, dass durch den Ausfall des Hauptsponsors und einiger Unterstitzer, das laufende Jahr nicht
positiv abgeschlossen werden kann. Es wird daher der Antrag gestellt, die Miete flir 2017 zu erlassen.
Falls dies nicht méglich ist, wird um einen Vorschuss auf die Subvention 2018 in der H6he von €
20.000,00 ersucht.

Da im kommenden Jahr eine Vielzahl von neuen Veranstaltungen angeboten wird, die auch in den
Geschéften der Innenstadt stattfinden werden, wird um eine zusétzliche Subvention aus dem Bereich
~Wirtschaft/Innenstadt ersucht.

Zusétzlich wird mitgeteilt, dass die Subvention des Landes ab 2018 um 30 % gekurzt wird. Es wurde
jedoch in Aussicht gestellt, dass das Land die gleiche Subvention wieder genehmigt, falls die Ge-
meinde die Subvention aufstockt.

In der Sitzung des Finanzausschusses vom 19. Oktober 2017 wurde eingehend Uber dieses Ansu-
chen beraten und vorgeschlagen, den Salzkammergut Festwochen noch eine zusétzliche Subvention
fur das Jahr 2017 in der H6he von € 5.000,00 zu gewahren. Weiters soll ein Vorschuss auf die Sub-
vention 2018 in der Hohe von € 20.000,00, nach Anforderung durch die Geschaftsfiihrung, ausbe-
zahlt, bzw. mit offenen Forderungen gegenverrechnet werden. Zusatzlich soll Aufgrund der oftmaligen
Buchung des Stadttheaters ab sofort ein 30%iger Rabatt auf die Saalmieten im Stadttheater gewahrt
werden.

Als Bedingung fur diese MaRnahmen hat der Finanzausschuss vorgeschlagen, dass eine Planung fur
das Jahr 2018 vorzulegen ist. Zusétzlich wurde bekréftigt, dass die im VA 2018 enthaltene Subvention
von € 50.000,00 nicht erhdht werden soll.

Auf Empfehlung des Finanzausschusses hat der Ausschuss fir Kultur- und Sportangelegenheiten
beschlossen, GR Manfred Andessner in den Vorstand der Salzkammergut Festwochen zu entsenden,
um dem Gemeinderat Uber die laufenden Entwicklungen zu berichten und eventuell, im Auftrag des
Gemeinderates, steuernd eingreifen zu kénnen.

Antrag:
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Der Finanzreferent stellt den Antrag, den Salzkammergut Festwochen fur das Jahr 2017 eine zusétzli-
che Subvention in der Hohe von € 5.000,00 zu gewahren. Weiters soll ein Vorschuss auf die Subven-
tion 2018 in der H6he von € 20.000,00, nach Anforderung durch die Geschaftsflihrung, ausbezahlt,
bzw. mit offenen Forderungen gegenverrechnet werden und ab sofort ein 30%iger Rabatt auf die Net-
tosaalmieten im Stadttheater zuerkannt werden.

StR. Hopoltseder halt ganz klar fest, dass es sich fiur ihn personlich um eine letztmalige Unterstiitzung
handelt und die Gemeinde nicht als Ausfallsbirge zum Handkuss kommen darf. Die Zukunft wird zei-
gen, wie weit seitens der Intendanz die Bereitschaft besteht, Einsparungen vorzunehmen. Er hebt
jedoch positiv hervor, dass durch die Saalmieten und Kommunalsteuern Einnahmen flieBen und daher
die effektive Belastung der Gemeinde nur die Halfte der Subvention ausmacht.

StR. DI KaBmannhuber informiert, dass die Festwochen im néchsten Jahr die Produktionen aufgrund
des geringeren Budgets um ca. ein Drittel kiirzen werden. Er stellt fest, dass im Kulturbereich neben
den Festwochen auch das Musical (€ 55.000,00) und das Theater-Abo (€ 35.000,00) unterstitzt wer-
den und die Aufgabe im Jahr 2018 daher darin besteht, diese grof3e Summe fir die Kultur ,zu straf-
fen®. Durch die Einfihrung des ebenfalls hoch geférderten Musicals zum selben Zeitpunkt der Fest-
wochen, wurde eine Konkurrenz zu den Festwochen geschaffen. Er meint, dass die Gmundner Fest-
wochen die Marke in Gmunden sind und man sich darauf konzentrieren soll. Ein weiteres Thema sei
fur ihn, das Theaterabo zu Uberarbeiten.

StR. DI KalBmannhuber hofft, dass mit Herrn AndelRner eine Kontrolle stattfindet, damit das Budget
der Festwochen eingehalten wird.

Bgm. Mag. Krapf ist ebenfalls der Ansicht, dass die Festwochen aus Gmunden nicht wegzudenken
sind und eine wesentliche Séaule fur die Neupositionierung der Stadt sein werden. Die Unterstitzung
der Festwochen ist fur ihn ein absolutes Muss.

Er stimmt auch Uberein, dass das Theaterabo Uberarbeitet werden muss, jedoch nicht gestrichen wer-
den darf und hier ev. Synergien mit den Festwochen zu suchen sind, wie es jetzt schon beim Musical
der Fall ist. Hinsichtlich Musical ist er jedoch anderer Meinung und berichtet Bgm. Mag. Krapf ausfihr-
lich Uber den Stellenwert des Musicalfrihlings im deutschsprachigen Raum und tber die Musicalstars
bzw. Uber die musikalische Leitung. Seiner Meinung nach sprechen die Gmundner Festwochen und
das Musical verschiedene Sparten von Publikum an.

Abschlie3end ersucht er um Unterstiitzung der Gmundner Festwochen.

Vzbgm.in Enzmann meint ebenfalls, dass das Kulturbudget im Sinne der notwendigen Einsparungen
neu Uberdacht werden muss. Die FPO wird sich jedoch bei der Unterstitzung der Festwochen der
Stimme enthalten, da Vereinen, welche wertvolle Jugendarbeit leisten, die Subventionen gekiirzt wur-
den.

GR." Dr." Hitzenberger meint hinsichtlich Musical, dass Gmunden aufgrund seiner Einwohnerzahl und
der Budgetmittel fast gezwungen ist, sich auch im Kulturbereich auf eine bestimmte Sache zu fokus-
sieren. Sie verweist auf die Neupositionierung ,Stadt mit Stil* und wirden hier die Festwochen gut
hineinpassen.

GR Andel3ner erklart, dass er in seiner Kontrollfunktion versuchen wird, Einsparungsmaoglichkeiten
aufzuzeigen und verweist er u.a. auf die Dauerparktickets in der Traunseegarage, Personaloptimie-
rung und Uberarbeitung des Veranstaltungsprogramms. Er stellt klar, dass die Gmundner Festwochen
nicht wegzudenken und eine Marke fir Gmunden sind. Er berichtet ausfiihrlich Gber die einzelnen
Kosten der Musical- und Operettenauffiihrungen.

GR Andelner informiert hins. Theaterabo, dass die Abonnentenzahl zurtickgeht, er eine Reduzierung
der Stiicke nicht gut findet und ev. Synergien mit den Festwochen anzudenken sind.

Weiters hélt er fest, dass beim Musical die Mieten (- 20 %) und alle anderen Leistungen zur Vor-
schreibung gelangen.

Bgm. Mag. Krapf meint abschlieRend, dass seiner Meinung nach der Schlissel in der Reduktion der
Veranstaltungen und damit verbundenen Qualitatssteigerung liegt.

Bgm. Mag. Krapf lasst tiber den Antrag abstimmen.
Beschluss: mehrheitlich genehmigt
32 JA-Stimmen: OVP (20); SPO (5) BIG (4); GRUNE (3); _
5 Stimmenthaltungen: FPO (5): Vzbgm." Enzmann, GR KR Colli, GR Trieb, GR." Mag.? Fritz,

503



GR DI Fritz

18. Beratung und Beschlussfassung einer Subvention fur die Gmundner Wasserret-
tung zum Ankauf eines neuen Einsatzbootes;

StR Hopoltseder:

Die Wasserrettung Gmunden muss ein neues Einsatzboot anschaffen, da das derzeitige Boot durch
eine Beschadigung nicht mehr verwendet werden kann und eine Reparatur wirtschaftlich nicht sinnvoll
ist.

Die Kosten des neuen Einsatzbootes belaufen sich auf € 70.000,00. Von Seiten des Landes kann ein
Betrag von insgesamt € 60.000,00 lukriert werden. Somit wird ersucht, dass der Fehlbetrag von
€ 10.000,00 von den Standortgemeinden Gmunden und AltmUnster je zur Halfte Gtbernommen werden
soll.

Antrag:

Der Finanzreferent stellt den Antrag, der Gmundner Wasserrettung einen Zuschuss zum Ankauf eines
neuen Einsatzbootes in der Hohe von € 5.000,00 zu gewahren.

Beschluss: einstimmig genehmigt

19. Beratung und Beschlussfassung einer Subvention fur die Firma Profs Consulting
GmbH fir die Durchfuhrung der Traunsee Segelwoche 2018;

StR. Hopoltseder:

Die Firma Profs Consulting GmbH hat uns informiert, dass auch im kommenden Jahr die Veranstal-
tung Traunsee-Segelwoche durchgefiihrt wird. Um die Veranstaltung wie geplant abhalten zu kénnen,
wurde um eine Subvention wie im vergangenen Jahr ersucht. Aufgrund einer einstimmigen Empfeh-
lung des Finanzausschusses soll die Veranstaltung im kommenden Jahr mit einem um 25 % vermin-
derten Beitrag von insgesamt € 7.500,00 unterstitzt werden. Samtliche Leistungen, insbesondere
Arbeitsleistungen, seitens der Stadtgemeinde Gmunden werden entsprechend der Tarife in Rechnung
gestellt und mussen vor Auszahlung der Subvention zur Génze bezahlt werden.

Antrag:
Der Finanzreferent stellt den Antrag, diese Veranstaltung, entsprechend des Vorschlages des Aus-
schusses fir Finanzangelegenheiten, mit einem Betrag von € 7.500,00 zu unterstitzen.

GR Hochegger informiert, dass die Traunsee-Woche neben der Kieler-Woche die bedeutendste Se-
gelveranstaltung von Mitteleuropa ist und weit tiber die Grenzen von Osterreich hinaus Bekanntheits-
grad hat. Er ersucht um Zustimmung zur Unterstitzung, da es sich um eine attraktive internationale
Veranstaltung handelt.

Bgm. Mag. Krapf schlief3t sich der Wortmeldung an, meint, dass Segeln in Gmunden lange Tradition
hat und es sich um eine der groRten Segelveranstaltungen in Osterreich handelt. Er verweist auf den
Tourismusfaktor, den Zugang zu den Trendsportarten bei dieser Veranstaltung und ersucht ebenfalls
um Zustimmung.

Bgm. Mag. Krapf lasst iber den Antrag abstimmen.
Beschluss: einstimmig genehmigt
1 Nicht anwesend: GR." Dr." Hitzenberger (BIG)

20. Beratung und Beschlussfassung Uber die Erlassung einer neuen Kanalgebihren-
ordnung ab 01. Janner 2018;

StR. Hopoltseder:

Im Zuge der Vorberatungen fur den Voranschlag 2018 haben der Ausschuss fir Finanzangelegenhei-
ten und der Stadtrat dem Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden empfohlen, die nachstehenden
Kanalanschlussgebiihren sowie die Kanalbeniitzungsgebiihr ab 01. Janner 2018 (siehe auch Anlage -
88 3 und 5 des Entwurfes der Kanalgebiihrenordnung vom 16.11.2017) zu beschliel3en:

Die Kanalanschlussgebiihr soll ab 01. Janner 2018 mit € 21,93 pro m2 der Bemessungsgrundlage
(bisher € 21,51) festgesetzt werden. Die entsprechende Mindestkanalanschlussgebuhr soll ab 01.
Janner 2018 von € 3.226,00 auf € 3.290,00 (entspricht 150 m2 der Bemessungsgrundlage) erhoht
werden.

Des Weiteren soll die Kanalbenitzungsgebuhr von derzeit € 3,68 auf € 3,75 erhéht werden.
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Den angefiihrten Betrdgen ist die gesetzliche Umsatzsteuer von derzeit 10 % hinzuzurechnen.

Die Erh6hung der Kanalanschlussgebihren und der Kanalbenitzungsgebihr ist auf Grund der Vor-
gaben der Aufsichtsbehdrde (Voranschlagserlass) notwendig, um nicht der Zuteilung von Bedarfszu-
weisungsmittel verlustig zu werden.

Die Kanalgebihrenordnung des Gemeinderates vom 15. Dezember 2016 soll in ihrer Gesamtheit mit
Ablauf des 31. Dezember 2017 aul3er Kraft treten. Die Ubrigen Bestimmungen und Gebihren der al-
ten Kanalgebihrenordnung (vom 15. Dezember 2016) sollen in die in ihrer Gesamtheit neu zu be-
schlieBende Kanalgebihrenordnung, welche mit 01. Janner 2018 in Kraft treten soll, wiederum aufge-
nommen werden.

Antrag:
Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mdge die im Amts-
vortrag angefiihrten erhdhten Gebihren und die genannten Bestimmungen ab 01. Jénner 2018 be-
schliel3en. Die dementsprechende Kanalgebihrenordnung (Beilage ./A) soll daher mit Wirksamkeit 01.
Janner 2018 in ihrer Gesamtheit in Kraft treten. Gleichzeitig soll die Kanalgeblihrenordnung vom 15.
Dezember 2016 in ihrer Gesamtheit aul3er Kraft treten.
Beschluss: mehrheitlich genehmigt
30 JA-Stimmen: OVP (20); FPO (4); BIG (3); GRUNE (3);

5 Gegenstimmen: SPO (5): StR. Sageder, GR." Auer, GR Hochegger, GR Erich Auer, GR Henter

2 Nicht anwesend: GR." Mag.? Fritz (FPO) und GR." Dr." Hitzenberger (BIG)

21. Beratung und Beschlussfassung tber die Erlassung einer neuen Wassergebiih-
renordnung ab 01. Janner 2018;

StR. Hopoltseder:

Im Zuge der Vorberatungen fiir den Voranschlag 2018 haben der Ausschuss fiir Finanzangelegenhei-
ten und der Stadtrat dem Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden empfohlen, folgende Wasseran-
schlussgebiihren ab 01. Janner 2018 (siehe auch Anlage - § 3 Gebihrenbemessung des Entwurfes
der Wassergebuihrenordnung vom 16.11.2017) zu beschlieRen:

Die Wasseranschlussgebiihr soll ab 01. Janner 2018 mit € 13,15 pro m2 der Bemessungsgrundlage
(bisher € 12,89) festgesetzt werden. Die entsprechende Mindestwasseranschlussgebuhr soll ab 01.
Janner 2018 von € 1.934,00 auf € 1.972,00 (entspricht 150 m2? der Bemessungsgrundlage) erhoht
werden.

Den angefiihrten Betragen ist die gesetzliche Umsatzsteuer von derzeit 10 % hinzuzurechnen.

Die Erhéhung der Wasseranschlussgebihren ist auf Grund der Vorgaben der Aufsichtsbehérde (Vor-
anschlagserlass) notwendig, um nicht der Zuteilung von Bedarfszuweisungsmittel verlustig zu werden.
Die Wassergebuhrenordnung des Gemeinderates vom 15. Dezember 2016 soll in ihrer Gesamtheit
mit Ablauf des 31. Dezember 2017 aul3er Kraft treten. Die Ubrigen Bestimmungen und Gebuhren der
alten Wassergebihrenordnung (vom 15. Dezember 2016) sollen in die in ihrer Gesamtheit neu zu
beschlieRende Wassergebihrenordnung, welche mit 01. Janner 2018 in Kraft treten soll, wiederum
aufgenommen werden.

Antrag:
Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mdge die im Amts-
vortrag angefihrten erhdohten Geblhren und die genannten Bestimmungen ab 01. Janner 2018 be-
schlieRen. Die dementsprechende Wassergebiihrenordnung (Beilage ./B) soll daher mit Wirksamkeit
01. Janner 2018 in ihrer Gesamtheit in Kraft treten. Gleichzeitig soll die Wassergebiihrenordnung vom
15. Dezember 2016 in ihrer Gesamtheit au3er Kraft treten.
Beschluss: mehrheitlich genehmigt
29 JA-Stimmen: OVP (19); FPO (4); BIG (3); GRUNE (3);

5 Gegenstimmen: SPO (5): StR. Sageder, GR." Auer, GR Hochegger, GR Erich Auer, GR Henter

3 Nicht anwesend: StR. Frostel MSc. (OVP); GR." Mag.? Fritz (FPO); GR." Hausherr (BIG)

22. Beratung und Beschlussfassung uber die Schaffung einer neuen Marktgebuhren-
ordnung ab 01. Janner 2018;

StR. Hopoltseder:

Im Zuge der Vorberatungen fur den Voranschlag 2018 haben der Ausschuss fir Finanzangelegenhei-
ten und der Stadtrat dem Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden empfohlen, die seit 2013 unver-
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anderten Marktgebuhren fur den Topfermarkt ab 01. Janner 2018 wie folgt festzusetzen (siehe auch
Anlage - § 3 Abs. 3 des Entwurfes der Marktgebiihrenordnung vom 14.11.2017):

je Stand, bis zu 3 Ifm Verkaufsflache € 50,00 (bisher € 45,00)
je weiterer, angefangener Ifm € 21,00 (bisher € 19,00)

Die Marktgebuhrenordnung des Gemeinderates der Stadtgemeinde Gmunden vom 10. Dezember
2012 soll in ihrer Gesamtheit mit Ablauf des 31. Dezember 2017 auf3er Kraft treten.

Alle Ubrigen und Geblhren und Bestimmungen der alten Marktgebihrenordnung (vom 10. Dezember
2012) sollen in die in ihrer Gesamtheit neu zu beschlieRende Marktgebihrenordnung, welche mit O1.
Janner 2018 in Kraft treten soll, wiederum aufgenommen werden.

Antrag:

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mdge die im Amts-
vortrag angefihrten erhdohten Gebihren und die genannten Bestimmungen ab 01. Janner 2018 be-
schlieBen. Die dementsprechende Marktgeblihrenordnung (Beilage ./C) soll daher ab 01. Janner 2018
in ihrer Gesamtheit in Kraft treten. Gleichzeitig soll die gesamte Marktgebihrenordnung vom 10. De-
zember 2012 aul3er Kraft treten.

Beschluss: einstimmig genehmigt

1 Nicht anwesend: GR." Hausherr (BIG)

23. Beratung und Beschlussfassung tber die Erlassung einer neuen Friedhofgebih-
renordnung fir den kommunalen Friedhof der Stadtgemeinde Gmunden ab 01. Janner
2018;

StR. Hopoltseder:

Im Zuge der Vorberatungen Uber den Voranschlag 2018 haben der Ausschuss fir Finanzangelegen-
heiten und der Stadtrat dem Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden vorgeschlagen, folgende (seit
2016 unveranderten) Gebuhren fur den kommunalen Friedhof ab 01. Janner 2018 um ca. 3 % (gerun-
dete Betrége — siehe auch Anlage - § 3 des Entwurfes der Friedhofgebuhrenordnung vom 13.11.2017)
zu erhéhen:

Grabplatzgebiihren (inkl. Urnennischen, diese auf 10er Stellen gerundet),
Beisetzungsgebiihren (mit Ausnahme des Tarifes fir Erdbestattungen — gedndert ab 2017),
Friedhof-Sondergebuhren,

Gebuhren fur die Auflassung von Grabern,

Gebuhr anlasslich von anonymen Beisetzungen;

Die Friedhofgebtihr soll ab 01. Janner 2018 von € 20,00 auf € 21,00 angehoben werden.

Die Friedhofgebuhrenordnung des Gemeinderates vom 15. Dezember 2016 soll in ihrer Gesamtheit
mit Ablauf des 31. Dezember 2017 aul3er Kraft treten. Die Ubrigen Bestimmungen der alten Friedhof-
gebuhrenordnung (vom 15.12.2016) sollen in die in ihrer Gesamtheit neu zu beschlieRende Friedhof-
gebuhrenordnung, welche mit 01. Janner 2018 in Kraft treten soll, wiederum aufgenommen werden.

Antrag:

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mége die im Amts-
vortrag angefihrten erhdohten Gebuhren und die genannten Bestimmungen ab 01. Janner 2018 be-
schlieBen. Die dementsprechende Friedhofgebiihrenordnung (Beilage ./D) soll daher ab 01. Janner
2018 in ihrer Gesamtheit in Kraft treten. Gleichzeitig soll die Friedhofgebuhrenordnung vom 15. De-
zember 2016 in ihrer Gesamtheit auBer Kraft treten.

Beschluss: einstimmig genehmigt

1 Nicht anwesend: GR." Hausherr (BIG)

24. Beratung und Beschlussfassung tber die Schaffung einer neuen Tarifordnung fur
den evangelischen Friedhof Gmunden ab 01. Janner 2018;

StR. Hopoltseder:

Der Ausschusses fur Finanzangelegenheiten und der Stadtrat haben dem Gemeinderat der Stadtge-
meinde Gmunden empfohlen, folgende (seit 2016 unveranderte) Entgelte fir den evangelischen
Friedhof ab 01. Janner 2018 um ca. 3 % (gerundete Betrage) zu erhdhen:
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Grabplatzentgelte,

Beisetzungsentgelte,

Friedhof-Sonderentgelte,

Entgelte fur die Auflassung von Grabern,

Entgelt fir die Benltzung der Leichenhalle (Kapelle)

Das Friedhofentgelt soll ab 01. Janner 2018 von derzeit € 20,00 auf € 21,00 erhéht werden.

Der Tarif ,Erdbestattung im Einzelgrab“ soll auf Grund der Neugestaltung ab dem Haushaltsjahr 2017
nicht erhdht werden.

Alle ubrigen Bestimmungen der Tarifordnung fur den evangelischen Friedhof Gmunden sollen bis auf
weiteres unveréandert bleiben.

Antrag:

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mdge die im Amts-
vortrag angefiihrten Anderungen ab 01. Janner 2018 beschlieRen. Die dementsprechende Tariford-
nung (Beilage ./E) fUr den evangelischen Friedhof soll daher ab 01. Janner 2018 in Kraft treten.
Beschluss: einstimmig genehmigt

1 Nicht anwesend: GR." Hausherr (BIG)

25. Beratung und Beschlussfassung tber die Erlassung bzw. Abadnderung von Eltern-
beitrageordnungen fur die stadt. Kindergarten, stadt. Krabbelstuben und den Kinder-
garten Pensionat mit Wirksamkeit 01. Februar 2018;

StR. Hopoltseder:

Mit der vom Landtag am 07. Dezember 2017 beschlossenen Novelle des OO Kinderbetreuungsgeset-
zes wurde die Grundlage fur die Einfihrung von Elternbeitrdgen ab 13:00 Uhr fir Kinder ab dem 30.
Lebensmonat (somit fiir Krabbelstuben und Kindergarten) geschaffen. GemaR § 27 Abs. 2 OO Kin-
derbetreuungsgesetz hat die Landesregierung durch Verordnung das Nahere tber die tarifmaRige
Festsetzung des Elternbeitrages zu regeln. Der Begutachtungsentwurf dieser Elternbeitragsverord-
nung sieht eine Einfihrung der Elternbeitrdge mit 01. Februar 2018 vor.

Der Ausschuss fir Finanzangelegenheiten sowie der Ausschuss fir Kindergarten-, Jugend- und
Schulangelegenheiten haben sich in ihren letzten Sitzungen eingehend mit der Thematik befasst und
schlagen vor, folgende Punkte in die neu zu schaffenden Elternbeitrageordnungen fiir die Nachmit-
tagsbetreuung ab 13:00 Uhr der stadt. Krabbelstuben, der stadt. Kindergarten sowie den Kindergarten
des Schulvereines der Kreuzschwestern (Pensionat) aufzunehmen:

e Schaffung von Tarifen fur finf Besuchsnachmittage, drei Besuchsnachmittage und zwei Besuchs-
nachmittage;

e Elternbeitrage nach Landesvorgabe (5 Besuchsnachmittage € 110,00, 3 Besuchsnachmittage €
77,00, 2 Besuchsnachmittage € 55,00, Tarife inkl. 13 % USt.);

e ErmaRigung nach Landesvorgabe (5 Nachmittage 3 % des Familieneinkommens, 3 Nachmittage
2,10 % des Familieneinkommens, 2 Nachmittage 1,50 % des Familieneinkommens);

e Mindestelternbeitrag € 42,00, € 29,00 bzw. € 21,00 (bei 5, 3, bzw. 2. Nachmittagen);

e Geschwisterabschlag: 50 % Abschlag beim zweiten Kind, 100 % Abschlag ab dem dritten Kind;

¢ Ohne Abmeldung ist der Beitrag zu bezahlen. Bei Krankheit etc. ist der Beitrag weiter zu bezahlen
(analog Hort, Krabbelstube, schulische Nachmittagsbetreuung). Eine Aliquotierung — aus welchen
Grinden immer - ist nicht méglich (=Monatsbeitrag);

e Abmeldungen bzw. (Tarif-) Ummeldungen sind nur in begriindeten Ausnahmeféllen (Scheidung,
Jobverlust, etc.) moglich;

e die Bewertung des Familieneinkommens bzw. samtliche andere (allgemeine) Regelungen (zB
ganzliche Nachsicht des Elternbeitrages durch den Stadtrat) sollen analog den bisherigen Eltern-
beitrdgeordnungen fir Krabbelstuben und Horte auch fir die Elternbeitrdge der Nachmittagsbe-
treuung in Krabbelstuben und Kindergéarten gelten;

e Indexsicherung nach dem Index 2015 - erstmalige Anpassung ab dem Kindergartenjahr
2019/2020;

Die Elternbeitrageordnung fir die Krabbelstube fur Kinder vor dem vollendeten 30. Lebensmonat soll
den geanderten Bestimmungen sinngemaf angepasst werden. Die Halbtagsbesuchszeit muss somit
von derzeit 07:30 bis 12:30 Uhr auf 07:30 bis 13:00 Uhr ge&éndert werden.
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Die nach den vorstehenden Bestimmungen und mit den schon bisher geltenden Regelungen der Tari-
fe fir Horte und Krabbelstuben erganzten Elternbeitrdgeordnungen der Nachmittagsbetreuung ab
13:00 Uhr der stadt. Krabbelstuben, stadt. Kindergarten und des Kindergartens des Schulvereins der
Kreuzschwestern sollen als Arbeitsgrundlage und vorbehaltlich der endgiiltigen Beschlussfassung der
00 Elternbeitragsverordnung 2018 durch die Landesregierung mit 01. Februar 2018 beschlossen
werden. Eine endgiiltige Beschlussfassung soll in der nachsten Sitzung des Gemeinderates ruckwir-
kend ab 01. Februar 2018 erfolgen.

Antrag:

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden moge die Bestim-
mungen Uber die Nachmittagsbetreuung ab 13:00 Uhr in den stadt. Krabbelstuben, stadt. Kindergar-
ten sowie fir den Kindergarten des Schulvereins der Kreuzschwestern wie im Amtsvortrag ausgefuhrt
(vorbehaltlich der endgiiltigen Beschlussfassung durch die OO Landesregierung) beschlieRen. Des
Weiteren sollen die dementsprechenden Elternbeitrdgeordnungen (Beilage ./F) fiir die Nachmittagsbe-
treuung ab 13:00 Uhr als Arbeitsgrundlage ab 01. Februar 2018 beschlossen werden.

GR." Mag.? Bors spricht sich strikt dagegen aus, da es sich eindeutig um eine Familiensteuer handelt
und es die falsche Politik sei, hier Steuern einzuheben. Sie verweist auf Familien, die die Nachmit-
tagsbetreuung bendtigen.

Bgm. Mag. Krapf lasst iber den Antrag abstimmen.
Beschluss: mehrheitlich genehmigt
31 JA-Stimmen: OVP (20); FPO (5); SPO (4); BIG (2);
4 Gegenstimmen: SPO (1): GR." Auer; GRUNE (3): GR." Mag.? Bors, GR DI Kienesberger,
GR." Harringer;
1 Stimmenthaltung: BIG (1): GR Mag. Pucher
1 Nicht anwesend: GR." Hausherr (BIG)

26. Beratung und Beschlussfassung tber die Festsetzung der Grundsteuerhebesatze
und der Hundeabgabe fir das Haushaltsjahr 2018;

StR. Hopoltseder:

Aufgrund der Antragstellung von GR Hochegger vor Eingang der Tagesordnung, wird Uber diesen
Tagesordnungspunkt getrennt nach 26.1. Grundsteuerhebesatze und 26.2. Hundeabgabe abge-
stimmt.

26.1. Beratung und Beschlussfassung tber die Festsetzung der Grundsteuerhebesat-
ze fur das Haushaltsjahr 2018;

StR. Hopoltseder:

Im Zuge der Beschlussfassung des Voranschlages der Stadtgemeinde Gmunden ist es notwendig, die
Hebesatze der Grundsteuer fir das Haushaltsjahr 2018 festzusetzen.

Die Grundsteuer-Hebesatze sollen wie folgt beschlossen werden:

Grundsteuer:

Grundsteuer-Hebesatz fur land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Grundsteuer A):

500 v.H. des Messbetrages

Grundsteuer-Hebesatz fur Grundstiicke (Grundsteuer B):

500 v.H. des Messbetrages

Antrag:

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mége die Grund-
steuerhebesétze fiir das Jahr 2018 wie im Amtsvortrag ausgefihrt festsetzen.

Beschluss: einstimmig genehmigt
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26.2. Beratung und Beschlussfassung tber die Festsetzung der Hundeabgabe flr das
Haushaltsjahr 2018;

StR. Hopoltseder:

Im Zuge der Beschlussfassung des Voranschlages der Stadtgemeinde Gmunden ist es notwendig, die
Hundeabgabe fur das Haushaltsjahr 2018 festzusetzen.

Die Hundeabgabe soll wie folgt beschlossen werden:

Hundeabgabe:

a) Hundeabgabe fir Wachhunde und Hunde, die zur Ausiibung eines Berufes oder
Erwerbs notwendig sind € 20,00

b) sonstige Hunde € 62,00 (bisher € 60,00, unverandert seit 2016)

ErmaRigungen im Ausmalf3 von 50 % der Normalgebuhr fir den ersten Hund erhalten Giber Ansuchen
jene Personen, deren Einkommen nicht hoher liegen als 20 % Uber den jeweils geltenden ASVG-
Richtsétzen (Mindestpensionen). Das Pflegegeld wird nicht zur Bemessungsgrundlage gerechnet.

Antrag:
Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mdge die Hundeab-
gabe fir das Jahr 2018 wie im Amtsvortrag ausgefihrt festsetzen.

GR Hochegger gibt zu bedenken, dass die Hundesteuer fast jedes Jahr erhéht wird und es sehr viele
altere Menschen mit niedrigem Einkommen gibt, die sich z.B. aus Grinden der Einsamkeit einen
Hund anschaffen.

GR Hochegger stellt daher den Gegenantrag die Hundesteuer nicht zu erhéhen und nach Mdglichkeit
den Betrag auf zwei Raten zu splitten (Frihjahr und Herbst).

Stadtamtsdirektor Dr. Pseiner weist darauf hin, dass, sollte dieser Gegenantrag die Mehrheit finden,
auf jeden Fall seitens der Finanzabteilung nachgeprift werden muisste, ob es nicht eine gesetzliche
Falligkeit (31.03.) fir den Gesamtbetrag gibt.

GR Hochegger halt fest, dass nicht gegen Gesetze gehandelt werden darf, jedoch die Hundesteuer
auf keinen Fall erhdht werden sollte.

Bgm. Mag. Krapf lasst Gber den Gegenantrag von GR Hochegger abstimmen, mit dem Hinweis auf
Uberpriifung der Rechtskonformitat (Splittung).
Beschluss: mehrheitlich abgelehnt

5 JA-Stimmen: SPO (5)
31 Gegenstimmen: OVP (19): Bgm. Mag. Krapf, Vzbgm. DI (FH) Schlair, StR. Hopoltseder, StR. Mag.
Apfler, StR." Schonleitner, StR. Frostel MSc., GR Dr. Schneditz-Bolfras, GR Andel3ner, GR." Thallin-
ger, GR Reingruber, GR Dr. Bergthaler, GR." Peganz, GR Weichselbaumer, GR Attwenger, GR Ing.
Bauer Bsc. MA, GR." Vesely Recte Riha, GR Kosma, GR." Reiter, GR Lang; FPO (5): Vzbgm." Enz-
mann, GR KR Colli, GR Trieb, GR." Mag.? Fritz, GR DI Fritz; BIG (4): StR, DI KaBmannhuber, GR."
Hausherr, GR Mag. Pucher, GR." Dr." Hitzenberger; GRUNE (3): GR." Mag.? Bors, GR DI Kienes-
berger, GR." Harringer;

1 Stimmenthaltung: OVP (1): GR John;

GR Henter beméngelt den sehr hohen Betrag von € 62,00, vor allem fiir Mindestpensionisten. Er
meint, dass die Hundebesitzer fir gewisse Leistungen zahlen und die Gemeinde - wenn schon Ge-
bihren eingehoben werden - ausreichend Hundesackerlspender zur Verfiigung stellen bzw. sich um
die ordentliche Wartung der Freilaufflachen kiimmern muss. Er ersucht in Namen einiger Hundebesit-
zer, gewisse Misssténde zu bereinigen.

Bgm. Mag. Krapf verweist darauf, dass Gmunden eine mehr als ausreichende Zahl von Hun-
desackerlspendern hat, diese vom Wirtschaftshof regelméfig und verlasslich nachgefullt werden und
dzt. geplant ist, alle Hundefreilaufflachen neu einzuzéaunen.

GR John meint, dass Gmunden mit vier Hundefreilaufflachen tberversorgt ist und verweist auf die
Kosten.
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Die Frage von GR Dr. Schneditz-Bolfras, ob es eine Kostengegenuberstellung der Einnahmen (Hun-
deabgabe) und Leistungen der Gemeinde gibt, verneint Bgm. Mag. Krapf, berichtet aber, dass sich die
Einnahmen auf € 30.000,00 belaufen.

Bgm. Mag. Krapf lasst Gber den Antrag abstimmen.

Beschluss: mehrheitlich genehmigt

31 JA-Stimmen: OVP (19); FPO (5); BIG (4); GRUNE (3);
5 Gegenstimmen: SPO (5): StR. Sageder, GR." Auer, GR Hochegger, GR Erich Auer, GR Henter
1 Stimmenthaltung: OVP (1): GR Dr. Schneditz-Bolfras

27. Beratung und Beschlussfassung Uber die Festsetzung der Tarife der "Hofergara-
ge" ab 01. Janner 2018;

StR. Hopoltseder:

Im Zuge der Vorberatungen fir den Voranschlag 2018 haben der Finanzausschuss und der Stadtrat
vorgeschlagen, die seit 2014 unveranderten Tarife der ,Hofergarage“ ab 01. Janner 2018 wie folgt
festzusetzen:

Parkplatzmiete fur 17,25 m2 grof3e Parkplatze € 39,00 (bisher € 35,00)
Parkplatzmiete fur 11,25 m2 grol3e Parkplatze € 33,00 (bisher € 30,00)
Parkplatzmiete fir Anhangerparkplatz € 20,00 (bisher € 20,00)

Die angeflihrten Tarife enthalten die gesetzliche Umsatzsteuer von derzeit 20 %.

Antrag:
Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden moge die Tarife fir
die ,Hofer-Garage" der Stadtgemeinde Gmunden wie im Amtsvortrag vorgeschlagen mit Wirksamkeit
01. Jénner 2018 beschlieRen.
Beschluss: mehrheitlich genehmigt
32 JA-Stimmen: OVP (20); FPO (5); SPO (4); GRUNE (3);

4 Stimmenthaltungen: BIG (4): StR. DI KaBmannhuber, GR." Hausherr, GR Mag. Pucher,

GR." Dr." Hitzenberger
1 Nicht anwesend: StR. Sageder (SPO)

28. Beratung und Beschlussfassung tber die Festsetzung der Tarife der Traunseega-
rage ab 01. Mai 2018;

StR. Hopoltseder:

Im Zuge der Beratungen fur den Voranschlag 2018 wurde vom Finanzausschuss und vom Stadtrat
vorgeschlagen, dem Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden folgende Tarife der Traunseegarage
ab 01. Mai 2018 zur Beschlussfassung zu empfehlen:

geltende Tarife Tarife 2018

(Euro) (Euro)
Entgelt fir %2 Stunde 0,80 1,00
Stundentarif ab der 4. Stunde (Stundentakt) 1,70 2,00
Nachttarif (19:00 bis 6:00 Uhr), maximal 4,50 5,00
Tagesticket (24 Stunden) 14,00 15,00
Verlust des Tickets 14,00 15,00
Auslassticket fir Veranstaltungen im Stadttheater 3,00 3,00
Kostenersatz fur Dauerkarten, pro Karte 10,00 10,00
Kostenersatz fir Einfahrtsplaketten, pro Plakette 15,00 15,00
Monatskarte fir reservierte und gekennzeichnete Parkplatze (pro angef. 100,00 120,00
Kalendermonat)
Monatskarte (pro angefangenem Kalendermonat) 55,00 60,00
Wochenkarte 21,00 25,00
Hotelticket (Tageskarte fiir Hotelgaste) 10,00 12,00

Die angefuihrten Tarife enthalten die gesetzliche Umsatzsteuer von derzeit 20 %.
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Alle Ubrigen Bestimmungen betreffend die Traunseegarage sollen bis auf weiteres unveréndert blei-
ben.

Antrag:
Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mdge die angefihr-
ten Tarife der Traunseegarage mit Wirksamkeit 01. Mai 2018 beschliel3en.

StR. DI KaBmannhuber bemerkt, dass der Wert € 1,00 oder € 2,00 eine psychologische Schwelle
darstellt, daher weniger Personen in die Innenstadt kommen werden und er einer Steigerung z.B. auf
€ 0,90 ev. auch € 0,99 eher zustimmen konnte. Er verweist auf die Gratisparkplatze im SEP und rat
ab, diese Erhdéhung zu beschlie3en, da diese Erhdhung kontraproduktiv fiir die Innenstadt ist.

Bgm. Mag. Krapf lasst tiber den Antrag abstimmen.
Beschluss: mehrheitlich genehmigt
32 JA-Stimmen: OVP (20); FPO (5); SPO (4); GRUNE (3);
4 Stimmenthaltungen: BIG (4): StR. DI KaRmannhuber, GR." Hausherr, GR Mag. Pucher,
GR." Dr." Hitzenberger
1 Nicht anwesend: StR. Sageder (SPO)

29. Beratung und Beschlussfassung liber die Festsetzung der Tarife des OO Ver-
kehrsverbundes ab 01. Janner 2018;

StR. Hopoltseder:

Die OO Verkehrsverbund-Organisations GmbH Nfg. & Co KG hat die Stadtgemeinde Gmunden infor-
miert, dass fir die Zone Gmunden eine Tarifanpassung ab 01. Janner 2018 geplant ist.

Ab 01. Janner 2018 sollen demnach folgende Tarife nhach einer Empfehlung des Finanzausschusses
Geltung finden:

bisherige Vorgeschlagene

Fahrkartenart: Tarife OOVV Tarife ab 01.01.18
Einzelfahrt Vollpreis € 210 € 2,20
6-Einzelfahrten € 7,40 € 7,50
Einzelfahrt ermaRigt € 1,30 € 1,30
Einzelfahrt Halbpreis € 1,10 € 1,10
6-Einzelfahrten ermafigt € 3,90 € 4,10
Tageskarte Vollpreis € 4,20 € 440
Tageskarte ermafigt € 2,50 € 2,60
Tageskarte Halbpreis € 210 € 2,20
6-Tageskarten Vollpreis € 14,20 € 14,30
Wochenkarte € 8,90 € 9,00
Monatskarte € 30,40 € 30,80
Jahresnetzkarte € 293,00 € 297,00
Jugendticket-Netz € 65,00 € 68,00
Schiler-Lehrlings-Ticket € 19,60 € 19,60

Haustarife:

Familien-Tageskarte € 450 € 450
Fam. Jahresnetzkarte € 365,00 € 365,00

Angemerkt wird, dass die Familien-Tagesnetzkarte nur mehr fir Gmundner Kindergérten und Schulen
(inkl. BEA) im Vorverkauf erhdltlich ist (Beschluss des Gemeinderates vom 15.12.2016).
Die angefuihrten Tarife enthalten die gesetzliche Umsatzsteuer von 10 %.

Antrag:

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden moge die Tarife fur
den OO Verkehrsverbund wie im Amtsvortrag ausgefuhrt mit Wirksamkeit 01. Janner 2018 beschlie-
Ben.
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Beschluss: mehrheitlich genehmigt
32 JA-Stimmen: OVP (20); FPO (5); SPO (4); GRUNE (3);
4 Stimmenthaltungen: BIG (4): StR. DI KaRmannhuber, GR." Hausherr, GR Mag. Pucher,
GR." Dr." Hitzenberger
1 Nicht anwesend: StR. Sageder (SPO)

30. Beratung und Beschlussfassung tber die Neufestsetzung der Tarife des Stadtthea-
ters ab 01. Janner 2018;

StR. Hopoltseder:

In den Vorberatungen zum Voranschlag 2018 haben der Finanzausschuss und der Stadtrat empfoh-
len, die seit 2016 unveranderten Tarife des Stadttheaters (mit Ausnahme der Tarife fur Filmvorfiihrun-
gen und fur den Kinopéchter) ab dem Finanzjahr 20118 um ca. 3 % (gerundete Betrage) zu erhdhen.

Die Tarife sollen sich ab 01. Janner 2018 somit wie folgt darstellen:

1) | Beniitzung des Theatersaales (Parterre inkl. Balkonlogen und Galerie, bis max. 420 Sitz- € 320,00
platze), Mindesttarif (bis zu 3 Stunden) bis 14:00 Uhr (inkl. Betriebskosten, Haustechnik
und 1 Mitarbeiter)
2) | Beniitzung des Theatersaales (Parterre inkl. Balkonlogen und Galerie, bis max. 420 Sitz- € 670,00
platze), Mindesttarif (bis zu 3 Stunden) ab 14:00 Uhr (inkl. Betriebskosten, Haustechnik
und 1 Mitarbeiter)
3) | Benltzung des Kinosaales (kleiner Saal), Mindesttarif (bis zu 3 Stunden, ohne Personal, € 300,00
inkl. Betriebskosten)
4) | Veranstaltungstarif (inkl. Miete gro3er Saal bis zu 6 Stunden (ausgenommen Galerie im 2.
OG, Kosten fiir die WC-Betreuung, die Reinigung und die Garderobenbetreuung), Miete
Bar im 1. OG, Miete Bar im Kellerbereich, Sesselein- und Ausbau, Tische stellen, 5 Stun- | € 2.265,00
den Arbeitszeit fir Aufbau, Miete bis zu 100 Stick Sessel, Miete bis zu 20 Stiick Tische
und Haustechnik)
5) | Beniltzung der Bar im 1. Stock (inklusive Foyer), pro Veranstaltung (bis zu 4 Stunden) € 285,00
6) | fur jede weitere angefangene Stunde (inkl. Betriebskosten) € 75,00
7) | Beniitzung der Bar im Erdgeschol3, pro Veranstaltung € 155,00
8) | Kostenersatz fiir Sesselein- und Ausbau anlasslich einer Veranstaltung € 750,00
9) | Stundensatz, je Bediensteter (Aufbau, Abbau, Reinigung, Proben, Garderobe, etc.) € 48,00
10) | Garderobe, je Ablagestiick € 1,25
11) | Pauschale fur Kartenvorverkauf fiir jede Veranstaltung pro Vorstellung € 27,00
12) | Vermietung der Lautsprecheranlage (pro Tag) € 108,00
13) | Vitrinenmiete, je Vitrine und angefangenem Jahr € 75,00
Beniitzung der digitalen Vorfihranlage anlasslich von Veranstaltungen:
bis zwei Stunden € 110,00
bis vier Stunden € 185,00
Uber vier Stunden € 220,00

Alle Ubrigen Tarife und Bestimmungen betreffend dem Stadttheater sollen bis auf weiteres unveran-
dert bleiben. Den angefiihrten Tarifen ist die gesetzliche Umsatzsteuer hinzuzurechnen.

Antrag:
Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mdge die Tarife fur
das Stadttheater wie im Amtsvortrag ausgefiihrt mit Wirksamkeit 01. Janner 2018 beschliel3en.
Beschluss: mehrheitlich genehmigt

32 JA-Stimmen: OVP (20); FPO (5); SPO (4); GRUNE (3);

4 Stimmenthaltungen: BIG (4): StR. DI KaBmannhuber, GR." Hausherr, GR Mag. Pucher,

GR." Dr." Hitzenberger

1 Nicht anwesend: StR. Sageder (SPO)

31. Beratung und Beschlussfassung uber die Neufestsetzung der Tarife flir das Som-
mereis ab dem Haushaltsjahr 2018;
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StR. Hopoltseder:

Im Rahmen der Vorberatungen des Voranschlages 2018 haben der Finanzausschuss und der Stadtrat
empfohlen, die seit dem Jahr 2015 unveranderten Tarife des Sommereises ab der Saison 2018 wie
folgt festzusetzen:

Tarif fir Patches (Eiskunstlauf), pro Einheit € 7,00 (bisher € 6,00)
Sommereisstunde, ganzer Platz € 116,00 (bisher € 110,00)

Die angeflihrten Tarife enthalten die gesetzliche Umsatzsteuer von derzeit 20 %.
Alle Gbrigen Tarife und Bestimmungen betreffend die Eishalle sollen bis auf weiteres unverandert blei-
ben.

Antrag:
Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mdge die Tarife fur
das Sommereis ab der Saison 2018 wie im Amtsvortrag ausgefuhrt beschlie3en.
Beschluss: mehrheitlich genehmigt
32 JA-Stimmen: OVP (20); FPO (5); SPO (4); GRUNE (3);

4 Stimmenthaltungen: BIG (4): StR. DI KaBmannhuber, GR." Hausherr, GR Mag. Pucher,

GR." Dr." Hitzenberger
1 Nicht anwesend: StR. Sageder (SPO)

32. Beratung und Beschlussfassung tber die Neufestsetzung der Tarife der Monats-
parkkarten in Traundorf ab dem Haushaltsjahr 2018;

StR. Hopoltseder:

Der Finanzausschuss und der Stadtrat der Stadtgemeinde Gmunden sind bereingekommen, die
(teils seit dem Jahr 2012 unveranderten Tarife) Tarife der Monatsparkkarten der Parkplatze in Traun-
dorf ab dem Haushaltsjahr 2018 von € 15,00 auf € 18,00 pro Parkplatz und Monat anzuheben.

Die Tarife des Michlparkplatzes, der Parkplatze rund um die Traundorfschulen, des Schotterparkplat-
zes Seebahnhof und der Musikschule sollen mit 01. Janner 2018 wie vorstehend angefiihrt angepasst
werden.

Die Tarife des Seilbahnparkplatzes sowie der Bewohnerparkplatze Weyer sollen mit 01. April 2018
(Beginn der Entgeltpflicht mit 01. April jeden Jahres) wie vorstehend angeflhrt angepasst werden.

Die gesetzliche Umsatzeuer von derzeit 20 % ist den angefuhrten Tarifen bereits enthalten.

Alle Ubrigen Tarife und Bestimmungen betreffend die angefuhrten Parkplatze sollen bis auf weiteres
unverandert bleiben.

Antrag:
Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mdge die angefihr-
ten Tarife der Parkplatze in Traundorf wie im Amtsvortrag ausgefihrt mit Wirksamkeit 01. Janner 2018
bzw. 01. April 2018 beschlieRen.
Beschluss: mehrheitlich genehmigt
31 JA-Stimmen: OVP (19); FPO (4); SPO (2); BIG (3); GRUNE (3);
2 Gegenstimmen: FPO (1): GR Trieb; SPO (1): GR." Auer
3 Nicht anwesend: GR Attwenger (OVP); StR. Sageder (SPO); GR Mag. Pucher (BIG)
GR Hochegger nahm weg. Befangenheit an der Beratung und Abstimmung nicht teil.

33. Beratung und Beschlussfassung tber die Neufestsetzung des Schlosserhaltungs-
beitrages fiir das Seeschloss Ort ab der Saison 2019;

StR. Hopoltseder:

Im Zuge der Beratungen fir den Voranschlag 2018 haben der Finanzausschuss und das Stadtratskol-
legium empfohlen, den ,Schlosserhaltungsbeitrag” fir das Seeschloss Ort ab der Saison 2019 wie
folgt festzusetzen:

einmaliger Eintritt fir Erwachsene € 5,00 (bisher € 3,00)
ermafigter Eintritt fir Gruppen, Tarif pro Erwachsenem € 4,00 (bisher € 2,00)
Vorverkaufskarte fiir Erwachsene €4,00 (bisher € 2,00)
Tarif fir Turmfiihrungen, pro Erwachsenem € 3,00 (bisher € 2,00)
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Die Kombiticket Tarife sollen ebenso wie der Tarif fur die erméaRigte Turmfihrung ersatzlos gestrichen
werden. Jenen Kunden, welche eine Eintrittskarte fir das Museum vorweisen kénnen, soll der Eintritt
in das Seeschloss zum Gruppentarif (€ 4,00) gewahrt werden. Diese Regelung soll auch umgekehrt
gelten (Seeschloss Ort — Museum).

Die angeflihrten Tarife enthalten die gesetzliche Umsatzsteuer.

Alle Gbrigen Bestimmungen (zB Befreiungsbestimmungen vom Eintritt) sollen bis auf weiteres unver-
andert bleiben.

Antrag:

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mdge die Tarifbe-
stimmungen betreffend des ,Schlosserhaltungsbeitrages” des Seeschlosses Ort ab der Saison 2019
wie im Amtsvortrag ausgefihrt festsetzen.

Beschluss: einstimmig genehmigt

2 Nicht anwesend: GR KR Colli (FPO); StR. Sageder (SPO)

34. Beratung und Beschlussfassung tber die Neufestsetzung von Tarifen der Stadtbe-
triebe-Energie ab 01. Janner 2018;

StR. Hopoltseder:

Im Zuge der Vorberatungen des Voranschlages 2018 haben der Finanzausschuss und der Stadtrat
empfohlen, folgende der Tarife der Stadtbetriebe-Energie (unveréandert seit 2012) ab 01. Jéanner 2018
wie folgt festzusetzen:

bisherige vorgeschlagene
Tarif Tarife (seit 2012) Tarife ab 2018
Pauschale Geréteservice (Pkt. 5) 65,00 75,00
Pauschale fir wiederkehrende Uberpriifung (§ 25) inkl. Abgas-
messung im Zuge eines Geréteservices (Pkt.6) 35,00 40,00
Pauschale fir wiederkehrende Uberpriifung (§ 25) inkl. Abgas-
messung ohne Geréteservice (Pkt.7) 55,00 60,00
Pauschale fur Abgasmessung bei Gasgeraten im Zuge eines
Gerateservices (Pkt.8) 21,00 30,00
Entgelt fur die Beistellung eines Gelenksteigers, pro Stunde und
Lenker (Pkt.9) 62,00 65,00
kleines Service-Pauschale (Pkt.10) 43,00 48,00

Den angefiihrten Tarifen ist die gesetzliche Umsatzsteuer von 20 % hinzuzurechnen.

Antrag:

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mdége die Tarife der
Stadtbetriebe-Energie wie im Amtsvortrag ausgefiihrt mit Wirksamkeit 01. Janner 2018 beschliel3en.
Beschluss: einstimmig genehmigt

2 Nicht anwesend: GR KR Colli (FPO); StR. Sageder (SPO)

35. Beratung und Beschlussfassung tber die Schaffung bzw. Neufestsetzung von Ta-
rifen der Kulturabteilung ab 01. Janner 2018;

StR. Hopoltseder:

Im Zuge der Vorberatungen fur den Voranschlag 2018 haben der Finanzausschuss und der Stadtrat
empfohlen, folgende Tarife, welche fir sémtliche Veranstaltungsstatten der Stadtgemeinde Gmunden
Geltung finden sollen, ab 01. Janner 2018 zu schaffen:

Verleih von ,\WM-Tischen" (Stehtische), pro Tisch und Tag €5,00
Verleih von Kabelbriicken, pro Stiick (1 Ifm) und Tag €5,00
Verleih von Tischtlichern und Hussen, pro Stiick und Tag €5,00

Den angefiihrten Tarifen ist die gesetzliche Umsatzsteuer von derzeit 20 % hinzuzurechnen.

Des Weiteren wurde empfohlen, die Tarife der Standmieten fir das Lichterfest (unverédndert seit 2015)
ab dem Lichterfest 2018 wie folgt festzusetzen (Erh6hung um ca. 10 %):
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Standmiete flir Stande bis zu 5 Ifm ohne Getrankeausschank € 176,00

Standmiete flir Stande Uber 5 Ifm ohne Getrankeausschank € 286,00
Standmiete flr Stande bis 5 Ifm mit Getrankeausschank € 319,00
Standmiete fliir Stande von 5 bis 8 Ifm mit Getrankeausschank € 462,00
Standmiete fir Stande bis 10 Ifm mit Getrankeausschank € 627,00

Jeder Uber die Grof3e von 10 Ifm hinausgehende Ifm wird zusatzlich mit € 39,00 in Rechnung
gestellt.

Kostenbeitrag fur die Abfallentsorgung pro Stand bis 5 Ifm € 11,00 bzw. Uber 5 Ifm € 22,00.

Unkostenbeitrag fur die im Veranstaltungsgebiet
ansassigen Gastronomen: € 198,00

Den angefihrten Tarifen ist die gesetzliche Umsatzsteuer von derzeit 20 % hinzuzurechnen.

Antrag:

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mége die neu zu
schaffenden Tarife der Kulturabteilung sowie die Neufestsetzung der Tarife der Standmieten des
Lichterfestes ab dem Haushaltsjahr 2018 beschliel3en.

Beschluss: einstimmig genehmigt

2 Nicht anwesend: GR KR Colli (FPO); StR. Sageder (SPO)

36. Beratung und Beschlussfassung tber die Schaffung von neuen Tarifen fur den
Wirtschaftshof ab 01. Janner 2018;

StR. Hopoltseder:

Im Zuge der Vorberatungen fiur den Voranschlag 2018 haben der Finanzausschuss und der Stadtrat
auf Grund einer Anregung des Stadt. Wirtschaftshofes empfohlen, folgende Tarife fir die neu ange-
schafften Fahrzeuge des Wirtschaftshofes ab dem Haushaltsjahr 2018 zu schaffen:

Entgelt fur die Beistellung des Mulch- und Freischneidegerates (Type UNA600), pro € 33,00
Stunde (zzgl. Kosten fiir den obligatorischen Lenker)

Entgelt fur die Beistellung des LKW MAN mit Kran, pro Stunde (zzgl. Kosten fur den
obligatorischen Lenker € 33,00

Fur Leistungen an Dritte auBerhalb der Stadtgemeinde Gmunden ist die gesetzliche Umsatzsteuer im
Ausmalf von derzeit 20 % hinzugerechnet.

Antrag:

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mége die Tarife der
neu angeschafften Fahrzeuge des Stadt. Wirtschaftshofes mit Wirksamkeit 01. Janner 2018 beschlie-
Ren.

Beschluss: einstimmig genehmigt )

2 Nicht anwesend: GR KR Colli (FPO); StR. Sageder (SPO)

37. Beratung und Beschlussfassung tber die Schaffung von Tarifen fir Dienstleistun-
gen aus den Daten des geografischen Informationssystems ab 01. Janner 2018;

StR. Hopoltseder:

Auf Grund einer Anregung des Finanzausschusses und des Stadtrates sollen mit Wirksamkeit 01.
Janner 2018 folgende Tarife fir Dienstleistungen aus den Daten des geografischen Informationssys-
tems (GIS) geschaffen werden:

Ausstellung eines digitalen Datensatzes fir Grundstiicke (Naturbestands- € 0,20/m? Grund-
daten) sticksflache

Ausstellung eines digitalen Datensatzes des Leitungskatasters (Naturbe-
standsdaten) € €50,00/Datensatz
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Die gesetzliche Umsatzsteuer von derzeit 20 % ist den angefuhrten Tarifen hinzuzurechnen.

Antrag:

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mége die im Amts-
vortrag angefuhrten Tarife fir die Dienstleistungen aus den Daten des geografischen Informationssys-
tems mit Wirksamkeit 01. Janner 2018 beschlie3en.

Beschluss: einstimmig genehmigt

2 Nicht anwesend: GR KR Colli (FPO); StR. Sageder (SPO)

38. Beratung und Beschlussfassung uber die Erganzung des neu geschaffenen Ta-
rifsystems der Grundbenitzungsentgelte ab 01. Janner 2018;

StR. Hopoltseder:

Von der Gebaudeverwaltung wurde das bestehende Tarifschema total Giberarbeitet und an die aktuel-
len Gegebenheiten angepasst. Dieses neue Tarifschema wurde vom Gemeinderat der Stadtgemeinde
Gmunden in seiner Sitzung vom 15. Dezember 2016 mit Wirksamkeit 01. Janner 2018 beschlossen.

Im Zuge der Aufarbeitung der einzelnen Falle wurde von der Geb&audeverwaltung vorgeschlagen,
noch Ergéanzungen bzw. Anderungen vorzunehmen. Die endgiiltige Beschlussfassung der angefihr-
ten Adaptierungen wurde vom Ausschuss fur Finanzangelegenheiten bzw. vom Stadtrat wie folgt
empfohlen:

TP 16
Gemeindegrund od. offentliches Gut zur Nutzung fur gewerbliche Zwecke (ausgenommen TP 9
und 25) je angefangenen m2 und Jahr
a) Flache innerhalb 100 m Seeuferzone bis 25 m2 € 20,00 (VKW 400/5%)
b) Flache innerhalb 100 m Seeuferzone ab 25 m2? € 7,5 (VKW 150/5%)
c) Flache innerhalb 300 m Seeuferzone bis 25 m2 € 10,00 (VKW 200/5%)
d) Flache innerhalb 300 m Seeuferzone ab 25 m2 € 5,00 (VKW 100/5%)
e) Flache auRRerhalb 300 m Seeuferzone € 6,00 (VKW 120/5%)

TP 17
d) Grinland, Hanglage, bzw. Béschung € 1,20 (VKW 30/4%)

TP 28
Bootshiitte einfiigen

TP 31
Pauschale fiir Zeitungsverlage, z.B. Mediengruppe “Osterreich* GmbH, Mediaprint etc.,
jahrlich € 867,60

TP 35
Verkaufsautomaten, freistehend oder an Gebduden, Mauern und Einfriedungen und dgl. ange-
bracht
a) mit einer Ausladung von 20 cm u. 50 cm breit, jahrlich € 39,50
b) mit einer groReren Ausladung, Breite und L&énge, jahrlich € 63,50
c) Kaugummi- und andere SuRigkeitsautomaten jeder Grof3e, pro Automat und Jahr € 103,70
d) Getrankeautomaten jahrlich € 150,00

Antrag:
Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden moge die im Amts-
vortrag angefihrten Adaptierungen der Grundbenitzungsentgelte mit Wirksamkeit 01. Janner 2018
beschliel3en.
Beschluss: mehrheitlich genehmigt
33 JA-Stimmen: OVP (20); FPO (4); SPO (2); BIG (4); GRUNE (3);

2 Gegenstimmen: SPO (2): GR Hochegger, GR." Auer;

2 Nicht anwesend: GR KR Colli (FPO); StR. Sageder (SPO)
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39. Beratung und Beschlussfassung uber die Anpassung der Stundensétze fur Ge-
meindebedienstete ab 01. J&dnner 2018;

StR. Hopoltseder:

Im Zuge der Vorberatungen fir den Voranschlag 2018 hat der Finanzausschuss empfohlen, infolge
der gestiegenen Personalkosten die Stundensatze fur Arbeiten, welche von Gemeindebediensteten
geleistet werden, ab 01. Janner 2018 wie folgt festzusetzen (lineare Steigerung um € 1,00/Stunde):

Stadtische Wasserversorgung und Stadtbetriebe-Energie:

Stundensatz € 49,00 bisher € 48,00
Stundensatz fur Meister € 54,00 bisher € 53,00
Tarif fir ,Partie” (zwei Bedienstete & eine Stunde) € 98,00 bisher € 96,00

Stundensatze fiir den restlichen Gemeindebereich:
Stundensatz € 48,00 bisher € 47,00

EDV-Technik-Stundensatz:
Stundensatz € 54,00 bisher € 53,00

Fur die Berechnung von Arbeitsleistungen zwischen den Verwaltungszweigen und Betrieben der
Stadtgemeinde Gmunden soll der Stundensatz ab 01. Jadnner 2018 von derzeit € 39,00 auf € 40,00
erhéht werden.

Den angefiihrten Tarifen ist die gesetzliche Umsatzsteuer hinzuzurechnen.

Antrag:

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mdge den Bestim-
mungen der Stundensatze wie im Amtsvortrag ausgefuhrt mit Wirksamkeit 01. Janner 2018 seine
Zustimmung geben.

Beschluss: einstimmig genehmigt

2 Nicht anwesend: GR KR Colli (FPO); StR Sageder (SPO)

40. Beratung und Beschlussfassung uber eine E-Bike-Férderung fir Gmundner Ge-
meindeburger;

GR Trieb:

Nach dem Vorbild des Umweltreferates der Marktgemeinde Altmiinster mochte auch die Umweltabtei-
lung der Stadtgemeinde Gmunden Lust aufs Radfahren machen:

Daher soll es im Jahr 2018 ebenfalls eine Forderung fur den Ankauf von einem E-Bike geben. Als
Voraussetzung fur den Erhalt der Férderung muss der Kaufer bzw. die Kauferin den Hauptwohnsitz in
Gmunden haben und das Rad muss bei einem Gmundner Handler gekauft werden. Es kénnen nur
Rechnungen aus dem Jahr 2018 eingereicht werden. Der Zuschuss kann nur fir ein Rad pro Einwoh-
ner gewahrt werden.

Die Hohe der Forderung betréagt € 50,00 und soll in Gmundner Gutscheinen ausbezahlt werden, damit
die Kaufkraft in Gmunden bleibt. Die Gesamtférdersumme ist mit € 5.000,00 gedeckelt.

Antrag:

Beratung und Beschlussfassung iber eine Forderung fur den Ankauf von einem E-Bike fir alle
Gmundnerinnen und Gmundner in der Hohe von € 50,00 in Form von Gmundner Gutscheinen.
Beschluss: einstimmig genehmigt

4 Nicht anwesend: StR. Hopoltseder und GR John (OVP); GR KR Colli (FPO); StR. Sageder (SPO);

41. Beratung und Beschlussfassung uber eine Anderung des Flachenwidmungsplanes
bzw. Umwidmung des Grundstiickes, Teile der Parz. 207/1, KG. Traunstein u. 723/1,
KG. Schlagen, von Grinland Land- und Forstwirtschaft in Grunflache mit besonderer
Widmung-Baumwipfelpfad, am Grinberg - Einleitung des Verfahrens;

StR. DI Kalimannhuber:

In der Sitzung des Ausschusses fur Bau-, Stralenbau- u. Raumplanungsangelegenheiten vom
14.11.2017 wurde die gegenstandliche Anderung zum rechtswirksamen Flachenwidmungsplan der
Stadt Gmunden Nr. 04 positiv beurteilt.

517



Die Anderung betrifft die Umwidmung von Teilen der Parz. 207/1 der KG. Traunstein u. 723/1, KG.
Schlagen, von dzt. Grunland Land-und Forstwirtschaft in Griinflache mit besonderer Widmung -
Baumwipfelpfad am Griinberg.

Es ist die Errichtung eines Baumwipfelpfades am Grinberg geplant.

Die Anderung entspricht den Raumordnungszielen und —grundsétzen. Die Anderung dient im Beson-
deren der Schaffung einer weiteren touristischen Attraktion am Griinberg.

Die gesetzlichen Voraussetzungen fiir die Anderung des Flachenwidmungsplanes sind gegeben.

Antrag:

Der Gemeinderat moge die Anderung des Flachenwidmungsplanes bzw. die Umwidmung von Teilen
der Parz. 207/1, KG. Traunstein u. 723/1, KG. Schlagen, von dzt. Grinland Land- u. Forstwirtschaft in
Grunflache mit besonderer Widmung- Baumwipfelpfad, am Griinberg, beschlieBen — Einleitung des
Verfahrens.

Rechtsgrundlage jeweils in der geltenden Fassung:

88 2, 33, 34 u. 36 00. ROG 1994, LGBI. Nr. 1993/114

GR DI Kienesberger flihrt aus:

Als zusatzliche Attraktivitatssteigerung des Griinbergs durch einen Baumwipfelpfad stimmen die
Griinen der Anderung des Flachenwidmungsplanes grundséatzlich zu. Es sollten aber auch
Uberlegungen angestellt werden, wie die Menschen dorthin kommen. Ein Teil wird mit der Seilbahn
fahren und ein Teil wird zu Ful3 gehen. Der Wanderweg auf den Griinberg ist jedoch speziell bei
Nésse in einem schlechten Zustand. Das wandernde Volk geht dann neben dem Weg oder auf der
Schiabfahrt. Im Endeffekt zieht sich ein breites, rutschiges Dreckband den Berg herunter — nicht zur
Freude der Wanderer und nicht zur Freude der Bauern, die die Flachen bewirtschaften. Wenn man
einen attraktiven Grunberg will, wird man in Hinkunft sein Augenmerk nicht nur auf den Gipfelbereich
sondern auch auf den Weg dorthin richten. Die Griinen bitten daher, auch die Verbesserung des
Wanderweges in nachster Zeit vorzunehmen.

GR DI Kienesberger legt den Standpunkt eines betroffenen Bauern, der Familie Kopp, 6ffentlich dar:
Die Familie Kopp ist durchaus bereit, den Parkplatz auch weiterhin zu verpachten, wenn die
Stadtgemeinde im Gegenzug bereit wére, sie dabei zu unterstitzen, ihr Land zu schitzen, und
wertvoll und schon zu erhalten. Dazu braucht es ganz klare Vertrage, und Wege die so hergerichtet
sind, dass niemand mehr auf die Idee kommt, sich bei Regen oder nassem Wetter, oder zum Biken,
neue Wege zu suchen, die durch die hohe Anzahl der Wanderer sofort wieder zu neuen sogenannten
ersessenen Wegen werden. In keiner Weise geht es ihnen um Geld, denn sie wollen kein Geld fiir die
Wanderwege, nur Klarheit und Rechtssicherheit.

Sollte das nicht gelingen, bleibt ihnen keine andere Mdglichkeit, als den privaten Parkplatz per 1.
September 2019 zu kindigen.

Herzliche Grifl3e von Christine und Rainer Kopp

Bgm. Mag. Krapf berichtet von vorgelegten Vertragsentwiirfen, die jedoch leider nicht akzeptiert wur-
den.

Vzbgm. DI (FH) Schlair informiert, dass er in Kontakt mit der Familie Kopp steht, Begehungen und
Besprechungen stattgefunden haben und es leider bis jetzt aufgrund der hohen Forderungen zu kei-
ner Losung kam. Er berichtet lGber die Restaurierung des offentlichen Wanderweges ab dem ,Park-
platz Grinbergbauer® (Schotterung, Beschilderung, usw.), tUber die hohen Kosten der Wanderweg-
pflege und meint, dass viele Leute den Griinberg als Sportgerat betrachten und leider auch nach Auf-
stellung von Hinweisschildern nicht die vorgesehenen Wege benutzen. Er hélt fest, dass es Bemi-
hungen seitens der Gemeinde gibt.

GR Trieb berichtet, dass sich die FPO fur die Errichtung des Baumwipfelweges ausspricht, warnt je-
doch davor, dass sich die Parkplatzsituation im Bereich Weyer durch die erwarteten 200.000 Gas-
te/jahrlich drastisch verscharfen wird. Er ersucht daher, so rasch wie mdglich eine Losung zu finden,
verweist auf die Nutzung des Gaswerkareals und hofft, dass bis zur Eréffnung wenigstens eine provi-
sorische Lésung vorliegt.
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Vzbgm. DI (FH) Schlair schlie3t sich der Meinung an, dass die Parkplatzsituation im Bereich Griinberg
forciert werden muss und erklart, dass nicht nur Seilbahnbenutzer sondern auch Wanderer den
Baumwipfelpfad besuchen werden. Auf die Entgegnung von GR Trieb, dass auch die FulRganger
grof3teils im Bereich Weyer parken werden, meint Vzbgm. DI (FH) Schlair, dass nicht nur ein Parkplatz
die Ldsung sei sondern auch das Kombiticket mit der Schifffahrt, den E-Shuttles, der stadt.regio.tram
sowie den OBB. Grundsétzlich sollte das ehem. Gaswerkareal nicht nur fur die Grinbergseilbahn
sondern allgemein fir die Traunsteinstral3e, gerade im Sommer, als Parkplatz angedacht werden.

StR. Sageder stimmt GR Trieb zu, verweist auf Diskussionen im Verkehrsausschuss und meint, dass
grundsatzlich die Leute animiert werden sollten, auf 6ffentliche Verkehrsmittel umzusteigen und in
diese Richtung auch Werbung betrieben werden sollte. Er stellt jedoch klar, dass auch fir die PKW's
vorgesorgt werden muss, d.h. den jetzt bestehenden Parkplatz unterhalb der Grinbergseilbahn zu
erhalten, die dzt. Baustellenflache am Parkplatz Zentrum Ost (Michlgriinde) zukunftig zu nutzen und
die angedachte Park & Ride Flache Engelhof vorerst provisorisch zu sanieren. Weiters verweist er auf
die Wichtigkeit des Parkplatzes Franzl im Holz.

Die Frage von GR." Dr." Hitzenberger, ob sich der Betreiber des Baumwipfelpfades auch an den
Parkplatzkosten beteiligt, verneint Bgm. Mag. Krapf und erklart, dass dies der Beitrag der Gemeinde
ist.

Bgm. Mag. Krapf lasst Gber den Antrag abstimmen.
Beschluss: einstimmig genehmigt

GR John stellt den Antrag, die Gemeinderatssitzung fiir eine Pause zu unterbrechen.
Beschluss: einstimmig genehmigt
Die Sitzung wird somit um 20.05 Uhr unterbrochen und um 20.20 Uhr fortgesetzt.

42. Beratung und Beschlussfassung tiber eine Anderung des Flachenwidmungsplanes
bzw. Umwidmung der Liegenschaft (Teil) Dr. Thomas-Stra3e 11, von dzt. Bauland-
Wohngebiet in Sondergebiet des Baulandes-Tourismusgebiet - Einleitung des Verfah-
rens;

StR. DI KalBmannhuber:

In der Sitzung des Ausschusses fur Bau-, Stralenbau- u. Raumplanungsangelegenheiten vom
14.11.2017 wurde die gegenstandliche Anderung des Flachenwidmungsplanes grundsétzlich positiv
beurteilt und beschlossen das Umwidmungsverfahren einzuleiten.

Die Anderung betrifft die Umwidmung der Liegenschaft (Teil) Dr. Franz Thomas-StraRe 11 von dzt.
Bauland-Wohngebiet in Sondergebiet des Baulandes-Tourismusbetrieb.

Geplant ist in die best. Villa Zimmer zur Vermietung an Touristen einzubauen u. eventuell das Neben-
gebaude aufzustocken und hier eine Wohneinheit unterzubringen.

Die Anderung entspricht den Raumordnungszielen und —grundsétzen. Die Anderung dient im Beson-
deren der Schaffung einer Mdglichkeit flr eine geplante touristische Nutzung der Liegenschaft Dr.
Franz Thomas-Straf3e 11 und stellt somit ein zusatzliches Néachtigungsangebot fir Touristen, insbe-
sondere bei Hochzeiten im nahegelegenen Schloss Ort, dar.

Aus diesem Grund kann auch 6ffentliches Interesse an der Umwidmung abgeleitet werden.

Die gesetzlichen Voraussetzungen fiir die Anderung des Flachenwidmungsplanes sind gegeben.

Antrag:

Der Gemeinderat moge die Flachenwidmungsplan-Anderung bzw. Umwidmung der Liegenschaft
(Teil) Dr. Franz Thomas-Strae 11, von dzt. Bauland-Wohngebiet in Sondergebiet des Baulandes
Tourismusbetrieb (SOTB- 3 = Tourismusbetrieb mit teilweiser Nutzung fur den dauernden Wohnbe-
darf im Ausmal’ v. 100 m2 Nettonutzflache) beschlieRen — Einleitung des Verfahrens.
Rechtsgrundlage jeweils in der geltenden Fassung:

8§ 2,33, 34 u. 36 0OO. ROG 1994, LGBI. Nr. 1993/114

GR John ersucht, im Verfahren unbedingt darauf zu achten, wo aufgrund der gegebenen Hochwas-
sersituation in diesem Bereich die HQ 100 liegt, um spatere Forderungen des Grundeigentiimers ge-
geniber der Stadtgemeinde Gmunden auszuschlieBen.
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Bgm. Mag. Krapf lasst iber den Antrag abstimmen.
Beschluss: einstimmig genehmigt

43. Nochmalige Beschlussfassung betreffend die Anderung des Flachenwidmungs-
planes bzw. Umwidmung der Grundstiicke 23, 33/2, 33/1, 34/3, .633, .634, .635, .498,
16, .2, 716, .12, 7/7, 7/2, Teil 7/1, Teil 7/5, .10, KG. Ort-Gmunden, von dzt. Sondergebiet
des Baulandes Tourismusbetrieb bzw. Forstliche Ausbildungsstétte in Sondergebiet
Hotel- u. Kongrel3zentrum auf der Toscana-Halbinsel iZm dem Schreiben des Amtes
der OO. Landesregierung vom 20.10.2017;

StR. DI KaBmannhuber:

Mit Beschluss des Gemeinderates vom 21.09.2017 wurde die Anderung des Flachenwidmungsplanes
bzw. die Umwidmung der Grundstiicke 23, 33/2, 33/1, .633, .634, .635, .498, .16, .2, 7/6, .12, 7/7, 7/2,
Teil 7/1, Teil 7/5 alle KG. Ort-Gmunden, von dzt. Sondergebiet Tourismusbetrieb bzw. Forstliche Aus-
bildungsstatte in Sondergebiet Hotel in Verbindung mit Kongresszentrum, im Zusammenhang mit
einem geplanten Hotelprojekt im Bereich der bereits als Bauland gewidmeten Flachen auf der Halbin-
sel Toscana, beschlossen.

Mit Schreiben des Amtes der OO. Landesregierung, Direktion fir Landesplanung, wirtschaftliche u.
landliche Entwicklung, Abt. Raumordnung, vom 08.09.2017 wurde diese Definition vorgeschlagen.

In der Folge wurden der Stadtgemeinde Gmunden seitens des Amtes der OO. Landesregierung am
20.10. 2017 formale Versagungsgrinde mitgeteilt, da die betroffenen Grundeigentiimer tber die zwi-
schenzeitlich geplante Festlegung ,Hotel in Verbindung mit Kongresszentrum® nicht verstandigt wur-
den.

Mit Schreiben vom November 2017 teilten zudem die Landes-Immobilien GmbH., u. die Bundes-
Immobilien GmbH. mit, dass dieser Definition nicht zugestimmt wird, weil diese zu einschrankend ist.
Weiters wird ausgefihrt:

Die urspriinglich geplante Umwidmung in ,Sondergebiet Hotel und Kongresszentrum* lasst groReren
Spielraum fir die individuelle Ausgestaltung eines Hotelprojektes offen, wodurch das 6ffentliche Inte-
resse an der tourismuswirksamen Etablierung eines Hotelstandortes unter Einbeziehung des Kon-
gresszentrums in hdherem Malie sichergestellt werden kann.

Es ist daher der gefasste Beschluss wie folgt zu &ndern.

Antrag:

Der Gemeinderat mége die Anderung des Flachenwidmungsplanes bzw. die Umwidmung der Grund-
stiicke 23, 33/2, 33/1, 34/3, .633, .634, .635, .498, .16, .2, 7/6, .12, 7/7, 7/2, Teil 7/1, Teil 7/5, .10, alle
KG. Ort-Gmunden, von dzt. Sondergebiet des Baulandes Tourismusbetrieb bzw. Forstliche Ausbil-
dungsstétte in Sondergebiet Hotel und Kongresszentrum, im Zusammenhang mit einem geplanten
Hotelprojekt im Bereich der bereits als Bauland gewidmeten Flachen auf der Halbinsel Toscana, be-
schlief3en.

Rechtsgrundlage jeweils in der geltenden Fassung:

88 2, 33, 34 u. 36 00. ROG 1994, LGBI. Nr. 1993/114

Beschluss: einstimmig genehmigt

44. Beratung und Beschlussfassung betreffend die Erstellung des Bebauungsplanes
"Gartengasse" Nr. G1-1l, (Liegenschaft Kaindl) - Einleitung des Verfahrens;

StR. DI KalBmannhuber:

Der zu Grunde liegende Planentwurf fiir die Errichtung von Wohngebauden 6stlich und westlich der
bestehenden Villa Gartengasse 18 wurde in mehreren Sitzungen des Gestaltungsbeirates behandelt
und in der vorliegenden Form in der GBR Sitzung vom 10.10.2017 fir die Erstellung eines Bebau-
ungsplanes freigegeben. In der Sitzung des Ausschusses fur Bau-, StraBenbau- u. Raumplanungsan-
gelegenheiten vom 17.10.2017 wurde die Erstellung des gegenstédndlichen Bebauungsplanes grund-
satzlich positiv beurteilt, wobei ein Abriicken des westlichen Baukdrpers von der Dr. Thomas-Str. ge-
fordert wurde, um die Sichtachse auf die bestehende Villa mdglichst freizuhalten. Aufgrund dieser
Forderung wurden die Baufluchtlinien fir den westlichen Baukérper um 6 m Richtung Norden abge-
rickt.
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Der Bebauungsplan betrifft die Parzellen 84/1, 84/25, 84/27, 84/29, 38/20, 39/7 u. 39/6 alle KG. Ort-
Gmunden (Liegenschaft Kaindl an der Gartengasse).

Es ist die Errichtung von 3 dreigeschossigen Wohngebauden mit Tiefgarage vorgesehen. Zwei Objek-
te sollen von der Gartengasse u. ein Objekt von der Reisenbichlerstrae Uber eine best. Zufahrt auf-
geschlossen werden. Der Bebauungsplan sieht eine Grundstiickteilung bzw. die Schaffung von Bau-
platzen fur die Objekte vor. Als Bauweise wird offene Bauweise festgelegt. Die ndrdliche Baufluchtlinie
soll als anbauverbindlich festgelegt werden. Die Gebaudehdhe ist durch die Angabe der max. Anzahl
der Geschol3e (lll), bezogen auf die jeweilige Sichtrichtung sowie mit der Angabe der max. First- bzw.
Attikahdhe, begrenzt.

Die Erstellung des Bebauungsplanes entspricht den Raumordnungszielen und —grundséatzen. Sie
dient im Besonderen einer geordneten Bebauung auf der gegensténdlichen Liegenschaft sowie einer
langfristigen Absicherung der verbleibenden Grinflachen und Sichtachsen.

Die Voraussetzungen fur die Erstellung des Bebauungsplanes sind gegeben.

Antrag:

Der Gemeinderat moge die Erstellung des Bebauungsplanes ,Gartengasse” Nr. G1-llI, betreffend die
Liegenschaft Kaindl an der Gartengasse beschlieen — Einleitung des Verfahrens.

Rechtsgrundlage jeweils in der geltenden Fassung:

88 2, 33, 34 00. ROG 1994, LGBI. Nr. 1993/114

StR. DI KaRmannhuber nimmt bei dieser Gelegenheit zu einer Aussendung der SPO Stellung, in der
er als Figur Furst Klemens Wenzel Lothar von Metternich dargestellt wird und seit zwei Jahren mit
diesen Methoden das Bauunwesen in Gmunden lenkt. Fir ihn sei das ,Schmalspur-Dirtycampaigning
in der Provinz“ Uber seine Téatigkeit und die Abwicklung von Bauansuchen. Er berichtet, dass in der
Aussendung vdllig falsch tGber ein Bauansuchen in der KeramikstraRe, welches im Bauausschuss
demokratisch abgelehnt wurde, informiert wurde. Er meint grundsétzlich, dass es Pflicht und Recht
des Bilrgermeisters und Baustadtrates ist, sich Uber wesentliche Bauvorhaben zu informieren. Das
passiert 14tagig im Beisein der Beamten und werden dadurch Bauvorhaben rasch weitergeleitet. Er
erklart, dass Bauansuchen, aufgrund ihrer Gréf3e, schon immer verschieden behandelt wurden und es
immer schon so war, dass nicht alle Ansuchen im Bauausschuss behandelt werden. Er erklart, dass
die Beamten sein Vertrauen genieRen, immer alles streng nach dem Gesetz ablauft und eine Trans-
parenz und Kontrolle im Bauausschuss bzw. im 6ffentlichen Gestaltungsbeirat gegeben ist. Des Wei-
teren weist er betreffend der in der Aussendung angefiihrten ,Einddmmung der Bauwut* auf die Ab-
lehnung eines Bauvorhabens in der Roithstraf3e hin.

Er meint, Transparenz mit ,alles wissen“ zu verwechseln grundlegend falsch ist und rat dem Redak-
teur der SPO-Zeitung, wenn diese Transparenz mit der Methode von Metternich gleichgesetzt wird,
Geschichte zu lernen.

Bgm. Mag. Krapf nimmt als Angesprochener ebenfalls zu dieser Aussendung Stellung und zeigt sich
irritiert. Er informiert Gber die 14tagige Baulenkungsbesprechung, die nur den Sinn hat, dass er sich
als Burgermeister (Baubehorde 1. Instanz) gemeinsam mit StR. Kalimannhuber als Baustadtrat von
den Beamten des Bauamtes grundlegende Informationen Gber Bauvorhaben einholt und es sich dabei
u.a. um Fragen des ortl. Entwicklungskonzepts, um das Vorliegen von Bebauungspléanen und um Fra-
gen, welche baurechtlichen Voraussetzungen zu erfillen sind, handelt. Er weist auf &hnliche wdchent-
lich stattfindende Besprechungen z.B. am Montag mit dem Stadtamtsdirektor sowie am Donnerstag
mit allen Geschéaftsgruppenleitern hin. Er meint, dass es als Blrgermeister nicht verboten sein darf,
sich mit den héchsten Beamten Uber Bauvorhaben auszutauschen und er sich daher auch nicht recht-
fertigen will. Bgm. Mag. Krapf verliest auszugsweise aus Wikipedia und meint, dass ihn der saloppe
Umgang mit geschichtlichen Persodnlichkeiten und der Vergleich mit dieser innenpolitisch sehr frag-
wurdigen Person, welche die Polizei dafiir einsetzte die Opposition zu bespitzeln und dagegen vorzu-
gehen, doch sehr befremdet.

Bgm. Mag. Krapf lasst Giber den vorhin gestellten Antrag abstimmen.
Beschluss: einstimmig genehmigt

521



45. Beratung und Beschlussfassung tber die Aufhebung des Gemeingebrauchs auf
Teilen der 6ffentlichen Verkehrsflache "Bahnhofstraf3e" im Bereich des Gmundner
Bahnhofs im Zusammenhang mit der Schlussvermessung;

StR. DI KalBmannhuber:

Die Stadtgemeinde Gmunden beabsichtigt die Aufhebung des Gemeingebrauchs auf Teilen der 6f-
fentlichen StralRe ,Bahnhofstral3e” im Bereich des Gmundner Bahnhofs.

Diese StralRenteilflachen haben keine verkehrsmafige Bedeutung und werden angrenzenden Liegen-
schaften zugeschlagen. Die Aufhebung des Gemeingebrauchs dieser Stral3enteilflachen steht im Zu-
sammenhang mit der Schlussvermessung beim Bahnhof Gmunden. Diese Teilflachen befinden sich
alle in der Grundbuch 42150-Ort-Gmunden, EZ 938 und wird auf die detaillierte Flachenaufstellung im
nachstehenden Antrag verwiesen.

Die Planauflage gem. § 11 StraRengesetz 1991 idgF., erfolgte in der Zeit vom 08.11.2017 bis
06.12.2017 (vier Wochen).

Nunmehr wurde vom Stadtbauamt eine Verordnung (Entwurf) ausgearbeitet welche einer Beschluss-
fassung im Gemeinderat zu unterziehen ist.

Antrag:

Der Gemeinderat moge die Aufhebung des Gemeingebrauchs auf Teilen der 6ffentlichen Verkehrsfla-
che ,BahnhofstraRe” und zwar auf

Teil 79 aus 677/3 mit 13 m? zu Zementwerk Hatschek GmbH.

Teil 70 aus 674/4 mit 1 m? zu Haas Alexandra

Teil 56 aus 679 mit 0 m2 zu OBB

Teil 80 aus 677/3 mit 77 m2 zu OBB

Teil 22 aus 730 mit 26 m2 zu OBB

Teil 52 aus 679 mit 31 m2 zu OBB

Teil 20 aus 730 mit 37 m2 zu OBB

Teil 21 aus 730 mit 39 m2 zu OBB

. Teil 66 aus 384/6 mit 5 m2zu Gmundner Stralenbahn GmbH.

10. Teil 55 aus 679 mit 3 m2 zu Lokalbahn Gmunden-Vorchdorf

im Bereich des Gmundner Bahnhofs im Zusammenhang mit der Schlussvermessung sowie die beilie-
gende Verordnung (Beilage ./G) beschliel3en.

Rechtsgrundlage:

§ 11 OO. StraRengesetz 1991 idgF.

©CoNoOOAWNE

Beschluss: einstimmig genehmigt

46. Beratung und Beschlussfassung uber die Berufung des Anrainers Georg Bammer,
vertreten durch RAe Dr. Andreas Haberl u. Dr. Gottfried Huber, gegen den Bescheid
des Birgermeisters als Baubehorde I. Instanz vom 03.10.2017, ZI. BauR1-153/9-46810-
2017, womit Sebastian Ziegler, eine baubehérdliche Bewilligung fir die Errichtung
eines Wildgatters mit Unterstandsgebdaude, auf Parz. 109/1, KG. Traunstein, erteilt,
wurde;

Bgm. Mag. Krapf erklart zu den TO-Pkt. 46) und 47) seine Befangenheit und Ubergibt den Vorsitz an
Vzbgm. DI (FH) Schlair.

Vzbgm. DI (FH) Schlair erteilt GR Mag. Dr. Bergthaler das Wort.

GR. Mag. Dr. Bergthaler fuhrt aus:

Aus dem Verfahrensakt ergibt sich nachstehender fir die Entscheidung maf3geblicher Sachverhalt:
Mit Bescheid des Birgermeisters als Baubehérde I. Instanz vom 03.01.2017, ZI. BauR1-153/9-46810-
2017, wurde aufgrund des Ergebnisses des Ermittlungsverfahrens, inshesondere der am 28.09.2017
stattgefundenen Bauverhandlung, Sebastian Ziegler, die Baubewilligung fir das Vorhaben ,Errichtung
eines Wildgatters mit Unterstandsgebaude, auf Parzelle 109/1, der KG. Traunstein, entsprechend den
bei der mundlichen Bauverhandlung aufgelegenen Projektunterlagen, erteilt.

Mit Schreiben vom 23.10.2017 wurde gegen den vorgenannten Bescheid des Blrgermeisters inner-
halb offener Frist das Rechtsmittel der Berufung eingebracht.

Hierin wird ausgefihrt:

In umseits néher bezeichneter Rechtssache hat der Berufungswerber die Rechtsanwalte Dr. Andreas
Haberl und Dr. Gotthard Huber, Feldgasse 17, 4840 Vocklabruck, mit seiner rechtsfreundlichen Ver-
tretung beauftragt und bevollméchtigt. Die Behodrde wird héflich ersucht, dieses Vollmachtsverhaltnis
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zur Kenntnis zu nehmen und zukulnftige Zustellungen zu Handen der ausgewiesenen Vertreter des
Berufungswerbers vornehmen zu lassen.

Il.

Gegen den umseits ndher bezeichneten Bescheid des Burgermeisters der Stadt Gmunden vom
03.10.2017, BauRI-153/9-46810-2017, zugestellt am 09.10.2017 erhebt der Berufungswerber durch
seine ausgewiesenen Vertreter binnen offener Frist nachstehende

BERUFUNG
an den Gemeinderat der Stadt Gmunden und stellt die
ANTRAGE:

1. Der Gemeinderat der Stadt Gmunden mége den angefochtenen Bescheid vom 03.10.2017, Zahl:
BauR1-153/9-46810-2017, ersatzlos aufheben; in eventu

2. den angefochtenen Bescheid vom 03.10.2017, Zahl: BauR1-153/9-46810-2017, dahin gehend ab-
andern, dass das Baubewilligungsansuchen abgewiesen wird; in eventu

3. den angefochtenen Bescheid vom 03.10.2017, Zahl: BauRI-153/9-46810-2017, aufheben und die
Sache zur neuerlichen Verhandlung an die Behorde 1. Instanz verweisen.

1.
Die Berufungsantrage werden begrindet wie folgt:

Der bekédmpfte Bescheid leidet an inhaltlicher Rechtswidrigkeit und das Verfahren blieb in wesentli-
chen Teilen mangelbehaftet

1.

Der Berufungswerber ist unmittelbarer Anrainer des gegensténdlichen Bauvorhabens. Er hat rechtzei-
tig in der am 28.09.2017 abgehaltenen Verhandlung seine Einwande gegen das gegenstandliche Pro-
jekt erhoben. Insbesondere verwies er auf die Beeintrachtigung seines Quellwassers.

Tatsache ist, dass die Liegenschaft des Berufungswerbers nicht an das Wasserleitungsnetz ange-
schlossen ist und die bestehende Quelle die einzige Wasserversorgung darstellt. Die Wasserqualitat
dieser Quelle ist (zumindest zurzeit noch) ausgezeichnet.

Dementsprechend berechtigt sind die vorn Berufungswerber erhobene Einwande. Demnach hat der
Berufungswerber den entsprechenden Einwand erhoben, dass seiner Meinung nach durch die Er-
richtung des geplanten Nebengeb&udes an dieser Stelle eine intensive Tierhaltung verbunden ist und
daraus Verschmutzungen des Quellwassers bei seiner darunter liegenden Liegenschaft befirchtet
werden. Aus geologischer Sicht wurde eingewendet, dass durch Einschneiden des Hanges (Betonie-
rung im erheblichen Ausmal) und der Aufschittung, Gefahr fur die untere Liegenschaft besteht.

2.

Der Bauwerber beabsichtigt die Errichtung eines Holz- und Lagerschuppens sowie eines Wildgatters
mit Unterstand auf der Parzelle Nr. 109/1, EZ 24, KG Traunstein. Dies deshalb, weil er beabsichtigt bis
zum Jahr 2019 eine professionelle Damwildhaltung mit ca. 20 Tieren aufzubauen sowie mehrere
Pferde und Schafe zu halten.

Soweit nun von der Behorde zusammengefasst ausgefiihrt wird, dass eine Versehrnutzung des
Quellwassers durch intensivere Tierhaltung nicht Gegenstand des Bauverfahrens sei und die Dach-
wasser ohnehin in entsprechend dimensionierte Sickerschachte versickern wirden und auch die Er-
richtung einer Senkgrube projektiert und zur Auflage gemacht worden sei, der Einwand des Beru-
fungswerbers deshalb nicht gerechtfertigt sei, ist auszufuhren wie folgt:

Wie bereits erwahnt, ist die vorhandene Quelle am Grundstiick des Berufungswerbers dessen einzige
Wasserzufuhr und entsprechend hoch ist dessen Interesse als Anrainer Immissionen auszuschliel3en.
Nicht richtig ist, dass die Verschmutzung des Quellwassers durch intensivere Tierhaltung nicht Ge-
genstand des Bauverfahrens sei. Tatsache ist ndmlich, dass erst das gegenstandliche Bauvorhaben,
sprich die zu errichtenden Schuppen sowie das Wildgatter mitsamt Unterstand, diese Tierhaltung er-
mdoglichen. Ohne die zu errichtenden baulichen MaBnahmen, ware diese naturgemaf nicht méglich,
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sodass sich die daraus ergebende intensivere Tierhaltung und die damit verbundene Verschmut-
zungsgefahr sehr wohl Gegenstand des Bauverfahrens sind. Bereits aus diesem Grund ist die ge-
naue Auseinandersetzung mit dieser Problematik geboten und die Einholung eines hydrologischen
sowie umwelttechnischen Sachverstandigengutachtens zwingend erforderlich.

Unabhangig davon, ergibt sich aus dem Einreichplan mitsamt Baubeschreibung auch, dass der durch
die Tierhaltung bedingte Mist an einer Miststatte gesammelt wird. Insbesondere dadurch ist von Im-
missionen in Form der Verunreinigung des Quellwassers des Berufungswerbers auszugehen. Die
im Bescheid beschriebenen MalBnahmen der vorgesehenen Sickerschachte sind zur Sicherung der
Quelle des Berufungswerbers jedenfalls nicht ausreichend. Die Behtrde ware im Hinblick auf diesen
Einwand des Berufungswerbers jedenfalls verpflichtet gewesen die genannten Gutachten einzuholen,
um die Gefahr von Immissionen auszuschlieRen, weil dies nur mit entsprechendem Fachwissen beur-
teilt werden kann. Die Behdrde hat sich folglich, ohne sich mit den Einwanden des Berufungswerbers
konkret inhaltlich auseinander zu setzen, Uber diese hinweg gesetzt. Das Verfahren ist diesbezuglich
jedenfalls mangelbehaftet.

Zur zitierten Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofs ist anzufiihren, dass diese hier insofern nicht
einschlagig ist, zumal sich die Einwande des Berufungswerbers konkret auf die Beeintrachtigung der
einzigen ihm zu Verfigung stehende Wasserquelle beziehen.

Vor diesem Hintergrund wird daher die Einholung eines hydrologischen- sowie umwelttechnischen
Sachverstandigengutachtens ausdrtcklich beantragt.

Selbst die erkennende Behorde fuhrt aus, dass 6ffentlich rechtliche Einwendungen der Nachbarn sehr
wohl zu berlcksichtigen sind, wenn sie sich auf solche Bestimmungen des Baurechtes oder eines
Flachenwidmungsplanes oder Bebauungsplanes stutzen, die nicht nur dem o6ffentlichen Interesse,
sondern auch dem Interesse der Nachbarschaft - wie insbesondere dem Schutz der Nachbarschaft
gegen Immissionen - dienen. Die Behdrde erster Instanz ist daher offenbar bei ihren allgemein rechtli-
chen Ausfihrungen sehr wohl davon ausgegangen, dass die Einwendungen des Berufungswerbers
zu Recht erhoben wurden.

3.

Der Vollstandigkeit halber ist auch darauf hinzuweisen, dass entgegen den Ausfiihrungen im Ein-
reichplan, die Nebengebaude tatsdchlich nicht nur anzeigepflichtig, sondern baubewilligungspflichtig
sind. Geplant ist offenbar die Errichtung einer ca. 80 m langen Schutzmauer in der H6he zwischen 2
und 3 m, sodass sich bereits aus der Dimensionierung eine Bewilligungspflicht ergibt.

Dariiber hinaus ist grundsatzlich festzuhalten, dass sehr wohl die Gefahr von Veranderungen am
Grundstiick des Berufungswerbers durch das Einschneiden des Hanges (Betonieren im erheblichen
Ausmalfd) und der Aufschittung gegeben ist. Die Prufung dieser Einwendung kann nach Ansicht des
Berufungswerbers nur durch ein geologisches Gutachten erfolgen, um letztendlich dann eine entspre-
chende Beurteilung vornehmen zu kdnnen. Jedenfalls ist dafir Sorge zu tragen, dass jegliche Gefahr-
dung des Grundstiicks des Berufungswerbers als betroffenen Nachbarn ausgeschlossen wird. Die
Wildbach- und Lawinenverbauung- Gebietsbauleitung Oberdsterreich West - hat in ihrer Stellungnah-
me vom 29.09.2017 auch entsprechend darauf hingewiesen, dass negative Auswirkungen fur Dritte -
sohin fur den Berufungswerber - zu befurchten sind. Die Gefahr des Abrutschens und damit verbun-
den negative Auswirkungen fir die Unterlieger- sohin fiir den Berufungswerber- ist evident. Auch inso-
fern wird die Einholung eines konkreten geologischen Gutachtens zur Beurteilung dieser tatséachlich
bestehenden Gefahr fir den Berufungswerber als Nachbar unumganglich sein.

4,

Dartber hinaus wird jedenfalls auch in weiterer Folge im Hinblick auf den Umfang des geplanten Be-
triebs mit Schafszucht, Damwildzucht und Pferdehaltung, eine gewerbebehérdliche Bewilligung zu
prifen sein.

Nur ergadnzend wird darauf hingewiesen, dass der Berufungswerber grundsatzlich keinen Einwand
héatte, wenn das Bauvorhaben der Bauwerber um zumindest 50 bis 80 m weiter sudlich (rechts) bei
der geplanten Holzanlage und nahe bei den bestehenden Stallen ausgefiihrt wird.

5.

Die genannten Verfahrensméngel sind wesentlich. Hatte sich die Behdrde mit den Einwendungen des
Berufungswerber auseinandergesetzt und hiezu Beweise aufgenommen, insbesondere jedoch die
mangels eigener Expertise jedenfalls einzuholenden Sachverstandigengutachten in Auftrag gegeben,
hatte sich ergeben, dass die Einwénde des Berufungswerbers begriindet sind. Dies héatte eine andere
Entscheidung, namlich die Versagung der Baubewilligung

nach sich gezogen.
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Hierzu wird ausgefihrt:

Um Wiederholungen zu vermeiden wird auf die Ausfihrungen im Bescheid des Birgermeisters als
Baubehorde I. Instanz verwiesen.

Festzustellen ist, dass das zu bebauende Grundstiick im Flachenwidmungsplan der Stadt Gmunden
als Griinland — Land- u. Forstwirtschaft, Odland, ausgewiesen ist. In dieser Widmungskategorie ist die
Errichtung des geplanten Bauvorhabens zulassig. Diesbeziglich wird auf das positive agrarfachliche
Gutachten vom 15.12.2016 verwiesen. Hierin wird zusammenfassend festgestellt, dass die gegen-
stéandlichen BaumaRnahmen auf Basis der vorgelegten Unterlagen aus Sicht des agrarfachlichen
Sachverstandigen fur den land- u. forstwirtschaftlichen Betrieb der Fam. Ziegler notwendig ist.

Die Grunlandwidmung beinhaltet fir Bauten und Anlagen, die nétig sind, um das Grunland bestim-
mungsgeman zu nutzen, keinen Immissionsschutz fur Anrainer. Die bauliche Anlage wird in ihren
Teilen nach dem jeweiligen Stand der Technik so geplant und errichtet, dass durch ihren Bestand und
ihre Benutzung schadliche Umwelteinwirkungen maoglichst vermieden werden. Diesbezuglich wird auf
das Amtsgutachten des techn. Amtssachverstandigen bei der Bauverhandlung am 28.09.2017 und
das Gutachten der Wildbach- u. Lawinenverbauung vom 29.09.2017 verwiesen. In der Stellungnahme
der Wildbach- u, .Lawinenverbauung wird ua. vorgeschrieben, dass die Grindung des Wild- u. Wei-
deunterstand zur Ganze in Massivbauweise (Stahlbeton) auszufiihren ist und von einer dazu befugten
Person bzw. Institution gem. den vorliegenden Boden- und Untergrundverhaltnissen zu dimensionie-
ren ist. Entsprechende Nachweise (innere u. aul3ere Statik) sind der Baubehdrde auf Verlangen vor-
zulegen. Die Durchfiihrung der Aushubarbeiten ist nur bei trockenen Witterungsverhaltnissen zulassig
(Abdeckung der offenen Baugrube bei Niederschlagen, Anlage von Drainagegréaben, Fassung even-
tuell bergseitig ankommender Hang- u Sickerwasser). Fir die Baumalinahmen notwendige Abgra-
bungen im gegenstandlichen Gelandeabschnitt sind auf das unumgangliche Ausmald einzuschranken.
Weiters sind grof3flachige Anschittungen, die negative Auswirkungen fiir Dritte beflirchten strikt zu
vermeiden (Gefahr des Abrutschens und damit verbunden negative Auswirkungen fir die Unterlieger).
Die anfallenden Drainage-, Dach- und Oberflachenwéasser sind ordnungsgemaf uber entsprechend
dimensionierte Retentionsanlagen zu entsorgen.

Eine mogliche Beeintréachtigung der Nachbarliegenschaft durch die beim gegensténdlichen Geb&ude
ebenfalls enthaltene Miststéatte kann alleine schon deshalb ohne Einholung weiterer Gutachten ausge-
schlossen werden, da diese Miststétte It. gegenstéandigen Projekt Gberdacht auszufiihren ist und wer-
den Uber die geplanten Sickerschachte ausschlieRlich Dach/Oberflaichenwéasser abgeleitet. Zusétzlich
ist bei der Miststéatte eine Senkgrube projektiert.

Bei Einhaltung dieser Vorschreibungen bzw. projektsgemafer Ausfilhrung ist eine Gefahr fir die Un-
terlieger bzw. deren private Wasserversorgung nicht zu erwarten und die Einholung weiterer Fachgut-
achten nicht mehr erforderlich. Anzuftihren ist, dass Gegenstand des Bauverfahrens die Errichtung
eines Wildgatters mit Unterstandsgebaude ist. Diesbezliglich wird auch auf die Kundmachung des
Stadtamtes Gmunden vom 12.09.2017 verwiesen. Die Tierhaltung auf den Grinlandflachen ist daher
nicht Gegenstand des Bauverfahrens bzw. der baubehdrdlichen Genehmigung. Eine Tierhaltung auf
Grunlandflachen im Rahmen eines landwirtschaftlichen Betriebs ist grundsétzlich zuléssig. Zur Was-
serversorgung des Anrainerobjektes des Berufungswerbers wird noch angemerkt, dass dieses im
Bereich des Anschlusszwanges an die Offentl. Wasserversorgung in der Traunsteinstraf3e liegt und
dieser bisher deshalb nicht auszuiiben war, da das Objekt unbewohnt ist.

Mit Schreiben vom 22.03.2017 hat der Antragsteller gem. § 24 O0O. BauO 1994 die Errichtung eines
Wildgatters mit Unterstandgebaude beantragt und wurde von der Baubehérde ein Bauverfahren (kein
Anzeigeverfahren) abgewickelt. Der im Bauplan dargestellte Holz- bzw. Lagerschuppen ist nicht Ge-
genstand dieses Baubewilligungsverfahrens.

Gem. § 25 Abs. 1 ziff. 14 sind Stitzmauern und freistehende Mauern mit einer Héhe von mehr als
1,50 m Uber dem jeweils tiefer gelegenen Gelande, sowie Stiitzmauern mit einer aufgesetzten Einfrie-
dung mit einer Gesamthéhe von mehr als 2,50 m tUber dem jeweils tiefer gelegenen Geléande, anzei-
gepflichtig. Eine Bewilligungspflicht sieht der Gesetzgeber unabhéngig von der Lange/Hohe einer
Stltzmauer nicht vor. Daher sind auch Mauern mit einer Lange von 80 m und mehr ebenfalls nur an-
zeigepflichtig. Im Anzeigeverfahren hat lediglich der Anzeiger Parteistellung; Nachbarn haben keine
Parteistellung (VWGH v 15.6.1999, ZI 98/05/0135, u. VfGH v 26.02.1998, B 1485/95). Aus der OO.
BauO 1994 lasst sich eine Parteistellung anderer Personen als des Anzeigers im Anzeigeverfahren
nicht ableiten.

Zusammenfassend wird ausgefihrt, dass das Bauverfahren ordnungsgemaf abgewickelt wurde und
Rechte des Anrainers durch die Bewilligung des Bauvorhabens nicht verletzt wurden.
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Antrag:

Der Gemeinderat moge beschlielen, der Berufung des Berufungswerbers Georg Bammer, vertreten
durch RAe Dr. Andreas Haberl u. Dr. Gotthard Huber, keine Folge zu geben und den angefochtenen
Bescheid des Biirgermeisters als Baubehdrde 1. Instanz vom 03.10.2017, ZI. BauR153/9-46810-2017,
Zu bestatigen.

Begrundung:

Die Uberpriifung hat ergeben, dass das Verfahren ordnungsgeman abgewickelt wurde, die Baubewil-
ligung den gesetzlichen Bestimmungen entspricht bzw. zurecht erfolgt ist und Nachbarrechte durch
die Erteilung der Baubewilligung nicht verletzt werden.

Rechtsgrundlage in der jeweils geltenden Fassung:

§ 66 Abs. 4 des AVG 1991, BGBI, Nr. 1991/51

Beschluss: mehrheitlich genehmigt
35 JA-Stimmen: OVP (19); FPO (5); SPO (5); BIG (3); GRUNE (3);
1 Stimmenthaltung: BIG (1): GR Mag. Pucher
Bgm. Mag. Krapf nahm wegen Befangenheit an der Beratung und Abstimmung nicht teil.

47. Beratung und Beschlussfassung tber die Berufung der Saison Gastro GmbH., An-
ton-Brucknerstral3e 3a, 4863 Seewalchen, gegen den Gebuhrenbescheid des Blirger-
meisters vom 14.8.2017, womit Barauslagen in der H6he von Euro 877,39 im Zusam-
menhang mit einer errichteten Werbeanlage am Objekt BahnhofstralRe 29, vorge-
schrieben wurden;

GR Mag. Dr. Bergthaler:

Aus dem Verfahrensakt ergibt sich nachstehender fiir die Entscheidung mafR3geblicher Sachverhalt:

Mit Bescheid des Biirgermeisters vom 14.08.2017 wurden der Saison Gastro GmbH., Martin Steirer,
Anton-Bruckner-StraRe 3a, 4863 Seewalchen am Attersee, Barauslagen in der Hohe von Euro 877,39
im Zusammenhang mit einer konsenslos errichteten Werbeanlage am Objekt BahnhofstraBe 29, vor-
geschrieben.

Mit Schreiben vom 01.09.2017 (e-mail) wurde gegen den vorgenannten Bescheid des Birgermeisters
innerhalb offener Frist das Rechtsmittel der Berufung eingebracht.

Hierin wird ausgefihrt:

Wir erheben in offener Frist gegen den Bescheid Einspruch BauR1-153-47114-2017

Begrundung:

Wir wurden auf die Notwendigkeit eines Sachverstédndigen Gutachtens und daraus resultierenden
Kosten nie hingewiesen! Bitte um positive Erledigung

Hierzu wird ausgefihrt:

Der Einschreiter hat konsenslos auf der Fassade des Objektes Bahnhofstral3e 29, eine Werbeanlage
mit einer GréfRe von 7,9 x 2,5 m angebracht. Mit Schreiben vom 14.04.2017 hat der Einschreiter um
Genehmigung unter Anschluss eines Fotos hieflir beim Stadtamt Gmunden angesucht. In der Sitzung
des Bauausschusses vom 16.05.2017 wurde die Werbeanlage negativ beurteilt und beschlossen,
dass nach einem Gesprach mit Eigentiimer/Inhaber erforderlichenfalls die notwendigen Veranlassun-
gen fir eine Entfernung vorgenommen werden sollten. Darauf hin wurde der Antrag v. 14.04.2017 mit
Schreiben v. 25.05.2017 zuriickgezogen und gleichzeitig ein neuerlicher Antrag (mit weiterem Schrei-
ben v. 25.05.2017) um Genehmigung gestellt. In diesem neuen Antrag wurde ua. im Falle einer positi-
ven Erledigung ,angeboten”, das gesamt Objekt mit einer neuen Fassadenfarbelung zu versehen und
somit auch aus Ortsbildsicht aufzuwerten.

In der Folge wurde das Arch. Biro Hinterwirth mit der Ausarbeitung einer fachlichen Stellungnahme
zur Beurteilung der Auswirkungen auf das Orts- u. Landschaftsbild vom Stadtamt Gmunden beauf-
tragt. Fur diese Stellungnahme wurde ein Betrag von Euro 877,39 der Stadtgemeinde Gmunden in
Rechnung gestellt. Mit Schreiben des Stadtamtes Gmunden vom 31.07. 2017 wurde der Einschreiter
in Kenntnis gesetzt, dass die entstandenen Kosten der Stadtgemeinde Gmunden zur Ganze zu erset-
zen sind und wurde gleichzeitig Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb eines Zeitraumes vom 7
Tagen nach Erhalt des Schreibens eingeraumt (Parteiengehor). Von dieser Gelegenheit hat der Ein-
schreiter nicht Gebrauch gemacht und ist das Vorbringen in der Berufung, wonach er hinsichtlich Be-
auftragung eines Sachverstandigen und der entstehenden Kosten nie in Kenntnis gesetzt wurde, un-
richtig.
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Bezuglich Vorschreibung der Bauauslagen ist noch folgendes anzufiihren:

Grundsatzlich sind die Kosten fiir die Tatigkeit der Behérden im Verwaltungsverfahren vom zustandi-
gen Rechtstrager zu beschreiten und auch zu tragen (§ 75 Abs. 1 u. 2 AVG). Davon bestehen jedoch
ua. fur den Ersatz der behordlichen Barauslagen durch Parteien und Beteiligte (8 76 AVG) Ausnah-
men. Unter Barauslagen sind notwendige Kosten zu verstehen, die der Behorde aus Anlass konkreter
Amtshandlungen erwachsen und die tber den allgemeinen Aufwand der Behérde hinausgehen. Zu
den Barauslagen zahlen auch die Gebuhren, die den nicht amtlichen Sachverstandigen zustehen.
Barauslagen sind nach dem Verursacherprinzip im Allgemeinen von der Partei zu ersetzen, die den
verfahrenseinleitenden Antrag gestellt hat. Stets sind die Auslagen dabei zunéachst von der Behorde
zu bestreiten. Sie hat (hachdem sie die Gebuhren der Sachverstéandigen bezahlt hat) diese Kosten mit
Bescheid vorzuschreiben, worauf die Partei der Behdrde gegenlber die Zahlung zu leisten hat (vgl.
VWGH v. 18.09.1996, 95/03/0209). Das AVG geht bei der Bestreitung und Refundierung der Kosten
von einem hoheitlichen Verhéltnis zwischen Behdrde und Partei aus. Eine Auferlegung von Kosten in
der Form eines Auftrags, die Vergitung direkt — z.B. an den nicht amtlichen Sachverstandigen, ist
nach AVG unzuldssig (vgl. Walter/Mayr, Verwaltungsverfahrensrecht, 7. Auflage, Randzahl 678, mit
weiteren Nachweisen, insbesondere VwGH vom 17.05.1993, 90/10/0058, sowie VwGH vom
26.06.1990, 89/05/0004).

Zusammenfassend wird ausgefihrt, dass der Einschreiter durch die konsenslose Anbringung einer
Werbeanlage am Objekt Bahnhofstra3e 29, die Einholung einer fachlichen Stellungnahme erforderlich
machte. Aus h. Sicht handelt es sich um eine Uber den allgemeinen Aufwand hinausgehende Amts-
handlung und wurde daher die Refundierung der anfallenden Barauslagen dem Einschreiter mittels
Bescheid zurecht vorgeschrieben. Angemerkt wird weiters noch, dass der Einschreiter die Bauanzeige
v. 25.05.2017 mit Schreiben v. 27.07.2017 zuriickgezogen und sich zu einer deutlichen Verkleinerung
der Werbeanlage auf 2,5 x 2,7 m verpflichtet hat.

Antrag:

Der Gemeinderat mdge beschlieRen, der Berufung des Berufungswerbers Saison Gastro GmbH.,
Martin Steirer, keine Folge zu geben und den Geblhrenbescheid des Birgermeisters vom
14.08.2017, ZI. BauR1-153/9-47114-2017, zu bestéatigen.

Begrindung:

Die Uberpriifung hat ergeben, dass das Verfahren ordnungsgemaR abgewickelt wurde und die Vor-
schreibung der Barauslagen zu recht erfolgte.

Rechtsgrundlage in der jeweils geltenden Fassung:

§ 66 Abs. 4 AVG 1991, BGBI. Nr. 1991/51

GR." Mag.? Fritz regt an, in Zukunft kostensparender vorzugehen und den Antragsteller rechtzeitig auf
die Notwendigkeit von Sachverstandigen-Gutachten und daraus resultierenden Kosten hinzuweisen.
GR Mag. Dr. Bergthaler schlief3t sich dem an.

Der Vorsitzende, Vzbgm. DI (FH) Schlair, lasst Giber den Antrag abstimmen.
Beschluss: mehrheitlich genehmigt
33 JA-Stimmen: OVP (19); FPO (2); SPO (5); BIG (4); GRUNE (3);
3 Stimmenthaltungen: FPO (3): Vzbgm." Enzmann, GR Trieb, GR DI Fritz
Bgm. Mag. Krapf nahm wg. Befangenheit an der Beratung und Abstimmung nicht teil.

Bgm. Mag. Krapf tbernimmt wieder den Vorsitz.

48. Beratung und Beschlussfassung uber die Einbringung einer Berufung gegen das
Urteil des Bezirksgerichtes Gmunden vom 24.07.2017, 3 C 193/16t-44;

GR Mag. Dr. Bergthaler:

Mit Schriftsatz vom 15.03.2016 wurde das im Rathaus gelegene und von Dr. Klaus Krebs gemietete
Geschéftslokal im Gesamtausmal von 75,26 m2 unter Heranziehung des Kiindigungsgrundes des
Eigenbedarfes gemafl § 30 Abs. 2 Ziff. 11 MRG aufgekindigt. Dieser Kindigungsgrund liegt vor,
wenn die aufzukiindigenden Raumlichkeiten fir Zwecke der 6ffentlichen Verwaltung bendtigt werden
und die beabsichtigte Verwendung in hoherem Mal3 den Interessen der Verwaltung dient als die ge-
genwartige Verwendung des Vermietungsobjektes. Die aufkiindigende Partei ist allerdings verpflichtet,
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der Mieterin einen nach Lage und Beschaffenheit angemessenen Mietgegenstand anzubieten. Das
Erstgericht hat im Zuge des Verfahrens den Eigenbedarf der Stadtgemeinde Gmunden bejaht und die
Gleichwertigkeit des angebotenen Ersatzmietgegenstandes an der Ecke Theatergasse/Am Gaben
festgestellt, jedoch das Kiundigungsbegehren abgewiesen, da der eingeforderte Mietzins fir den Er-
satzmietgegenstand hoéher bemessen wurde als der der von der mietenden Partei fir die Geschéafts-
raumlichkeiten im Rathaus zu zahlen ist. Diese Rechtsansicht stiitzt sich auf eine Judikatur zum Mie-
tengesetz, welches seit 1975 durch das Mietrechtsgesetz ersetzt wurde. Da zur aktuellen Rechtslage,
soweit ersichtlich, keine hochstgerichtliche Judikatur vorliegt und die Rechtsansicht des Bezirksgerich-
tes Gmunden als unzutreffend beurteilt wird, wurde rechtzeitig das Rechtsmittel der Berufung erho-
ben. Das LG Wels hat als Berufungsgericht nunmehr die Stadtgemeinde aufgefordert bis Janner 2018
einen Gemeinderatsbeschluss vorzulegen, mit welchem die Zustimmung zur Berufungserhebung er-
teilt wurde.

Antrag:
Der Gemeinderat erteilt die Zustimmung zur Erhebung des Rechtsmittels der Berufung gegen das
Urteil des Bezirksgerichtes Gmunden vom 24.07.2017, 3 C 193/16t-44, mit welchem die mit Beschluss
des Bezirksgerichtes Gmunden vom 21.03.2017, 3 C 193/16t-3, ausgesprochene Kindigung des
Mietverhéltnisses betreffend das Geschéftslokal im Erdgeschold des Rathauses, bestehend aus drei
Raumen im Gesamtausmald von 75,26 m2, mit dem Eingang rechts vom Haupteingang des Rathauses
und auch rechts vom Eingang zur Tourismusinformation, aufgehoben wurde und das Klagebegehren,
die beklagten Parteien seien schuldig, den Bestandgegenstand Geschéftslokal im ErdgescholR des
Rathauses, bestehend aus drei RAumen im Gesamtausmald von 75,26 m2, mit dem Eingang rechts
vom Haupteingang des Rathauses und auch rechts vom Eingang zur Tourismusinformation, binnen
14 Tagen nach dem 30.06.2016 bei sonstiger Exekution zu Ubergeben, abgewiesen wurde.
Beschluss: mehrheitlich genehmigt
35 JA-Stimmen: OVP (19); FPO (5); SPO (5); BIG (4); GRUNE (2);

1 Gegenstimme: GRUNE (1): GR." Harringer

1 Nicht anwesend: GR Reingruber (OVP)

49. Beratung und Beschlussfassung hinsichtlich der Ubertragung des Beschlussrech-
tes an den Ausschuss flir Rechtsangelegenheiten zur Klagserhebung bei einem or-
dentlichen Gericht, ausgenommen von Mahnklagen, sowie zur Einbringung eines
Rechtsmittels gegen Entscheidungen der ordentlichen Gerichte;

GR Mag. Dr. Bergthaler:

Fur die Einbringung einer gerichtlichen Klage sowie fur die Erhebung eines Rechtsmittels gegen ein
gerichtliches Urteil ist ein Gemeinderatsbeschluss erforderlich. Eine Ausnahme besteht nur fur die
Einbringung von Mahnklagen; diese kénnen bis € 2.000,00 mit Zustimmung durch den Birgermeister
und ab € 2.000,00 mit Zustimmung des Stadtrates erhoben werden.

Aufgrund der dargestellten Rechtslage kann durchaus die Notwendigkeit entstehen, kurzfristig zur
Geltendmachung notwendiger gerichtlicher Schritte, eine Gemeinderatssitzung anzuberaumen, was
einen bestimmten zeitlichen, organisatorischen und finanziellen Aufwand bedeutet. Aus diesem Grund
wird vorgeschlagen, gemaR 8 44 Abs. 2 O6. Gemeindeordnung 1990, das dem Gemeinderat zu-
stehende Beschlussrecht im Interesse der ZweckmaéaRigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostener-
sparnis, dem Ausschuss fir Rechtsangelegenheiten durch Verordnung zu tbertragen.

Derartige Ubertragungsverordnungen treten jedenfalls mit Ablauf der Funktionsperiode des Gemein-
derates aulRer Kraft.

Die Verordnung bedarf eines Beschlusses des Gemeinderates mit %-Mehrheit.

StR. Sageder erklart, dass der Rechtsausschuss ein beratendes Gremium ist und die SPO zur Frist-
wahrung in solchen Rechtsverfahren, die Mdéglichkeit des Rechtsausschusses, Rechtsmittel einzu-
bringen sehr wohl positiv sieht, die Einbringung von Klagen geht jedoch der SPO zu weit. Dadurch
bestiinde die Mdoglichkeit, dass durch den Rechtsausschuss Klagen in Millionenhéhe eingebracht
werden kdnnen, die viel Geld kosten und wiirde weiters der Gemeinderat erst danach informiert. Wei-
ters mussen Entscheidungen zur Einbringung einer Klage nicht so kurzfristig getroffen werden.

GR Mag. Dr. Bergthaler pladiert aufgrund der vier Wochen Frist, die Einbringung von Rechtsmittel auf
jeden Fall an den Ausschuss flir Rechtsangelegenheiten zu Gbertragen.

GR Hochegger schlagt vor, eventuell nur fir den konkreten Fall Krebs einen Beschluss betreffend
Raumungsklage herbeifiihren.
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GR John winscht sich, dass hier weiter gearbeitet werden kann und schléagt eine Befristung ev. auf
ein Jahr bzw. fur die Dauer des Verfahrens oder auf einen bestimmten Fall vor (Krebs).

GR. Dr. Schneditz-Bolfras halt fest, dass der Rechtsausschuss sicherlich keine Millionenklagen ein-
bringen wird und er daher den Kompromissvorschlag unterbreitet, bei Klagen einen Grenzwert zu
setzen, z.B. Klagen bis zu einem Streitwert von z.B. € 20.000,00 oder € 25.000,00 dem Rechtsaus-
schuss zu Ubertragen.

GR Mag. Dr. Bergthaler spricht sich bei Klagen fiir eine Begrenzung aus und lasst Uber folgenden
Antrag abstimmen:

Antrag:

Der Gemeinderat moge die Ubertragung des ihm zustehenden Rechtes der Beschlussfassung zur
Erhebung einer Klage bei einem ordentlichen Gericht bis zu einem Streitwert von € 25.000,00, mit
Ausnahme von Mahnklagen, sowie zur Einbringung eines Rechtsmittels gegen eine Entscheidung
eines ordentlichen Gerichtes (unabhangig vom Streitwert), im Interesse der Zweckmafigkeit, Rasch-
heit, Einfachheit und Kostenersparnis, an den Ausschuss fir Rechtsangelegenheiten It. Beilage./H
(Verordnung) beschliel3en.

Auf die Bitte von GR." Dr." Hitzenberger, dass nach Klagseinbringung dem Gemeinderat in der
nachsten Sitzung Bericht zu erstatten ist, erklaren die Gemeinderate Mag.? Fritz und Mag. Dr.
Bergthaler sowie Stadtamtsdirektor Dr. Pseiner, dass dies ohnehin gesetzlich vorgesehen ist.

Bgm. Mag. Krapf lasst iiber den Antrag abstimmen.

Beschluss: mehrheitlich genehmigt

36 JA-Stimmen: OVP (20); FPO (5), SPO (5); BIG (4); GRUNE (2);
1 Gegenstimme: GRUNE (1): GR." Harringer

50. Beratung und Beschlussfassung tiber den Abschluss eines Baurechtsvertrages
zwischen der Stadtgemeinde Gmunden und der Technologiezentrum Salzkammergut
GmbH., KrottenseestralRe 45, 4810 Gmunden, zur Errichtung eines weiteren Technolo-
giezentrums;

GR Mag. Dr. Bergthaler:

Die Technologiezentrum Salzkammergut GmbH. plant die Errichtung eines weiteren Gebaudes auf
einer Teilflache der Liegenschaft EZ 864 GB 42156 Schlagen, welche im Eigentum der Stadtgemein-
de Gmunden steht. Voraussetzung hiefir ist die Bestellung eines Baurechtes durch die Stadtgemein-
de Gmunden It. dem vorliegenden Vertrag und der angeschlossenen Vermessungsurkunde der DI
Steindl ZT GmbH. vom 20.11.2017, GZ 4109-17.

Der Vertragserrichter hat die im Rechtsausschuss vom 28.11.2017 vorgeschlagenen Klarstellungen
vorgenommen und wurde die Vermessungsurkunde nach den Vorgaben der Bauabteilung hinsichtlich
der AufschlieBung des Grundstiickes 98/7 geringfligig abgeandert.

Der Ausschuss fiir Finanzangelegenheiten hat tGber die Hohe des vorgeschlagenen Baurechtszinses
von € 100,00 beraten und dem Gemeinderat empfohlen, diesem in dieser Hohe die Zustimmung zu
erteilen.

Antrag:
Dem Gemeinderat wird der Abschluss des vorliegenden Baurechtsvertrages (Beilage ./I) empfohlen.

StR. DI KaBmannhuber erklart, dass sich die BIG fur den Ausbau des Technologiezentrums aus-
spricht, sieht aber ebenfalls, dass damit fur viele Jahre die Chance vertan wird, auch Arbeitsplatze in
die Innenstadt zu bringen. Er informiert, dass mit der heutigen Technik auch dezentral Arbeitsplatze
wie diese in der Innenstadt geschaffen werden kénnten. Weiters halt er fest, dass die architektonische
Gestaltung derzeit noch wenig zufriedenstellend ist, er sich aber optimistisch zeigt, dass diese noch
verbessert wird.

StR. Frostel MSc beflrwortet ebenfalls, Betriebe dieser Art in die Innenstadt zu bringen, denn alles
was die Innenstadt belebt ist gut. Er bejaht aber auch den Ausbau und berichtet, dass das Technolo-
giezentrum dzt. 90 Arbeitsplatze beherbergt, mit dem Ausbau zusétzliche 60 Arbeitsplatze und auch
eine Infrastruktur fur junge Unternehmen und Startups, die auch die Stadt beleben, geschaffen wer-
den.
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Bgm. Mag. Krapf lasst iber den Antrag abstimmen.
Beschluss: mehrheitlich genehmigt
32 JA-Stimmen: OVP (19); FPO (5); SPO (5); GRUNE (3);
4 Stimmenthaltungen: BIG (4): StR. DI KaRmannhuber, GR." Hausherr, GR Mag. Pucher,
GR." Dr." Hitzenberger;
GR Dr. Schneditz-Bolfras nahm wg. Befangenheit an der Beratung und Abstimmung nicht teil.

51. Beratung und Beschlussfassung tiber den Abschluss eines Ubereinkommens zwi-
schen der Stadtgemeinde Gmunden und der OBB-Infrastruktur Aktiengesellschaft,
Praterstern 3, 1020 Wien, zur Neuerrichtung der Verbindungsstrafie Theresienthal-
stral3e - Aubauerstralie;

GR. Mag. Dr. Bergthaler:

Voraussetzung des Beginns der Bauarbeiten zur Errichtung eines Kreisverkehrs im Bereich der Ab-
zweigung von der Theresienthalstral3e, der Errichtung einer von der Theresienthalstral3e abzweigen-
den Verbindungsstrae nach Pinsdorf, der Verlegung der Gmundnerberg Runse, des Umbaus des
bestehenden Durchlasses sowie diverser BegleitmalRnahmen durch die OBB-Infrastruktur Aktienge-
sellschaft, ist der Abschluss des vorliegenden Ubereinkommens.

Dieses Ubereinkommen beriicksichtigt bereits die Abanderungsvorschlage, welche aufgrund der Be-
ratungen im Ausschuss fiir Rechtsangelegenheiten vom 28.11.2017 der OBB-Infrastruktur Aktienge-
sellschaft bekannt gegeben wurden.

Antrag:
Zustimmung zum Abschluss des Ubereinkommens (Beilage . /J).

GR DI Kienesberger fuhrt aus, dass zu dieser geplanten Stral3e einige positive Argumente angefihrt
werden koénnen, z.B. Ersatz fur die ehemalige StralRe nach Pinsdorf, glnstige Finanzierung fir die
Stadtgemeinde durch die Ubernahme der Baukosten durch die OBB, Ausweichmdglichkeit im Falle
einer Sperre der B 145.

Folgende Argumente sprechen jedoch gegen den Bau dieser Stral3e:

o0 Der Mensch reagiert auf Anreize. Mit dem Bau der Unterfiihrung beim neuen Bahnhof und der
Sperre fur PKW's wurden Anreize fir Menschen zu Ful3 und mit dem Rad geschaffen und der
Autoverkehr reduziert. Durch den Bau der ErsatzstralRe, werden Anreize fur das Autofahren
geschaffen. Im Hinblick auf den Klimaschutz vertritt er den Standpunkt, keine Anreize mehr fur
den motorisierten Individualverkehr zu schaffen.

o Die Siedlung in der Gemeinde Pinsdorf zwischen der Bahn und dem Ortszentrum hat friher sehr
durch den Autoverkehr gelitten. Mit der jetzigen Situation ist die Wohnqualitat deutlich besser.
Durch den Bau der neuen Verbindungsstral3e wirde die Wohnqualitéat wieder spirbar schlechter.

o Die Gemeinde hat mit dem Voranschlag durchaus einen Sparwillen gezeigt — siehe Sanierung
Rathausplatz. Obwohl die Finanzierung der Stral3e fir die Stadtgemeinde gunstig ist, sehen die
Grinen andere Prioritéaten.

Aus den angefuhrten Griinden lehnen die Griinen die Neuerrichtung der VerbindungsstralRe ab.

StR. Sageder erklart, dass damals auch ein Plan fiir eine fiir Autos geeignete Unterflihrung vorlag,
jedoch aus folgenden Griinden davon Abstand genommen wurde:

a) nach Bekanntgabe der Kosten ist das Land OO bei der finanziellen Beteiligung abgesprungen und
b) durch die erforderliche Tiefe ware die Errichtung einer 10 m hohen Betonmauer mit S-Kurven-
Abfahrt erforderlich gewesen.

Er berichtet, dass damals vielen Personen zugesagt wurde, sich um eine neue Verbindungsstral3e zu
kimmern und, dass sich die Gemeinde Pinsdorf leider finanziell nicht beteiligt. StR. Sageder verweist
auf das dort situierte Fachmarktzentrum, mit hohem Steueraufkommen, welches nun mit dieser Stich-
straRe wieder an das Gemeindestrallennetz Gmunden angebunden wird. Weiters wird durch die Er-
richtung dieser Spange auch das Geschwindigkeitsproblem in diesem Bereich der Theresienthalstra-
Be geldst.

GR."Dr." Hitzenberger entgegnet, dass es ein gunstiges Instrument gibt, Geschwindigkeiten zu redu-

zieren, und zwar die Radarkasten. Sie sieht grundséatzlich keinen Grund fiur die Errichtung dieser
StralRe. Sie berichtet, dass aus den Medien zu entnehmen ist, dass sich der Pinsdorfer Birgermeister
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Uber die Errichtung dieser StrafRe sehr freut und sie daher nicht versteht, dass Gmunden hier alleini-
ger Zahler ist.

GR KR Colli widerspricht StR. Sageder, da niemals eine Unterfihrung fiir Stockbusse gewollt wurde.
Er berichtet Uber die damals vorliegenden Angebote zw. € 2,4 bis € 5.3 Mio., Uber die Stadtratsbe-
schliisse mit billigster Lésung, Gber Ampelregelungen und ber die damalige Beteiligungszusage von
Pinsdorf. GR KR Colli meint, dass es viele unterschiedliche Regelungen gab und nun die schlechteste
Regelung vorliegt. Durch den Bau dieser Spange leidet ein Pinsdorfer Wohngebiet wieder unter mehr
Verkehr - er verstehe daher vieles nicht. Er halt fest, dass diese Stra3e dkologisch und volkswirt-
schaftlich ein Unsinn ist und schlégt vor, diese Spange nicht zu errichten und somit viel Geld einzu-
sparen.

GR John berichtet tiber damalige Gesprache mit der OBB betreffend die Auflassung von Bahniiber-
gangen entlang der Salzkammergutstrecke, Uber die nicht gelungene Unterfilhrung Hatschek und die
geplanten Schliefungen von Bahnibergangen in Pinsdorf. Er ist stolz auf den neuen Bahnhof und die
leider jetzt schon wieder viel zu klein gewordene Park & Ride-Anlage und meint, dass die Stadt bei
den Verhandlungen mit den OBB in gewissen Sachen nachgeben hat miissen. Er glaubt, dass mit
dieser Spange eine relativ kostenginstige Moglichkeit geschaffen wurde, Gmundner Betriebe, welche
Kommunalsteuer zahlen, wieder an das Gmundner Stral3ennetz anzubinden.

GR KR Colli stellt nochmals klar, dass hier Geld verschwendet wird. Er stimmt den Aussagen von GR
John nicht zu, denn die OBB kann nur mit Zustimmung der Gemeinde Bahnulibergénge schlieRen.
GR John entgegnet, dass Gmunden dann immer noch den alten Bahnhof hatte.

Bgm. Mag. Krapf mochte personlich die Vergangenheit ruhen lassen, niemandem einen Vorwurf ma-
chen und in die Zukunft schauen. Er entnimmt aus verschiedensten Medienkanélen, dass ein Grof3teil
der Pinsdorfer und Gmundner Bevolkerung diese Spange will und verliest als Beispiel eine erst ges-
tern eingelangte E-Mail einer Pinsdorferin. Bgm. Mag. Krapf freut sich als selbst Betroffener auf die
neue Stral3e.

Bgm. Mag. Krapf lasst nun Gber den vorhin vorgetragenen Antrag abstimmen.

Beschluss: mehrheitlich genehmigt .

25 JA-Stimmen: OVP (19); SPO (5); FPO (1): GR." Mag.? Fritz

11 Gegenstimmen: FPO (4): Vzbgm." Enzmann, GR KR Colli, GR Trieb, GR DI Fritz;
BIG (4): StR. DI KaBmannhuber, GR." Hausherr, GR. Mag. Pucher,
GR." Dr." Hitzenberger; GRUNE (3): GR." Mag.? Bors, GR DI Kienesberger,
GR." Harringer;

GR Weichselbaumer (OVP) nahm wg. Befangenheit an der Beratung und Abstimmung nicht teil.

52. Beratung und Beschlussfassung tiber den Abschluss eines Dienstbarkeitsvertra-
ges mit der NEU-BAU Invest- und Management GmbH., 4810 Gmunden, Moosbergweg
55, zur Einrdumung des Rechtes des Gehens und Fahrens mit Fahrzeugen aller Art auf
dem Grundstiick 162/11, KG 42116 Gmunden;

GR Mag. Dr. Bergthaler:

Die NEU-BAU Invest- und Management GmbH., Moosbergerweg 55, 4810 Gmunden plant die Be-
bauung der Liegenschaft EZ 589, KG 42116 Gmunden, Kapellenweg 5. Als AufschlieBungsstral3e soll
das gemeindeeigene Grundstiuck 162/11, welches vom Grundstick zur Johann Tagwerker-Straf3e
fuhrt, dienen. Bei diesem Grundstick handelt es sich nicht um 6ffentliches Gut. Es ist daher die Ein-
raumung eines Geh- und Fahrtrechtes zugunsten des Grundstickes 161/13 der EZ 589 KG 42116
Gmunden It. beiliegendem Dienstbarkeitsvertrag erforderlich.

In diesem Zusammenhang wird mitgeteilt, dass das Bauvorhaben bereits dem Gestaltungsbeirat vor-
gelegt wurde und dieser ein positives Gutachten erstellt hat.

Der Ausschuss fur Rechtsangelegenheiten hat sich mit diesem Dienstbarkeitsvertrag in seiner Sitzung
am 28.11.2017 befasst und empfiehlt dem Gemeinderat einstimmig die Beschlussfassung.

Antrag:

Der Gemeinderat mége den vorliegenden Dienstbarkeitsvertrag (Beilag ./K) mit der NEU-BAU Invest-
und Management GmbH., 4810 Gmunden, Moosbergweg 55, beschlie3en.
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Beschluss: mehrheitlich genehmigt
36 JA-Stimmen: OVP (20); FPO (5); SPO (4); BIG (4); GRUNE (3);
1 Stimmenthaltung: SPO (1): GR Hochegger

53. Beratung und Beschlussfassung tber die Ausweitung der Verordnung "Sektorales
Bettelverbot" vom 29.09.2016 auf den jahrlich stattfindenden Portiuncula-Markt und
Topfermarkt;

Vzbgm." Enzmann:

In der Sitzung des Ausschusses fiur Sicherheitsangelegenheiten vom 28.09.2017 wurde einstimmig
die Ausweitung des sektoralen Bettelverbotes auf den Topfermarkt und den Portiuncula-Markt befr-
wortet und dem Gemeinderat eine diesbezlgliche Verordnung zur Beschlussfassung empfohlen. Die
Landespolizeidirektion OO hat die beabsichtigte Erlassung dieser Verordnung zur Kenntnis genom-
men. Mit Schreiben vom 24.10.2017 hat die Gemeindeaufsicht keine Bedenken gegen den vorgeleg-
ten Entwurf, mit welcher das sektorale Bettelverbot auf den Topfermarkt und den Portiuncula-Markt
ausgeweitet werden soll, gedufRert. FUr eine endgultige Prufung ist allerdings die Dokumentation von
durch die Stadtpolizei Gmunden festgestellten Missstéanden bei diesen Méarkten vorzulegen.

Antrag:
Ausdehnung des sektoralen Bettelverbotes auf den Tdpfermarkt und Portiuncula-Markt It. beiliegender
Verordnung (Beilage /L).

GR." Mag.? Bors kann verstehen, dass es unangenehm ist, bettelnden Menschen zu begegnen, meint
aber, dass es nicht Aufgabe der Gemeinde ist, Leute davor zu bewahren, sich mit Armut auseinander-
zusetzen. Sie erklart, dass diese Menschen nur die ,Warnblinklampen* der Gesellschaft sind und ver-
weist auf die soziale Ungleichheit. Ihrer Meinung nach ware die Allgemeinheit gut beraten, nicht die
Armen zu bekdmpfen, sondern die Armut.

Vzbgm." Enzmann legt klar, dass durch die Bettler im dichten Gedréange die Ausiibung des Marktes
behindert wird.

GR." Harringer meint, dass dieses Argument hinkt, denn wenn Bettler stéren, dann stéren irgendwann
auch herumstehende alte Leute, Radfahrer und Kinderwagen.

GR Attwenger stellt klar, dass aktives und aggressives Betteln stort und dem soll mit dieser Verord-
nung vorgebeugt werden. Er verweist auf die Schilderungen der Polizei im Ausschuss fiir Sicherheits-
angelegenheiten und auf die Beschwerden aus der Bevélkerung.

StR." Schénleitner erklart, dass hier nicht gegen Armut gehandelt wird, sondern gegen ,organisiertes
Betteln“ in Gruppen (Bettelmaffia).

GR." Mag.? Bors verweist auf ein hiefiir zustiandiges Gesetz gegen aggressives Betteln.

Vzbgm." Enzmann halt nochmals fest, dass der Ablauf des Marktes gestért und behindert wird und
die Mdglichkeit besteht, ,stilles” Betteln zu gewissen Zeiten und an gewissen Orten zu verbieten.

Bgm. Mag. Krapf lasst Gber den Antrag abstimmen.

Beschluss: mehrheitlich genehmigt

32 JA-Stimmen: OVP (18); FPO (5); SPO (5); BIG (4); _
3 Gegenstimmen: GRUNE (3): GR." Mag.? Bors, GR DI Kienesberger, GR." Harringer
2 Stimmenthaltungen: OVP (2): GR. Mag. Dr. Bergthaler und GR Ing. Bauer BSc. MA;

54. Beratung und Beschlussfassung tber die Aufhebung der Verordnung des Ge-
meinderates vom 06.07.2017, mit welcher die Zustandigkeit zur Abwicklung des Bau-
vorhabens "Sanierung Tennishalle Gmunden" vom Gemeinderat auf den Stadtrat
Ubertragen wurde;

Bgm. Mag. Krapf:

Mit Beschluss des Gemeinderates vom 06.07.2017 wurde das Beschlussrecht zur Auftragsvergabe
hinsichtlich der Sanierung der Tennishalle Gmunden an den Stadtrat Ubertragen. Voraussetzung fir
diese Verordnung war die aufsichtsbehdordliche Genehmigung des gleichzeitig beschlossenen Finan-
zierungsplanes. Diese aufsichtsbehordliche Genehmigung verzégerte sich, sodass die Voraussetzung
zur Erlassung dieser Delegierungsverordnung nicht gegeben war und die Gemeindeaufsicht mit
Schreiben vom 14.08.2017 die Aufhebung dieser Verordnung verlangte. Inzwischen wurden die Bau-
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auftrage durch den Gemeinderatsbeschluss vom 21.09.2017 genehmigt, sodass die urspringliche
Delegierungsverordnung nunmehr hinfallig ist.

Antrag:

Die Verordnung des Gemeinderates vom 10.07.2017 wird aufgehoben (Beilag ./M).
Beschluss: einstimmig genehmigt

1 Nicht anwesend: GR Lang (OVP)

55. Beratung und Beschlussfassung betreffend Kinderbetreuungseinrichtungsord-
nung;

GR Andefner:

Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden hat die derzeit giiltige Kinderbetreuungseinrichtungs-
verordnung in seiner Sitzung am 6. Juli 2017 die beschlossen.

Auf Grund einer notwendigen Anderungen durch die Einfiihrung Elternbeitragsplicht fir den Besuch
der Kinderbetreuungseinrichtungen ab 1.2.2018, hat sich der Kindergarten-, Jugend- und Schulaus-
schuss in seiner 7. Sitzung am 5. Dezember 2017 mit dem Thematik befasst und dem Gemeinderat
folgende Anderungen in der Kinderbetreuungseinrichtungsordnung zur Beschlussfassung empfohlen:

a) Anderung der Offnungszeiten in den Krabbelstuben:
Bisher:
Montag bis Donnerstag von 7.30 Uhr bis 15.00 Uhr
Freitag von 7.30 Uhr bis 13.30 Uhr

NEU:
Montag bis Donnerstag — Halbtag von 7.15 Uhr bis 13.00 Uhr
Montag bis Donnerstag — Ganztag von  7.15 Uhr bis 15.00 Uhr

Freitag 7.15 Uhr bis 13.00 Uhr
b) Anderungen der Offnungszeiten im Kindergartenbereich:
Bisher:
Montag bis Donnerstag 7.30 bis 16.00 Uhr
Freitag 7.30 bis 13.30 Uhr (Kdg. Stadt bis 16.00 Uhr
NEU:
Montag bis Donnerstag — Halbtag 7.30 bis 13.00 Uhr
Montag bis Donnerstag — Ganztag 7.30 bis 16.00 Uhr
Freitag 7.30 bis 13.00 Uhr
Kdg. Stadt Freitag Ganztag 7.30 bis 16.00 Uhr

c) Anderung des Punkt 5 der KBEO , Elternbeitrage. Beitragsfreiheit

a. Der Kindergartenbesuch oder der Besuch einer Krabbelstubengruppe ist fir Kinder mit
Hauptwohnsitz in Oberdsterreich vom vollendeten 30. Lebensmonat bis zum Schuleintritt
bis 13:00 Uhr nach MaRRgabe der Bestimmungen der Novelle zum Od8. Kinderbetreuungsge-
setz .o..oeue.... beitragsfrei.

b. Ab 13.00 Uhr ist der Besuch von Kindergarten und Krabbelstuben beitragspflichtig.

c. Fir Kinder die jinger als 30 Monate sind und fur Kinder die keinen Hauptwohnsitz in Oberéster-
reich verfiigen, ist ein Elternbeitrag zu leisten.

Diese Kinderbetreuungseinrichtungsordnung soll mit 1. Februar 2018 in Kraft und gleichzeitig soll die
vom Gemeinderat am 6. Juli 2017 beschlossene Kinderbetreuungseinrichtungsordnung aufRer Kraft
treten.

Antrag:

Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden moge die Uberarbeitete Kinderbetreuungseinrich-
tungsordnung (Beilage ./N), wie vorgetragen, beschliel3en.

GR Erich Auer spricht sich generell gegen die Einfihrung dieser Nachmittagsbeitrage aus, erklart
aber, dass die Gemeinden hier machtlos sind und verweist auf das Land.
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Bgm. Mag. Krapf lasst iber den Antrag abstimmen.

Beschluss: mehrheitlich genehmigt

32 JA-Stimmen: OVP (19); FPO (5); SPO (4); BIG (4); _
3 Gegenstimmen: SPO (1): GR." Auer; GRUNE (2): GR." Mag.® Bors, GR." Harringer
2 Nicht anwesend: GR Lang (OVP) und GR DI Kienesberger (GRUNE)

56. Beratung und Beschlussfassung tiber die Anderungen der Allgemeinen Ge-
schaftsbedingungen der Stadtgemeinde Gmunden;

GR Mag. Dr. Bergthaler:

Die Allgemeinen Geschéftsbedingungen der Stadt Linz dienen immer als Vorlage fur die AGB der
Stadtgemeinde Gmunden. Diese wurden seit dem Jahr 2008 nicht mehr aktualisiert. Daher wurden
diese jetzt an die Fassung des Linzer Gemeinderatsbeschlusses vom 17. Oktober 2013 angepasst.

In der Sitzung des Ausschusses fur Rechtsangelegenheiten am 28.11.2017 wurde hinsichtlich der
Anderung beraten und nach Abklérung des Pkt. 15.3. die Anpassung der AGB an die aktuelle Fas-
sung der Geschéftsbedingungen der Stadt Linz dem Gemeinderat empfohlen.

Der Pkt. 15.3. der AGB regelt im Wesentlichen die Haftung bei Beschadigungen an bereits erbrachten
Leistungen anderer Unternehmen und an der bestehenden Substanz anteilsméafiig, sofern der Urhe-
ber des Schadens nicht festgestellt werden kann. Von den am Bauvorhaben beteiligten Unternehmen
wird daflir ein Betrag in H6he von max. 0,5 % der jeweiligen Auftrags- / Abrechnungssumme als Si-
cherstellung einbehalten. Dies soll gewahrleisten, dass der Auftraggeber (Stadtgemeinde Gmunden)
nicht alleinig fur die Schadensbehebung bei unbekanntem Verursacher aufkommen muss, sondern
samtliche am Bauvorhaben beteiligte Unternehmen solidarisch dafir haften.

Antrag:
Beratung und Beschlussfassung uber die Anpassung der AGB der Stadtgemeinde Gmunden an die

aktuelle Fassung der Geschéftsbedingungen der Stadt Linz.
Beschluss: einstimmig genehmigt

57. Beratung und Beschlussfassung tber die Unterzeichnung der Resolution gegen
den Ausbau von Atomkraftwerken und gegen die Errichtung von grenznahen Atom-
mullendlagern in Tschechien;

GR Trieb:

Im Jahre 2011 hat der Gemeinderat bereits eine Resolution zum weltweiten Automausstieg unter-
zeichnet.

DI Manfred Doppler vom Anti Atom Komitee hat sich mit einem Schreiben an die Gemeinde Gmunden
gewandt, in dem er ersucht, auf Grund der bedenklichen Entwicklung in Tschechien rund um die
Atommullendlagersuche, bei der nicht mehr die Sicherheit eines Standortes im Vordergrund steht,
sondern nur mehr die Durchsetzbarkeit und dies auch noch dazu in unmittelbarer Nahe zur dsterrei-
chischen Grenze, im Gemeinderat erneut eine Resolution gegen den Ausbau von Atomkraftwerken
und gegen die Errichtung von grenznahmen Atommdllendlagern in Tschechien unterzeichnen zu las-
sen.

GR Trieb bringt den Resolutionstext (Beilage ./O) zur Kenntnis und stellt folgenden

Antrag:

Beratung und Beschlussfassung des Gemeinderates die Resolution gegen den Ausbau von Atom-
kraftwerken und gegen die Errichtung grenznaher Atommoillendlager in Tschechien im Gemeinderat
unterzeichnen zu lassen.

GR." Mag.? Bors begrii3t diese Resolution.

Bgm. Mag. Krapf lasst iber den Antrag abstimmen.
Beschluss: einstimmig genehmigt
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58. Beratung und Beschlussfassung tUber den eingebrachten Antrag der BIG-
Gemeinderatsfraktion (StR. DI KaBmannhuber): Der Gemeinderat mége beschliel3en
fur den Stadtrat fir Bauangelegenheiten, der von der BIG-Fraktion gestellt wird, die
Aufwandsentschadigung It. GemO 8§ 34 Abs. 3 in Zusammenhang mit der Funktion des
Fraktionsobmannes neu festzulegen;

Wurde von der Tagesordnung abgesetzt.

59. Anfrage von GR DI Josef Sperrer und GR.in Mag.a Johanna Bors (Die Grunen) tber
den Stand hinsichtlich dem vorliegenden Projektkonzept fir einen jugend- und fami-
lientouristischen Leitbetrieb in Gmunden,;

GR." Mag.? Bors fiihrt aus:

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 6.7.2017 die zustandigen Ausschiisse beauftragt, sich mit
dem seit Oktober 2015 vorliegenden Projektkonzept fiir einen jugend- und familientouristischen Leit-
betrieb in der Stadtgemeinde Gmunden eingehend zu befassen und tber die weitere Vorgangsweise,
diese sehr reale Hoteloption betreffend, zu diskutieren. Weiters wurde der Stadtrat beauftragt, umge-
hend mit den Vertretern er Jufa-Gruppe in Kontakt zu treten und das grundsatzliche Interesse an einer
Projektrealisierung zu bekunden.

Der Birgermeister mége dem Gemeinderat berichten:

. Welche Ausschisse haben sich mit dem Konzept befasst?
. Wann ist der Stadtrat mit den Vertretern der Jufa-Gruppe in Kontakt getreten?
. Wie sieht der derzeitige Stand der Dinge aus?

Bgm. Mag. Krapf informiert Gber den chronologischen Ablauf:

22.03.2017 — erste Kontaktaufnahme per E-Mail mit Jufa (Frau Oberhofer) durch Herr Josef Aigner
betreffend aktuellem Stand und Zurverfigungstellung eines Areals; keine Antwort von Jufa;

Juli 2017 — Behandlung im GR;

26.09.2017 — nochmalige Kontaktaufnahme per E-Mail mit Frau Oberhofer (Projektentwicklerin) durch
Herrn Josef Aigner hins. Standortfrage (Sportzentrum bzw. Seeuferareal); keine Antwort von Jufa;
28.11.2017 — Kontaktaufnahme per E-Mail mit Jufa (Vorstandsvorsitzender KR Wendl u. Cornelia
Haas — Leiterin f. Projektentwicklung);

11.12.2017 — Antwort von Jufa (Bettina Hartmann, Ass. d. Vorstandes) an Sekretariat Blrgermeister,
dass Anfang des neues Jahres betr. Terminvereinbarung (Ort: Spital am Pyhrn) Kontakt aufgenom-
men wird.

Bgm. Mag. Krapf ladt schon jetzt alle Interessierten zu diesem Termin ein.

StR. DI KaBmannhuber erklart, dass Jufa eine Hotelkette ist und diese nichts anderes machte, als wie
sich selber den Auftrag fir die Untersuchung zu geben, da Frau Haas Geschaftsfihrerin der Frei:Zeit
Projektentwicklungs GmbH. ist, jener Firma, die das Gutachten erstellte. D.h. Jufa beauftragt eigene
Firmen und verlangt dafiir noch viel Geld. Man soll sich daher nicht zu viel erwarten.

GR." Mag.? Bors berichtet tiber die bereits langer zuriickliegende Geschichte und informiert, dass in
der Vision 2020 das Projekt Jugendherberge fixiert wurde und folglich die Gemeinde mit drei Jugend-
herbergen Kontakt aufgenommen hat. Von diesen drei Jugendherbergsverbénden ist Jufa als interes-
santeste ubriggeblieben. Sie berichtet ausfuhrlich Gber den vergangenen Ablauf und Uber abgehaltene
Lokalaugenscheine mit Vertretern der Jufa. Sie informiert weiters, dass Jufa 50 Betriebe in Europa
betreibt, von denen noch keines parifiziert oder in Zweitwohnsitze umgestaltet wurde und diese Ju-
gendherbergen auch offensichtlich gut laufen. Sie glaubt, dass auch ein 3-Sterne-Betrieb Gmunden
gut tun wurde und keineswegs eine Konkurrenz zu einem Vier- oder Finf-Sterne-Hotel oder zum
Hochzeitstourismus ware. Man braucht daher das eine nicht schlecht zu machen, um vielleicht das
andere herzubekommen. Sie weist auf die vielen Bemihungen der damals damit befassten Personen
hin und meint, dass es vielleicht ein Fehler dieser engagierten Personen war, diese Angelegenheit
nicht besser zu tbergeben oder nicht friiher nachzufragen. Sie berichtet, dass die Studie seit Oktober
2015 vorliegt und die Stadt erst im Frihjahr 2017 aktiv wurde.

Bgm. Mag. Krapf spricht sich fur eine Jugendherberge aus und schéatzt Jufa sehr. Es befremdet ihn

jedoch sehr, dass Jufa im Jahr 2015 von der Stadt € 21.000,00 abkassierte und dann auf zwei Mails
nicht reagierte. Weiters steht jedem frei, selbst Kontakt aufzunehmen.
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GR Erich Auer erklart, dass Jufa eine Jugend— und Familienhotelkette ist, nicht nur Jugendherbergen
betreibt, sondern auch Seminare ausrichtet und Familien dort ihren Urlaub verbringen kénnen.

Vzbgm. DI (FH) Schlair schétzt die Jufa-Gruppe und berichtet, dass er im Juli mit GR DI Sperrer Kon-
takt aufgenommen und mit ihm alles durchgesprochen hat. Grundsétzlich besteht It. Gutachten kein
Interesse, jedoch bei Vorliegen einer neuen Flache soll wieder Kontakt aufgenommen werden. Er
berichtet Uiber vergangene Kontaktaufnahmen mit Jufa sowie GR. DI Sperrer. Vzbgm. DI (FH) Schlair
verweist abschlieBend auf die Steuerungsgruppe zum Thema Hotel bzw. auf den Ausschuss fir Tou-
rismusangelegenheiten und meint, dass dort die Anfragen gestellt und dort auch zielorientiert behan-
delt werden sollten.

StR. Hopoltseder stellt richtig, dass die Studie gesamt € 30.000,00 kostete und vom Land (damals
LR." Hummer) € 10.000,00 ubernommen wurden. Er verweist ebenfalls auf die Studie, zeigt sich ver-
argert Uber die Qualitat dieser Studie und sei die Conclusio der Absage die, dass damals angeblich
die Sporthalle die Kapazitat nicht hatte, die benétigt wiirde. Er meint, dass es daflir keine so kostspie-
lige Studie erfordert hatte und fragt sich daher, ob die Beauftragung damals richtig war.

Bgm. Mag. Krapf ladt abschlieRend zu dem angekiindigten Termin mit Jufa in Spittal am Pyhrn ein. Er
wird rechtzeitig den Termin bekannt geben.

60. Anfrage von GR DI Sperrer (Die Grunen) betreffend Baustellenverkehr Bauvorha-
ben "KoRImuhle";

GR." Mag.? Bors fiihrt aus:

Um das derzeit zur Diskussion stehende Bauvorhaben Kdssimihle umsetzen zu kénnen, soll der
Baustellenverkehr iber die Traunuferpromenade, beginnend von der Spitalgasse (Fu3gangerbriicke
Uber die Traun) bis zur Késslmiihle gefiihrt werden. Herr Bgm. Stefan Krapf wird diesbeztiglich um die
Beantwortung folgender Fragen ersucht:

e Wie bereits die in letzter Zeit durchgefiihrten Bauarbeiten im Bereich der Traunuferpromenade
zeigten, ist der FuBweg nicht in der Lage die durch LKW-Verkehr verursachten Lasten aufzu-
nehmen. Wer hat die Kosten fiir die Herstellung eines entsprechend tragfahigen StralRenkor-
pers entlang des derzeitigen FuBweges zu tragen?

e Die veranschlagte Bauzeit fur das Vorhaben Kdssimihle wird mit zwei Jahren veranschlagt.
Wird es erforderlich sein, den FuBweg flr die gesamte Bauzeit zu sperren oder ist zumindest
eine zeitweilige Freigabe des Weges fiur die FuRganger vorgesehen?

e Die Genehmigung der Baustellenzufahrt Gber den Traunuferweg ist auch ein Eingestandnis,
dass groRRere Fahrzeuge Uber die Késsimuhlgasse nicht zufahren kénnen. Ist davon auszuge-
hen, dass auch nach Abschluss der Arbeiten Zufahrten zur Kdssimihle tGber die Traunufer-
promenade erfolgen werden?

e Sind ein Riuckbau der BaustralRe und die Wiederherstellung des FuBweges nach Abschluss
der Arbeiten vorgesehen und von wem sind die Kosten dieses Riickbaus zu tragen?

Bgm. Mag. Krapf erklart, dass es auf diese Fragen derzeit noch keine Antworten gibt, da das Baupro-
jekt erst am 12.12.2017 im Gestaltungsbeirat begutachtet worden und die Baustellenabwicklung noch
nicht bekannt ist. Er hofft, dartiber in naher Zukunft von den Projektbetreibern Informationen zu erhal-
ten. Persdnlich kann er sich eine zweijahrige Sperre der Traunpromenade nicht vorstellen und ms-
sen hier andere Mdglichkeiten gesucht werden.

Er informiert, dass sich der Weg vor der KéRImihle im Besitz der Projektbetreiber befindet, aber da-
von ausgegangen werden kann, dass das Gehrecht mittlerweile ersessen ist. Faktum ist, dass dieser
Weg immer offentlich bleiben und mit konkreten Vertragen abgesichert werden muss. Weiters infor-
miert Bgm. Mag. Krapf, dass sich der Weg von der KoRImuhle zur Traunpromenade in Privatbesitz
befindet und hier der Abschluss eines Dienstbarkeitsvertrages fur die Absicherung des Gehrechtes fir
die Offentlichkeit unverzichtbar ist.

Auf die Frage von GR." Harringer, wer die Kosten tragt, falls die Baustellenzufahrt tber den
Traunuferweg erfolgt, antwortet Bgm. Mag. Krapf, dass diese Kosten sicher nicht die Gemeinde tragt.
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GR Mag. Pucher kann sich die gleichzeitige Nutzung der Traunpromenade durch Ful3ganger und
Baustellenfahrzeuge nicht vorstellen.

Bgm. Mag. Krapf meint, dass dzt. noch keine Fakten am Tisch liegen und daher nur Hypothesen an-
gestellt werden kénnen.

StR. DI KaBmannhuber ergénzt, dass es fir das Bauprojekt KéRImihle einer Bebauungsplanande-
rung bedarf und vorher die Durchwegung zu regeln ist. Er erklart, dass die Baustellenabwicklung/-
versorgung Aufgabe der Projektbetreiber ist und deren Vorschlag abgewartet und in Folge ausdisku-
tiert werden muss. Er stellt klar, dass es kein Recht gibt Uber die Traunpromenade zu fahren und kann
die Baustellenabwicklung auch tber die KoImihlgasse erfolgen. Seiner persdnlichen Meinung nach
sollte betr. der Wiederherstellung eine Bankgarantie verlangt werden.

GR. Dr. Schneditz-Bolfras schlief3t sich diesen Ausfiihrungen an und fuhrt aus, dass Behandlungen im
Rechtsausschuss nétig sein werden, es zivilrechtliche Vereinbarungen geben wird miissen und es an
der Stadtgemeinde liegt, eine Zustimmung zur Nutzung der Promenade zu geben. Persénlich kann er
sich jedoch eine Nutzung der Traunpromenade nicht vorstellen. Er halt fest, dass es Aufgabe der Pro-
jektbetreiber ist, ein Konzept vorzulegen, welches folglich in den Gremien zu prifen ist. Fir ihn kommt
eine Sperre der Traunpromenade nicht in Frage. Wenn schon Gemeindegrund in Anspruch genom-
men werden muss, wird das vertraglich und mit Garantien abzusichern sein. Er berichtet weiters Gber
die Baueinstellung, Uber Beschwerden an das LVwWG. und erklart, dass hier mit besonderer Vorsicht
vorgegangen werden muss.

GR Mag. Pucher meint, sollte dieses Projekt nicht verwirklicht werden, wéare die Ké3Imuhle nach einer
Sanierung vielleicht ein idealer Standort fir ein Technologiezentrum.

61. Verkehrsangelegenheiten:

61.1. Beratung und Beschlussfassung tber eine Neuverordnung zur Errichtung einer
Begegnungszone von der Grabenkreuzung (Hohe Badgasse 2, Trafik) bis Kreuzung
Klosterplatz (Hohe Klosterplatz 10) mit Einbeziehung der Schiffslande (Hohe Nr. 10);
StR. Sageder:

Mit Beschluss des Ausschusses fur Verkehrs- und Mobilitdtsangelegenheiten vom 20.11.2017 wurde
dem Gemeinderat mehrheitlich die Verordnung einer Begegnungszone auf der Theatergasse (begin-
nend ab Grabenkreuzung), Rathausplatz (Trasse d. ehem. L120), Kammerhofgasse, An der Traun-
bricke bis Klosterplatz Nr. 10, einschlie8lich der Schiffslande empfohlen. Diese Verordnung sollte
nach Beendigung aller Bauarbeiten zur Errichtung der stadt.regio.tram Gmunden-Vorchdorf in Kraft
treten. Zustandig zur Erlassung dieser Verordnung ist gemaR § 94 b Ziff. 8c StVO. die Gemeinde im
eigenen Wirkungsbereich, sodass fur die Verordnungserlassung ein Gemeinderatsbeschluss erforder-
lich ist.

In § 2 Abs. 1 Ziff. 2a StVO. wird die Begegnungszone als Straf3e definiert, deren Fahrbahn fur die
gemeinsame Nutzung durch Fahrzeuge und Fu3ganger bestimmt ist, und die als solche gekennzeich-
net ist. Nach 8 76 ¢ Abs. 2 und 3 StVO. kénnen Ful3ganger die gesamte Fahrbahn benitzen, aller-
dings ohne die Fahrzeuglenker dabei mutwillig zu behindern. Die Lenker von Fahrzeugen durfen die
FuRRgéanger weder gefédhrden noch behindern.

Den Erlauterungen zur Regierungsvorlage der 25. StVO.-Novelle ist zu entnehmen, dass die gesamte
StralRe als Ort der Begegnung etabliert werden soll. Die vorgesehene gemischte Nutzung der gesam-
ten StralRenflache ist nur méglich, wenn alle Verkehrsteilnehmer im erhéhten Mal3e Riicksicht aufei-
nander nehmen. Diese Nutzungsform bedingt einen auRergewdhnlichen Grad der Interaktion zwi-
schen den unterschiedlichen Verkehrsteilnehmern; diese erforderliche Kontaktaufnahme ist nur mog-
lich, wenn kein allzu groRRer Unterschied zwischen den Geschwindigkeiten der beteiligten Nutzergrup-
pen besteht. Demzufolge wird die Hochstgeschwindigkeit von 20 km/h festgesetzt, damit der Interakti-
onsprozess stattfinden kann. Ansonsten unterliegt der Fahrzeugverkehr in der Begegnungszone kei-
nen besonderen Beschrankungen.

Die Bernhard Ingenieure ZT GmbH. hat Gber Auftrag der Stadtgemeinde Gmunden die Leistungsfa-

higkeit der Ortsdurchfahrt Gmunden bei Einrichtung einer Begegnungszone gemaf § 76 ¢ StVO. un-

tersucht. Dabei wurde geprift, ob

e die Verkehrsabwicklung in der Begegnungszone sowie den einzubeziehenden Verkehrsanlagen
hinreichend gut gewdahrleistet werden kann;
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¢ die signalisierten Knotenpunkte leistungsfahig betrieben werden kénnen;

e ein Queren der Ful3ganger im Vorrang gegentiber dem MIV zu keinen signifikanten Beeintrachti-
gungen des Kfz-Verkehrs fihrt;

e signifikante Nachteile fiir die einzelnen Verkehrstrager vermieden bzw. ausgeschlossen werden
kénnen.

Die Untersuchung wurde anhand der RVS (Richtlinien und Vorschriften fir das Stralenwesen), Ar-

beitspapier Nr. 27, vorgenommen.

Dabei stellte sich heraus, dass fast alle Kriterien fiir den Einsatz einer Begegnungszone zutreffen,

ausgenommen die Tatsache, dass die StralRenziige DurchzugsstralRencharakter haben. Auf dieses

Ergebnis wurde Ricksicht genommen und der gesamte Bereich im Zuge der Errichtung der

stadt.regio.tram Gmunden-Vorchdorf dahingehend ausgefiihrt, dass nunmehr die Voraussetzungen

fir die Begegnungszone insgesamt vorliegen. Ausnahmen wurden lediglich dort gemacht, wo techni-

sche Zwénge dies erforderlich machten. Bei den Gehsteigen wurde wie vom Osterreichischen Zivilin-

validenverband gefordert, der Leistenstein 3 cm erhoht errichtet, damit auch sehbeeintrachtigte Per-

sonen mit dem Stock entlang des Gehsteiges tasten konnen bzw. dieser auch als Wasserfiihrungsli-

nie benutzt werden kann.

Antrag:

Der Gemeinderat moge einen Beschluss zur Verordnung einer Begegnungszone mit Rechtswirksam-
keit nach Ende der Bauarbeiten zur Errichtung der stadt.regio.tram It. Beilage . /P (Verordnung) fas-
sen.

StR. Sageder informiert, dass bereits in ca. neun Monaten dieses grof3e Infrastrukturbauwerk fertig
gestellt sein wird und die Bewohner, Geschéftsleute und Besucher jetzt schon wissen sollten, was sie
ab September 2018 erwartet. Durch den bereits jetzt schon gefassten Beschluss wird somit auch eine
rechtzeitige Vorlaufzeit geschaffen. Er berichtet, dass Uber das Birgerbeteiligungsverfahren, aber
auch tUber Wortmeldungen aus der Wirtschaftsinitiative kundgetan wurde, die Altstadt davor zu be-
wahren, im Verkehrschaos unterzugehen. Die meisten Autofahrer fahren durch und auch von den
Geschaftstreibenden wurde erkannt, dass die Durchfahrenden nichts bringen, da die Aufenthalts- und
Lebensqualitat dadurch schlechter wird. Er meint, dass den Menschen wieder die Stadt zuriickgege-
ben und der Verkehr auf ein gesundes Mal3 zurtickgedrangt werden soll. Er spricht sich gegen eine
teilweise Sperre mit Fu3gangerzone aus, damit wirde den Leuten signalisiert, dass sie nicht gewollt
werden. Fir ihn hat die Begegnungszone den Vorteil, dass diese befahren werden darf und — auch
zeitlich - niemand ausgesperrt wird. Er erlautert die Benutzung der Begegnungszone, in der jeder
Verkehrsteilnehmer — mit Ausnahme der Stra3enbahn — gleichgestellt ist und in der gegenseitig Riick-
sicht genommen werden muss. Das muss allen Verkehrsteilnehmer weitervermittelt werden. Er berich-
tet, dass es in einer Begegnungszone so gut wie keine Barrieren gibt, erklart die baulichen Maf3nah-
men entlang dieser Stral3enziige und meint, dass nun mit einer Mischform zwischen niedrig und hoch
eine gute Losung gefunden wurde und daher eine Begegnungszone in diesem Bereich baulich sehr
wohl méglich ist. Nun missen noch die rechtlichen Rahmenbedingungen geschaffen und die Betroffe-
nen informiert werden. Daher schon heute dieser Antrag.

Vzbgm." Enzmann meint, dass eine Begegnungszone grundsatzlich wunderbar ist und sich eine Ver-

kehrsberuhigung vom Graben bis zum Klosterplatz sowie eine Gleichberechtigung aller Verkehrsteil-

nehmer sehr schon anhort — nur die FPO glaubt nicht daran.

Sie fuhrt aus:

e Grundsatzlich soll eine Begegnungszone die Verkehrssicherheit erh6hen und den Aufenthalt fur
nicht motorisierte Verkehrsteilnehmer attraktivieren.

e Fulganger und Benutzer von fahrzeugdhnlichen Geraten (z.B. Rollstuhle) dirfen die ganze Ver-
kehrsflache benitzen.

e Die Begegnungszone ist vor allem fir 6ffentliche Platze und StralRen mit hohem Aufkommen an
FuRgeher- und Fahrradverkehr.

e Sie ist aber nicht geeignet fur Hauptverkehrsverbindungen durch die Stadt und fur Straen mit
offentlichen Hauptverkehrslinien in hoher Frequenz.

Wesentliche Kriterien der Begegnungszone werden nicht erfillt:

e Aufgrund der Durchbindung der Regiotram ist eine niveaugleiche Flache fir alle Verkehrsteilneh-
mer unmaoglich geworden.

e Dadurch dass SRT, Autos, Busse und kleinere LKW's sich ein und denselben Fahrbereich teilen
mussen, haben Ful3ganger praktisch keine Chance, diese Flachen gefahr- und risikolos zu benut-
zen — auch aufgrund der fehlenden Schutzwege.

538



e Die Gleichberechtigung fur alle Verkehrsteilnehmer trifft nicht zu, da die SRT immer Vorrang hat.
Vzbgm." Enzmann bringt folgendes Beispiel vor: Sie fahren mit dem Auto durch die Begegnungszone.
Hinter Ihnen féhrt die StraRenbahn. Ein FuRgénger quert plétzlich knapp vor Ihnen die Fahrbahn. Sie
steigen auf die Bremse. Was passiert dann, wenn die Stral3enbahn hinter lhnen bei einer Geschwin-
digkeit von 15 km/h einen Anhalteweg von ca. 20 m hat?

Sie kann sich daher eine Begegnungszone nicht vorstellen.

Sie fUhrt weiter aus:

Durch die Begegnungszone soll der Durchzugsverkehr durch Gmunden gestoppt werden, jedoch ist
zu bedenken, dass, wenn die Durchfahrt durch Gmunden fur PKW erschwert wird, auch Fahrten vom
Ostufer ins Krankenhaus, von der Cumberlandsiedlung ins Strandbad oder vom Villenviertel zu den
Gasthausern am See-Ostufer behindert werden.

Die Theatergasse, Kammerhofgasse und Traunbricke sind die einzige West-Ost-Verbindung fir
PKW-Verkehr durch Gmunden und diese Verbindung hat eine wichtige verkehrstechnische Bedeutung
fir Gmunden. Wenn diese Verbindung unterbrochen bzw. erschwert wird, trifft man nicht nur den
Durchzugsverkehr, sondern behindert viele Gmundnerinnen und Gmundner bei ihren Besorgungen in
der Stadt.

Fur den Vorschlag, auf dem Klosterplatz und dem Franz-Josef-Platz in die SRT oder in den Bus um-
zusteigen, fehlen die dafur notwendigen Park & Ride-Platze direkt bei den Haltestellen.

Die Verlagerung des Durchzugsverkehrs ohne Behinderung des Zielverkehrs kann nur mit einem
zentrumsnahen Umfahrungsring, von dem es mehrere Zufahrten in die Innenstadt gibt, funktionieren.
Eine solche Mdglichkeit héatte sich bei der Errichtung der Marienbriicke geboten, wenn sie auch PKW-
tauglich gebaut worden ware. Die jetzige Umfahrung fihrt jedoch in einem groRen Bogen mit ca. 4
km-Radius um die Stadt herum und wer einmal auf der Umfahrung ist, fahrt sicher nicht mehr in die
Stadt und wer in die Stadt will, muss durch das Nadel6éhr Begegnungszone. Es kdnnte sein, dass so
mancher darauf verzichtet.

GR." Hausherr stimmt Vzbgm." Enzmann zu, bezieht sich auf die homepage der Gemeinde
(,stadt.regio.tram”), verliest auszugsweise die do. Erklarung hins. Begegnungszone und meint, dass
diese Begegnungszone nicht dazu dient, die Verkehrsfrequenz in der Innenstadt zu reduzieren son-
dern die Innenstadt fur die stadt.regio.tram. freizuraumen. Sie informiert, dass es kinftig keine
Schutzwege mehr gibt und erklart, dass die Stralienbahn nicht bevorrangt ist, denn in der StVO findet
sich nur der Verweis, dass die Straenbahn nicht mutwillig behindert werden darf. Sie verweist auf
eine Schweizer Studie, die abrat, auf einer Fahrbahn mit Gleisen eine Begegnungszone einzurichten.
Sie veranschaulicht weiters die Schwierigkeit des Uberquerens anhand eines Beispiels und fragt, wo
aufgrund der fehlenden Schutzwege, der im Viertelstundentakt einfahrenden Stralenbahn, der Sicht-
behinderung durch die StralRenbahn und des unterschiedlichen Gehsteigniveaus, die Stral3e Uber-
quert werden kann? Es gibt folglich keinen geschuitzten Bereich mehr, die StralRe zu Uberqueren.

Sie appelliert an eine verantwortungsvolle Verkehrspolitik und gibt zu bedenken, dass das Gefahren-
potential ohne Schutzwege massiv erhoht wird, es keinen Schutz mehr fir das schwachste Glied in
der Kette, den Ful3ganger, gibt, und die Parameter fiir eine Begegnungszone nicht erfllt sind.

StR. Sageder meint, dass dieser Stralenzug nicht als Ausweichstrecke fur die Umfahrung freigehal-
ten werden soll. Betreffend Sicherheitsrisiken verweist StR. Sageder auf das Beispiel Linz und funkti-
oniere hier die Begegnungszone auch, da es kein Gegeneinander gibt. Er erklart, dass der Ful3ganger
keinen Vorrang hat und sich dieser mit dem Autofahrer abstimmen muss. StR. Sageder erklart, dass
ein zentrumsnaher Umfahrungsring sicherlich positiv gewesen ware, berichtet Uber die damaligen
Uberlegungen betr. einer dritten Traunbriicke und meint aber, dass dadurch die Wohngebiete (u.a.
Plentznerstral3e) massiv belastet worden waren und eine Finanzierung wahrscheinlich nicht zu reali-
sieren gewesen sei.

Weiters erklart er, dass es keine Schutzwege braucht, da der FuRRgénger in der Begegnungszone
nicht besonders geschitzt werden muss und sich der Ful3gdnger mit dem Fahrzeugverkehr abstim-
men muss. Er informiert, dass das Miteinander in allen Begegnhungszonen funktioniert und die gesetz-
liche Regelung vorsieht, dass vor dem herannahenden Schienenfahrzeug der Gleiskorper freizuma-
chen ist. Weiters wird durch die StraRenbahn eine automatische Ampelschaltung vorgenommen und
erfolgt die Durchfahrt der Stral3enbahn mit einer sehr geringen Geschwindigkeit. Abschlieend halt er
fest, dass Sachverstandigen- und Rechtsgutachten vorliegen und jetzt der Mut aufgebracht werden
soll, dass Gmunden keine autogerechte sondern eine menschengerechte Stadt wird.

GR Ing. Bauer spricht sich fur dieses zukunftstrachtige Projekt aus. Er hat nun viele Punkte gehort,

warum eine Begegnungszone nicht funktionieren soll, meint aber, wenn sich jeder bemiiht und aufei-
nander geachtet wird, dass diese funktionieren wird.
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GR John informiert Uber die damalige Verkehrssituation und die taglichen Staus. Er berichtet, dass
immer wieder versucht wurde, Verbesserungen zu erreichen und fihrt als positives Beispiel den
Kreisverkehr in der GeorgstraRe und als negatives Beispiel die Ampelregelung Klosterplatz an. Die
Aufgabe der Gemeinde muss nun sein, die Personen rechtzeitig und ausreichend lber die Begeg-
nungszone zu informieren. Er meint, dass nun alles so gebaut wurde, dass es funktioniert und es im
Bereich Verkehr immer wieder Veranderungen gibt.

GR DI Kienesberger teilt mit, dass es genug Beispiele gibt, wo eine Begegnungszone auch mit einer
StraRenbahn funktioniert, alleine durch die Geschwindigkeitsreduktion. Er meint, dass es zur Ande-
rung des Verkehrsverhaltens kommen muss, der jetzige Autoverkehr in der Stadt nicht aufrechtzuer-
halten ist und Gewohnheiten abgelegt werden muissen. Er halt abschlieRend fest, dass bei einer Be-
gegnungszone die Eigenverantwortung gestarkt wird.

GR KR Colli meint, dass der Antrag zur Begegnungszone vor der Entscheidung zu einer Stral3en-
bahndurchbindung gestellt werden hatte miissen, denn davor hatten Uberlegungen angestellt werden
mussen, wie wird vorgegangen, wenn die Stralenbahn durchfahrt. Mit diesem Beschluss soll nun die
Durchfahrt der stadt.regio.tram ermdéglicht werden. Er kritisiert weiters, dass nicht rechtzeitig Parkfla-
chen um die Begegnungszone herum geschaffen wurden.

GR John entgegnet, dass es heute viel mehr Parkplatze gibt als friher.

GR KR Colli hélt abschlieRend fest, dass sich der Verkehr nach der StraRenbahn richtet und meint,
dass das nicht funktionieren wird.

GR." Peganz stellt klar, dass die Begegnungszone nicht tiberraschend kommt und verweist auf die
Exkursion, die Lokalaugenscheine, die Simulationen sowie die angestellten Uberlegungen. Sie findet
die daher vorgetragenen Anschuldigungen ungerecht, denn es wurde versucht, alle Rahmenbedin-
gungen und BegleitmalRnahmen zu setzen. Sie begrif3t, wenn die Menschen Eigenverantwortung
entwickeln, fordert Mut ein und meint, dass in Verkehrsangelegenheiten oft nachjustiert werden muss.

Vzbgm.in Enzmann befilirwortet grundsétzlich Begegnungszonen und hélt fest, sollte diese Begeg-
nungszone funktionieren, sei sie die erste, die das zugibt.

Bgm. Mag. Krapf lasst iber den Antrag abstimmen.
Beschluss: mehrheitlich genehmigt
27 JA-Stimmen: OVP (19); SPO (5); GRUNE (3); .
8 Gegenstimmen: FPO (5): Vzbgm." Enzmann, GR KR Colli, GR Trieb, GR." Mag.? Fritz,
GR DI Fritz; BIG (3): StR. DI KaRmannhuber, GR." Hausherr, GR Mag. Pucher;
1 Stimmenthaltung: OVP (1): GR." Reiter
1 Nicht anwesend: GR." Dr." Hitzenberger (BIG)

StR. Sageder stellt den Antrag uber folgende Punkte gesammelt abzustimmen:
61.2. bis 61.5 sowie 61.8.
Beschluss: einstimmig genehmigt

61.2. Beratung und Beschlussfassung tber eine Neuverordnung eines Halte- und
Parkverbotes, ausgenommen Zustelldienste in der Ladebucht der Landesmusikschu-
le, gegentiber MuihlwangstralRe Nr. 12;

StR. Sageder:

Nach eingehender Beratung im Verkehrsausschuss wird dem Gemeinderat der Stadt Gmunden die
Neuverordnung zur Errichtung eines Halte- und Parkverbotes, ausgenommen Zustelldienste, in der
Ladebucht Musikschule, gegeniiber Mihlwangstra3e Nr. 12 vorgeschlagen.

Antrag:

Der Gemeinderat der Stadt Gmunden mdge die Verordnung (Beilage ./Q) zur Errichtung eines ,Halte-
und Parkverbotes”, ausgenommen Zustelldienste, in der Ladebucht bei der Musikschule, gegeniiber
Muihlwangstraf3e Nr. 12 beschlieRen.

Beschluss: einstimmig genehmigt
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61.3. Beratung und Beschlussfassung tber eine Neuverordnung eines Halte- und
Parkverbotes, ausgenommen Zustelldienste auf einer Lange von 7 Meter, Hohe Rat-
hausplatz Nr. 5;

StR. Sageder:

Nach eingehender Beratung im Verkehrsausschuss wird dem Gemeinderat der Stadt Gmunden die
Neuverordnung zur Errichtung eines Halte- und Parkverbotes, ausgenommen Zustelldienste, auf einer
Lange von 7 Metern, H6he Rathausplatz Nr. 5 vorgeschlagen.

Antrag:

Der Gemeinderat der Stadt Gmunden moge die Verordnung (Beilage ./R) zur Errichtung eines ,Halte-
und Parkverbotes”, ausgenommen Zustelldienste, auf einer Lange von 7 Metern, Hohe Rathausplatz
Nr. 5 beschliel3en.

Beschluss: einstimmig genehmigt

61.4. Beratung und Beschlussfassung tber die Neuverordnung eines Halte- und Park-
verbotes, ausgenommen stark gehbehinderte Personen fiir einen Behindertenpark-
platz "Am Graben" Hohe Nr. 2 (vor Birgerservicestelle);

StR. Sageder:

Nach eingehender Beratung im Verkehrsausschuss wird dem Gemeinderat der Stadt Gmunden die
Neuverordnung zur Errichtung eines Halte- und Parkverbotes, ausgenommen stark gehbehinderte
Personen fir einen Behindertenparkplatz ,Am Graben“ (H6he Nr. 2, vor Birgerservicestelle) vorge-
schlagen.

Antrag:

Der Gemeinderat der Stadt Gmunden moge die Verordnung (Beilage ./S) zur Errichtung eines Halte-
und Parkverbotes, ausgenommen stark gehbehinderte Personen, ,Am Graben®, (H6he Nr. 2, vor Bur-
gerservicestelle), beschlie3en.

Beschluss: einstimmig genehmigt

61.5. Beratung und Beschlussfassung tber eine Neuverordnung eines Halte- und
Parkverbotes, ausgenommen Zustelldienste auf einer Lange von 7 Meter, Hohe Rat-
hausplatz Nr. 2;

StR. Sageder:

Nach eingehender Beratung im Verkehrsausschuss wird dem Gemeinderat der Stadt Gmunden die
Neuverordnung zur Errichtung eines Halte- und Parkverbotes, ausgenommen Zustelldienste auf einer
Lange von 7 Metern, H6he Rathausplatz Nr. 2 vorgeschlagen.

Antrag:

Der Gemeinderat der Stadt Gmunden moége die Verordnung (Beilage ./T) zur Errichtung eines ,Halte-
und Parkverbotes”, ausgenommen Zustelldienste auf einer Lange von 7 Metern, Héhe Rathausplatz
Nr. 2 beschlieRRen.

Beschluss: einstimmig genehmigt

61.6. Beratung und Beschlussfassung tber eine saisonale 30 km/h Geschwindigkeits-
beschréankung vom 01.05 bis 31.10 jeden Jahres auf der TraunsteinstralRe Str.km 0,6
minus 94 Meter (Steinmaurer) bis Str.km 1,2 plus 60 Meter (Freisitz Roith);

StR. Sageder:

Da aufRerhalb der Touristensaison auf der Traunsteinstral3e eine Verkehrsberuhigung stattfindet, wird
nach eingehender Beratung im Verkehrsausschuss dem Gemeinderat der Stadt Gmunden die Neu-
verordnung einer saisonalen 30 km/h Geschwindigkeitsbeschrankung vom 01.05. bis 31.10 eines
jeden Jahres vorgeschlagen.

Antrag:

Der Gemeinderat der Stadt Gmunden mdge die Neuverordnung einer saisonalen 30 km/h Beschrén-
kung auf der TraunsteinstraBe vom St.Km 0,6 minus 94 Meter (Steinmaurer) bis St.km 1,2 plus 60
Meter (Freisitz Roith) vom 01.05. bis 31.10 eines jeden Jahres beschlieRen (Beilage ./U, Verordnung).
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StR. Sageder begriindet die saisonale 30 km/h-Geschwindigkeitsbeschrankung mit dem erhdhten
Verkehrsaufkommen in diesem Zeitraum.

GR DI Kienesberger fiihrt aus:

Wir begrifRen eine Geschwindigkeitsbeschréankung auf der Traunsteinstrale. Im Gegensatz zum

Antrag sind wir jedoch fir eine ganzjahrige Geschwindigkeitsbeschrankung.

Wir stellen daher einen Gegenantrag, die Geschwindigkeitsbeschrankung auf das ganze Jahr

auszuweiten, mit folgender Begriindung:

o0 Eine Verkehrsberuhigung auf der Traunsteinstraf3e ist schon seit Jahrzehnten ein Thema. Bei
konkreten Mallnhahmen geht es dann nach den Motto: Wasch mich, aber mach mich nicht nass!
Das heif3t, es kommt zu relativ zahnlosen Lésungen.

o0 Eine saisonale Geschwindigkeitsbeschrankung bringt unserer Ansicht durch den Wechsel eine
Verunsicherung der Autofahrerinnen und Autofahrer. Es bauen sich Gewohnheiten auf, die dann
beim Wechsel auf 30 km/h schwer umzustellen sind.

o0 Eine Geschwindigkeitsbeschrankung auf 30 km/h ist ein wesentlicher Beitrag zur
Verkehrssicherheit, weil bei 50 km/h allein der Reaktionsweg so lang ist wie der gesamte
Bremsweg bei 30 km/h. Radfahren wird ebenfalls sicherer, wenn der Geschwindigkeitsunterschied
zwischen Auto und Rad sinkt.

0 Mir ist durchaus bewusst, dass die StraRe in diesem Abschnitt teilweise 6,5 m breit ist und daher
Geschwindigkeiten bis 80 km/h erlaubt, und es daher die Autofahrerinnen und Autofahrer nicht
einsehen, hier mit 30 km/h fahren zu missen. Im Sommer stellt sich das Problem weniger, wenn
die Stral3e verparkt ist.

Zusammenfassung:

Bei der Traunsteinstral3e hat man sich bisher an den Qualitatsvorstellungen des Autos orientiert, was

die Erreichbarkeit flr alternative Verkehrsarten verschlechtert hat. Entscheidende Verbesserungen

sind auch im ,Normalbetrieb — da halte ich mich an die Empfehlungen von Prof. Macoun - nur bei

einer Reduktion der Geschwindigkeit moglich. Daher pladieren wir fir ganzjahriges Tempo 30.

Bgm. Mag. Krapf lasst Uber den Gegenantrag abstimmen:
Beschluss: mehrheitlich abgelehnt A
4 JA-Stimmen: SPO (1): GR Henter; GRUNE (3): GR DI Kienesberger, GR." Mag.? Bors,
GR." Harringer A
32 Gegenstimmen: OVP (20); FPO (5); SPO (4): StR. Sageder, GR." Auer, GR Hochegger,
GR Erich Auer; BIG (3): StR. DI KaBmannhuber, GR." Hausherr, GR Mag. Pucher
1 Nicht anwesend: GR." Dr." Hitzenberger (BIG)

Bgm. Mag. Krapf lasst Uber den Antrag von StR. Sageder abstimmen.
Beschluss: mehrheitlich genehmigt
35 JA-Stimmen: OVP (20); FPO (5); SPO (4); BIG (3); GRUNE (3);

1 Stimmenthaltung: SPO (1): GR Henter

1 Nicht anwesend: GR." Dr." Hitzenberger (BIG)

61.7. Beratung und Beschlussfassung tber eine Neuverordnung Halten- und Parken
verboten "Am Graben" Nr. 3 bis 21;

StR. Sageder:

Nach eingehender Beratung im Verkehrsausschuss wird dem Gemeinderat der Stadt Gmunden zur
Verbesserung der Leichtigkeit und Flissigkeit des Verkehrs die Verordnung eines Halte- und Parkver-
botes ,Am Graben* Nr. 3 bis 21 vorgeschlagen.

Antrag:
Der Gemeinderat der Stadt Gmunden mdge die Verordnung eines Halte- und Parkverbotes ,Am Gra-
ben“ Nr. 3 bis Nr. 21 beschlieRen.

Bgm. Mag. Krapf ersucht, diese Neuverordnung zu tUberdenken, da bei Beschlussfassung z.B. der
Betreiber des Naschmarktes nicht mehr zuliefern kann und das sei flr ihn unvorstellbar.

GR John stellt den Antrag zur Geschéftsordnung, diesen TO-Pkt. dem Ausschuss fir Verkehrs- und
Mobilitdtsangelegenheit zur nochmaligen Beratung zuzuweisen.
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Beschluss: einstimmig genehmigt - Zuweisung an den Ausschuss fiir Verkehrs- und Mobilitatsan-
gelegenheiten

61.8. Beratung und Beschlussfassung uber die Reduktion der 8 Taxistellplatze am
Rathausplatz auf 5 markierte Stellplatze, entlang der eh. Scharnsteinerstralie;

StR. Sageder:

Nach eingehender Beratung im Verkehrsausschuss wird dem Gemeinderat der Stadt Gmunden die
Reduktion der 8 Taxistellplatze am Rathausplatz mangels Auslastung auf 5 gekennzeichneten Stell-
platzen, rathausseitig sowie die 3 frei geworden ostseitigen Stellplatze der Gebiihrenordnung am Rat-
hausplatz zugeordnet werden, vorgeschlagen.

Antrag:

Der Gemeinderat der Stadt Gmunden mége die Reduktion der 8 Taxistellplatze am Rathausplatz
mangels Auslastung auf 5 gekennzeichneten Stellplatzen, rathausseitig sowie die 3 frei geworden
ostseitigen Stellplatze der Gebuhrenordnung am Rathausplatz zugeordnet werden, beschliel3en (Bei-
lage ./V, Verordnung).

Beschluss: einstimmig genehmigt

62. Personelles;
Uber Antrag von Bgm. Mag. Krapf wird einstimmig beschlossen, iber nachfolgende Personalangele-
genheit nicht geheim, sondern durch Erheben der Hand abzustimmen.

62.1. Anderung Dienstpostenplan;

Bgm. Mag. Krapf:

Mehrfach hat die Bezirkshauptmannschaft Gmunden darauf hingewiesen, dass der Dienstpostenplan
im Bereich ,Kindergarten“ bei den Planstellen KBP und I12b1l anzupassen ist. Nachstehende Dienst-
posten sind wie folgt darzustellen:

24,70f S 12b1 Helnwein Isabella w | 28.03.1969iLeiterin KG. Stadt VB |{IL/I2b1/14 100
S 12b1 Stogermiiller Karin w | 21.03.1977iP&d. Fachkraft, KG Stadt VB |IL/I2bl/6 85 70% Sprachférderung
S 12b1 Andl Edda w | 06.03.1960{P&d. Fachkraft, KG Stadt VB 1IL/I2b1/19 80,63
S KBP Rosenauer Hannelore w | 11.05.1984!P&d. Fachkraft, KG Stadt VB |KBP/7 100
S KBP Titsch Silvia w | 11.08.1992!Pad. Fachkraft/Krabbelstube Stadt VB |KBP/4 95,63
S KBP Héllwerth Nora w | 03.01.1993;P&d. Fachkraft, KG Stadt VB |KBP/3 100 befr. 17/18, KU Leimer M.
S 12b1 Burgstaller Brigitta w | 05.05.1959{Pad. Fachkraft, KG Stadt VB |IL/I2b1/19 76,25
S KBP Laudacher Sabine w i 25.10.1988!Leiterin KG. Scho/Krabbelst. VB |KBP/6 100
S KBP Nagl Bettina w | 06.12.1989iPad. Fachkraft, KG Scharihub VB [KBP/4 100 KU Haas
S 12b1 Weinmiller Elke w | 18.07.1969:Pad. Fachkraft, KG Schérihub VB |IL/I2b1/14 80,63
S 12b1 Staudinger Claudia w i 23.01.1969:Pad. Fachkraft, KG Schérihub VB |IL/I2b1/15 97,5
S 12b1 Meingast Heidemarie w i 26.07.1959:Pad. Fachkraft, KG Schérihub VB |IL/I2b1/12 100
S KBP Fichtinger Nicole w | 02.11.1995!Pad. Fachkraft/Krabbelstube Schérih. VB |KBP/2 100 befr. Kdg.j.17/18, KU Greiner
S KBP Roitner Silvia w | 12.12.1993:Pad. Fachkraft/Krabbelstube Schérih. VB _|KBP/1 81,88 befr. Kdg.j. 17/18
S 12b1 Giglleitner Adelheid w | 12.11.1965;Leiterin KG Traundorf VB |IL/I2b1/15 100
S KBP Wolfsgruber Sissy w i 01.05.1995:P&d. Fachkraft, KG Traundorf VB |KBP/2 100 befr. Kindergartenjahr 17/18
S 12b1 Bauer Ulrike w | 04.10.1960; Leiterin Kdg.Marienbr. VB _|IL/I2b1/12 100
S KBP Waldmann Martha w | 15.10.1988;Pad. Fachkraft, KG Marienbriicke VB |KBP/6 100 Zweimuller KU
S KBP Mihringer Johanna w { 05.05.1986;Pad. Fachkraft/Krabbelstube Marienb. VB |KBP/2 91,25 KU Ellmauer, befr. 17/18
S 12b1 Vielkind Monika w § 06.09.1976{Pad. Fachkraft, KG Marienbriicke VB |IL/I2b1/11 76,25
S KBP Haslinger Julia w | 13.08.1995:P&d. Fachkraft, KG Marienbriicke VB |KBP/2 100 befr. Kindergartenjahr 17/18
S KBP Weidinger Julia w | 18.07.1991!Pad. Fachkraft, KG Marienbriicke VB [KBP/4 100
S KBP Zauner Barbara w | 15.12.1980!Pad. Fachkraft, KG Marienbriicke VB |KBP/5 75
S KBP Huber Tanja w 27.09.1989; Stiitzkraft, KG Stadt VB |KBP/5 60
S 12b1 Tuch Isabella w | 11.10.1976;Sprachférderung, KG Marienbriicke VB |IL/I2b1/9 75
S 12b1 Dobringer Elisabeth W | 26.01.1974iSprachférderung, KG Schérihub VB 1IL/12b1/11 32,5
S 12bl Laimer Gabriele w | 16.01.1967!Stitzkraft, KG Marienbriicke VB |IL/I2b1/13 60,63
S 12b1 Badenfeld Katharina w 10.03.1981! Sprachférderung, KG Schérihub VB |IL/I2b1/8 41,25
S KBP Stadlhuber Brigitte w | 02.11.1967Stutzkraft, KG Traundorf VB [{KBP/2 61,25 befr. Kdg.j. 17/18
Antrag:

Die oben dargestellten Anderungen des Dienstpostenplanes mdgen vom Gemeinderat beschlossen
werden.

Beschluss: einstimmig genehmigt .

2 Nicht anwesend: GR." Dr." Hitzenberger (BIG) und GR." Mag.® Bors (GRUNE)

63. Beratung und Beschlussfassung tber die Resolution an die Bundesregierung an-
lasslich der Abschaffung des Pflegeregresses;
StR. Mag. Apfler bringt den Resolutionstext vollinhaltlich zur Verlesung (Beilage ./W) und stellt den
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Antrag:
Der Gemeinderat moge diese Resolution anlasslich der Abschaffung des Pflegeregresses beschlie-
Ben.

StR. Mag. Apfler informiert tiber die Aufstockung des Budgetvolumens des Sozialhilfeverbandes des
Bezirkes von € 80 Mio. auf € 88 Mio. und erklart, dass durch die Ricklagen beim Sozialhilfeverband
die dzt. Belastung fur die Gemeinde noch gleich bleibt, jedoch diese Riicklagen in einem Jahr aufge-
braucht sein werden. Er berichtet weiters, dass die Stadt Gmunden mit € 4,7 Mio. der groéfite Zahler im
Bezirk ist und eine Erhthung mehrere Hundertausende Euro ausmachen wiirde. StR. Mag. Apfler halt
fest, dass diese Resolution nicht die Lésung ist, jedoch damit ein Zeichen gesetzt wird, dass diese
Mal3nahme nicht so einfach akzeptiert wird. Er ersucht um Zustimmung.

Bgm. Mag. Krapf lasst tber den Antrag abstimmen.
Beschluss: einstimmig genehmigt
1 Nicht anwesend: Vzbgm."” Enzmann (FPO)

64. Berichte des Biirgermeisters;

a)

Bgm. Mag. Krapf meint, dass die heutige Gemeinderatssitzung aufgrund der Dauer fast an die Be-
lastungsgrenze geht und er es bedenklich findet, dass nach mehr als sechs Stunden noch tber sehr
wichtige Themen diskutiert wird. Er regt daher an, in Fraktionssitzungen, im Stadtrat oder bei Klausu-
ren Lésungen zu suchen, damit wichtige Themen fur die Zukunft ordentlich, konzentriert und verninf-
tig diskutiert werden.

b)

Bgm. Mag. Krapf freut sich, dass Gmunden den OGUT-Umweltpreis gewonnen hat.

c)
Bgm. Mag. Krapf berichtet, dass das Dienstleistungszentrum nun ein Klimabiindnisbetrieb ist und
bedankt sich bei GR Trieb.

d)
Bgm. Mag. Krapf bedankt sich bei GR Auer Erich fir die Abwicklung des Gesundheitstages.

65. Allfélliges.

a)

Bgm. Mag. Krapf wiinscht gesegnete Weihnachten und alles erdenklich Gute und vor allem Gesund-
heit fur 2018. Er bedankt sich recht herzlich fiur das Miteinander und den wertschatzenden Umgang
untereinander.

b)

Vzbgm." Enzmann fur die FPO, GR Hochegger fur die SPO, StR. DI KaBmannhuber fur die BIG, GR."
Harringer fir die GRUNEN sowie GR John fiir die OVP bringen lhre Weihnachts- und Neujahrswiin-
sche vor.

c)
Bgm. Mag. Krapf bedankt sich bei dieser Gelegenheit bei allen Mitarbeitern der Stadtgemeinde, be-
sonders bei Stadtamtsdirektor Dr. Pseiner.

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.
Der Vorsitzende dankt fir die Teilnahme und schlielt die Sitzung.

ﬁchriftftheri T Gemeinderatsmitglieder: B{]/rgermeister:
s e U@ &*C!C'\j ~—— \ / /



	Beratung:
	a. Der Kindergartenbesuch oder der Besuch einer Krabbelstubengruppe ist für Kinder mit Hauptwohnsitz in Oberösterreich vom vollendeten 30. Lebensmonat bis zum Schuleintritt bis 13:00 Uhr nach Maßgabe der Bestimmungen der Novelle zum Oö. Kinderbetreuun...
	b. Ab 13.00 Uhr ist der Besuch von Kindergärten und Krabbelstuben beitragspflichtig.
	c. Für Kinder die jünger als 30 Monate sind und für Kinder die keinen Hauptwohnsitz in Oberösterreich verfügen, ist ein Elternbeitrag zu leisten.

